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Bevor die Nazis im Frühjahr 1933 die Gewerkschaften zerschlugen,

beseitigten sie die Mitbestimmung in den Betrieben. Die Betriebsrats-

wahlen im März, die nach den Reichstagswahlen vom 5. März 1933

stattgefunden hatten, brachten ein klares Votum für die Listen der

demokratischen Gewerkschaften. Wäre es nach den Ergebnissen der

Betriebsratswahlen gegangen – die Nationalsozialisten wären nicht 

an die Macht gekommen.

Mit ihrem Gesetz vom 4. April 1933 über Betriebsvertretungen und

wirtschaftliche Vereinigungen wurden die Betriebsratswahlen aus-

gesetzt und die eigenmächtigen, terroristischen Absetzungen der

Betriebsräte legitimiert – die Wahlergebnisse damit auf den Kopf

gestellt. Nach der Zerstörung der parlamentarischen Demokratie 

mit dem Ermächtigungsgesetz vom 24. März 1933 war mit dem 

Ende der Betriebsdemokratie das Schicksal der Weimarer Republik

besiegelt.
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Bevor die Nazis im Frühjahr 1933 die Gewerkschaften zerschlugen, beseitig-
ten sie die Mitbestimmung in den Betrieben. Die Betriebsratswahlen im März,
die nach den Reichstagswahlen vom 5. März 1933 stattgefunden hatten,
brachten ein klares Votum für die Listen der demokratischen Gewerkschaf-
ten. Wäre es nach den Ergebnissen der Betriebsratswahlen gegangen – die
Nationalsozialisten wären nicht an die Macht gekommen.

Mit dem Betriebsrätegesetz von 1920 war Deutschland im internationalen
Vergleich zu einem Pionier der Mitbestimmung geworden. Allerdings beglei-
teten heftige Proteste von links und rechts die Verabschiedung des Gesetzes.
Und es bedurfte einiger Zeit, bis sich die Arbeitsteilung zwischen Betriebs-
räten und Gewerkschaften zu einer Selbstverständlichkeit entwickelt hatte:
die Betriebsräte als Experten der betrieblichen Konfliktregulierung und die
Gewerkschaften als Akteure der überbetrieblichen Lohnfindung. Dass die
Stärke der deutschen Mitbestimmung in der konstruktiven Zusammenarbeit
von Betriebsräten und Gewerkschaften besteht, hatte die Hitler-Regierung
wohl verstanden. Mit ihrem Gesetz vom 4. April 1933 über Betriebsvertre-
tungen und wirtschaftliche Vereinigungen wurden die Betriebsratswahlen
ausgesetzt und die eigenmächtigen, terroristischen Absetzungen freigewerk-
schaftlicher Betriebsräte legitimiert – die Wahlergebnisse damit auf den Kopf
gestellt. Mit der Zerschlagung der Mitbestimmung war die gewerkschaftliche
Machtbasis in den Betrieben beseitigt und der gewerkschaftliche Handlungs-
rahmen weiter verkleinert.

Nach der Zerstörung der parlamentarischen Demokratie mit dem Ermächti-
gungsgesetz vom 24. März 1933 war mit dem Ende der Betriebsdemokratie
das Schicksal der Weimarer Republik besiegelt.

Die Gewerkschaften und die Betriebsräte haben aus diesen bitteren Erfah-
rungen gelernt. Unveräußerliche Menschenrechte, eine unabhängige Ein-
heitsgewerkschaft und Mitbestimmung gibt es nur in einer demokratischen
Gesellschaft. Freiheit, Demokratie und Solidarität in Arbeitswelt und Gesell-
schaft zu stärken und gegen den Rechtsextremismus zu verteidigen – das 
ist das Vermächtnis von 1933.

Michael Sommer Wolfgang Jäger
Vorsitzender des Geschäftsführer der
Deutschen Gewerkschaftsbundes Hans-Böckler-Stiftung
Vorsitzender des Vorstandes
der Hans-Böckler-Stiftung

Zu m  G e l e i t
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Eine lebendige Ausstellung über die Zerschlagung der
Weimarer Betriebsräte zu konzipieren, stößt auf viel-
fache Schwierigkeiten. Zwar sind Dokumente zu den 
Vorgängen vom Frühjahr 1933 heute in den Archiven
zugänglich, aber sie geben zumeist die Sicht der Unter-
nehmer, staatlicher Instanzen oder der Nationalsozialis-
ten wieder. Die Betriebsräte als Opfer haben nur in den
seltensten Fällen das Geschehen zeitnah aufgezeichnet
– und wenn doch, so fielen die Zeugnisse ihrer Tätigkeit
anschließend oft der Vernichtung anheim. Vor allem aber
bleiben die Betriebsräte bis 1933 weitgehend gesichts-
los: Von ihnen existieren in den Archiven und Werkszeit-
schriften keine Fotos. Das ändert sich erst im Sommer
1933: Die ersten Betriebsräte, die in den Werkszeit-
schriften abgebildet werden, sind die nationalsozialis-
tischen Aktivisten, die die bisherigen gewählten Beleg-
schaftsvertreter mit Gewalt verdrängt haben.

Eine Ausnahme von dieser Gesichtslosigkeit stellt das
Gemälde von Jakob Steinhardt »Der Betriebsrat« dar. 
Der vierzigjährige Steinhardt, ein Schüler von Lovis
Corinth, malte das Bild 1927. Es war ein Auftragswerk
des Chemnitzer Trikotagenfabrikanten Erich Goeritz, der
Steinhardt beauftragte, einen Gemäldezyklus über sein
Chemnitzer Unternehmen, der von seinem Vater geerb-
ten Sigmund Goeritz AG, zu schaffen. Die Idee, auch ein
Bild vom Betriebsrat anfertigen zu lassen, zeugt von 
der Aufgeschlossenheit des Unternehmers gegenüber
betrieblichen sozialen Fragen.

Das Ölgemälde steht ohne Zweifel in der Tradition von
Gruppenporträts, wie sie in der frühen Neuzeit entstan-
den. Die Tiefe der Räume, die Perspektivik, die Lichtfüh-
rung und die Farbgebung weisen es als einen Grenzgän-
ger zwischen Tradition und Neuer Sachlichkeit aus. Die
Konzentration der Blicke auf das gemeinsam zu erstel-
lende Schriftstück, die Wachsamkeit, die Zugewandtheit
der Figuren belegen den hohen Ernst, mit dem die Beleg-

E i n l e i t u n g
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schaftsvertretung Mitbestimmung praktiziert. Die Szene-
rie ist nach vorn offen, die Betrachter werden eingela-
den, den leeren Platz in der Bankmitte einzunehmen.

Diesem »politischen Denk-Bild« kommt damit ein Rang
zu, wie es Robert Koehlers Gemälde »Der Streik« von
1886 für die sich formierende Arbeiterbewegung ein-
nimmt. Es ist bezeichnend für das Schicksal der demo-
kratischen Erbschaft der Weimarer Republik, das es, 
in einer Schwarz-Weiß-Version in der Wiener Zeitschrift
»Menorah« (1928) erstmals publiziert, erst auf dem
Umweg über die Sammlungen des »Israel-Museums 
Jerusalem« 2013 seinen Ort in der Tradition der deut-
schen Arbeiterbewegung wiederfindet.

Jakob Steinhardt zeigt uns den Betriebsrat – zwei Frauen
und fünf Männer – bei einer internen Beratung. Die

Zusammensetzung weist darauf hin, dass Betriebsrats-
arbeit überwiegend »Männersache« war. Selbst in der
Textilindustrie, in der die Mehrzahl der Beschäftigten
weiblich war, waren die Frauen im Betriebsrat unterre-
präsentiert. Eine Statistik des freigewerkschaftlichen
Deutschen Textilarbeiter-Verbandes weist aus, dass 
Ende der 1920er Jahre ein Viertel der Betriebsräte in
den Textilunternehmen Frauen waren.

Die Belegschaftsvertreter sitzen oder stehen gruppiert
um einen Mann mittleren Alters, der auf einem vor ihm
liegenden Stück Papier einen Text verfasst – vielleicht
eine Stellungnahme an die Firmenleitung. Der Betriebs-
rat tagt in einem großen, flurähnlichen Raum, der offen
ist zu den Werkshallen. Im Hintergrund sind mehrere
Arbeiter mit ihrem Tagwerk beschäftigt – das Treffen 
des Betriebsrates findet also in der Betriebsöffentlichkeit

Jakob Steinhardt: Der Betriebsrat (1927), Israel Museum Jerusalem
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statt. Dies wirft ein Schlaglicht auf die bescheidenen
Bedingungen, unter denen ein Betriebsrat in den 1920er
Jahren arbeiten musste. Das Betriebsrätegesetz sah vor,
dass ihm für seine Sitzungen »die nach Umfang und
Beschaffenheit des Betriebes und der gesetzlichen 
Aufgaben des Betriebsrates erforderlichen Räume und
Geschäftsbedürfnisse zur Verfügung zu stellen« sind. 
Dies bedeutete für einen mittelgroßen Betrieb wie die
Siegmund Goeritz AG mit ca. 500 Beschäftigten, dass 
es genügte, wenn der Betriebsrat von Fall zu Fall ein 
Sitzungszimmer erhielt.

Mit dem Betriebsrätegesetz von 1920 war Deutschland
zu einem Pionier der Mitbestimmung in Europa gewor-
den. Die Kluft zwischen dem Status als freier Staats-
bürger und geknechteter Arbeitsbürger, die das Kaiser-
reich prägte, sollte überwunden werden. Die in Ansätzen
schon in der Revolution von 1848/49 erkennbaren
Grundzüge der »anderen Demokratie« in der Arbeitswelt,
die das Projekt der Demokratisierung der staatlichen 
Verfassung erst vollenden konnte, traten nun in erstaun-
licher Reife in die sozioökonomischen Realität der jun-
gen Republik ein. Mit dem Gesetz wurde auch eine neue
Arena der industriellen Beziehungen geschaffen. Die
duale Struktur der industriellen Beziehungen – Tarif-
vertrag und Betriebsvereinbarung – wurde geboren, 
die das spezifisch deutsche Modell bis heute prägt.

Im Gegensatz zu den »modernen Industrien« der Chemie
und Elektrotechnik wurden die Betriebsräte in der
Schwerindustrie jedoch nicht akzeptiert. Auf den Hütten
und Zechen des Ruhrgebietes herrschte spätestens seit
der Weltwirtschaftskrise ein zermürbender Kleinkrieg 
um die Vorschriften des Betriebsrätegesetzes, mit dem
die schwerindustrielle Arbeitgeberschaft die sich zuneh-
mend radikalisierenden Belegschaften und ihre Vertre-
tungen disziplinieren wollte. Die Schwerindustrie zielte
darauf ab, die Zugeständnisse zurücknehmen, die die

Arbeitgeber der Arbeiterschaft aufgrund der Machtssi-
tuation in den Gründungsjahren der Weimarer Republik
gewähren mussten. Es waren daher vor allem der Berg-
bau und die Eisen- und Stahlindustrie, die auf eine Besei-
tigung der betrieblichen Mitbestimmung drängten.

Die Betriebsratswahlen waren während der Weimarer
Jahre immer auch ein Maßstab der politischen Kräfte-
verhältnisse in der Arbeiterschaft. Trotz ihrer Stimmge-
winne bei den Reichs- und Landtagswahlen seit 1930
konnte die NSDAP bei den Betriebsratswahlen auf keine
entsprechenden Erfolge verweisen: Die NSBO blieb in
der Arbeiterschaft weit unterrepräsentiert. Das änderte
sich auch nicht bei den Betriebsratswahlen, die im März
1933 nach dem Machtantritt Hitlers und dem Reichs-
tagsbrand schon unter dem gewaltsamen Terror von 
SA und NSBO stattfanden. Unter Androhung und Aus-
übung von Gewalt wurden erste Betriebsräte zum Rück-
tritt gezwungen. Die betroffenen Belegschaftsvertreter
wichen der Gewalt und setzten auf die Einlegung von
Rechtsmitteln gegen die Willkürakte. Die Reichsregierung
reagierte auf diese willkürliche Gewalt des NSBO-Aktivis-
ten mit dem Gesetz über Betriebsvertretungen und wirt-
schaftliche Vereinigungen vom 4. April 1933, das die
Betriebsratswahlen aussetzte, die »wilden« Absetzungen
von Betriebsvertretungen durch die SA und NSBO nach-
träglich legalisierte und die Basis dafür legte, dass die
Betriebsvertretungen scheinrechtlich abgesetzt werden
konnten. An deren Stelle traten jetzt NSBO-Aktivisten, 
die zuvor bei den Wahlen keine Mehrheiten auf sich 
vereinen konnten.

Die Betriebsräte waren für die Gewerkschaften die Basis
und das Rückgrat in den Betrieben wie auch auf örtlicher
Ebene. Nach ihrer Beseitigung waren die Gewerkschaften
nur mehr ein tönerner Koloss. Vor diesem Hintergrund
vollzog sich der Anpassungskurs der freien, der christli-
chen und liberalen Gewerkschaften an das NS-Regime.
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Während die Betriebsräte der Arbeitslosigkeit, der Ver-
folgung und der Tortur ausgesetzt wurden, arrangierten
sich auch jene aufgeschlossenen Unternehmerkreise,
die noch im März 1933 eine Neuauflage der Arbeitsge-
meinschaft mit den Gewerkschaften erwogen hatten, 
allzu bereitwillig mit den neuen Machthabern. Mit dem
Beitritt des Reichsstandes der Deutschen Industrie zur
Deutschen Arbeitsfront Ende November 1933 war dieser
Prozess vorerst abgeschlossen.

An die Stelle der Weimarer Betriebsdemokratie trat das
Arbeitsordnungsgesetz, das ein geistiges Produkt eines
ehemaligen Verbandsjuristen des Ruhrkohlenbergbaus
war. Der vom »Betriebsführer« geleitete Vertrauensrat
war kein Mitbestimmungsgremium, und so bestimmten
die Unternehmer im Nationalsozialismus die betriebliche
Wirklichkeit. Die viel beschworene Betriebsgemeinschaft
blieb nichts anderes als eine Fiktion.

Nach dem Untergang des Nationalsozialismus knüpfen
Gewerkschafter – und auch Unternehmer – an die Wei-

marer Betriebsdemokratie an. Das Modell des Betriebs-
rätegesetzes von 1920 bildete die gemeinsame Folie für
den betrieblichen Neuanfang im Nachkriegsdeutschland.
Die Demokratisierung Nachkriegsdeutschlands wuchs
aus den Betrieben heraus, in denen auch die ersten 
freien Wahlen stattfinden konnten.

Der Dank der Autoren gilt zunächst den Archiven und
Bibliotheken, die uns für die Ausstellung und das Buch
mit freundlicher Offenheit Dokumente und Fotos zur 
Verfügung gestellt haben. Begleitet wurde das Projekt
von einem Beirat, der uns mit Rat und Tat zur Seite
stand: Wir haben Michaela Kuhnhenne, Johannes Platz
und besonders Michael Schneider für wichtige Hinweise 
und weiterführende Ratschläge zu danken. Zuletzt gilt
unser Dank der Hans-Böckler-Stiftung, vertreten durch
Wolfgang Jäger, die den Anstoß gab und unsere Arbeit
jederzeit unterstützte.

Emil Georg von Stauß (Aufsichtsratsmitglied der Deutschen Bank und 
u. a. Aufsichtsratsvorsitzender von Daimler-Benz und BMW) und Carl
Friedrich von Siemens (rechts) bei einer Ergebenheits-Kundgebung 
der deutschen Wirtschaftsführer am 7. November 1933 in Berlin
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In gewisser Weise war der Erste Weltkrieg für das Deut-
sche Reich der Schrittmacher der gesetzlichen Veranke-
rung von Gewerkschaftsrechten. Mit dem »Gesetz über
den Vaterländischen Hilfsdienst« vom 2. Dezember 1916
wurden die Gewerkschaften als Interessenvertretung 
der Arbeiter vom Staat erstmals anerkannt. Arbeiteraus-
schüsse wurden in kriegswichtigen Betrieben nun obli-
gatorisch eingeführt. Damit wurden Entwicklungsstränge
zusammengefasst, die bis ins 19. Jahrhundert zurück-
reichten, als Arbeiterausschüsse als Sprachrohr der
Belegschaften in etwa 10 Prozent der deutschen Indus-
triebetriebe verankert waren. Freilich waren sie häufig
vom Unternehmer selbst eingerichtet worden und viel-
fach von seinem Wohlwollen abhängig. Das wurde in der
Geschichtsschreibung als sog. »Angebotslinie« bezeich-
net. Als »staatliche Linie« galten demgegenüber die Ein-
griffe in die Betriebsverfassung seit dem Amtsantritt von
Kaiser Wilhelm II., die mit der Schaffung von Arbeiteraus-
schüssen vor allem dem Zweck dienten, im rüstungspoli-
tisch wichtigen Kohlebergbau Erschütterungen durch
Massenstreiks zu verhindern. Die Freien Gewerkschaften
hatten ein zwiespältiges Verhältnis zu den frühen Arbei-
terausschüssen, sahen sie in ihnen doch nicht zu Unrecht
auch Bollwerke gegen das Eindringen von Sozialdemo-
kraten in die Fabriken. Im Weltkrieg aber wurden die
Industriebetriebe durch die Zusammenarbeit von Militärs
und Gewerkschaftsführern auch gesetzlich für Arbeiter-
ausschüsse und gewerkschaftliche Tätigkeit geöffnet,
freilich um den Preis, dass ein Pflichtarbeitsdienst sowie
die Einschränkung von Arbeitsplatzwechseln hingenom-
men werden mussten.

Im Zuge der Auseinandersetzungen über die Politik von
Sozialdemokratie und Freien Gewerkschaften im Krieg
zerbrach die Einheit der sozialdemokratischen Arbeiter-
bewegung. Mit der Gründung der Unabhängigen Sozial-
demokratischen Partei (USPD) im April 1917 wurde die
Protestbewegung gegen die Einbeziehung der Arbeiter-

Der Vorsitzende der Generalkommission der freien Gewerkschaften 
Carl Legien (1861 – 1920)



13

bewegung in die Kriegswirtschaft institutionalisiert. Die
Arbeiterausschüsse wurden vielfach zu Zentren der poli-
tischen Agitation und spontaner Streiks und entfremde-
ten sich zusehends den Gewerkschaftsführungen, denen
in der Großindustrie noch bis zum Kriegsende die Tarif-
partnerschaft verweigert wurde. Dramatisch für die
gesamte Gewerkschaftspolitik der Freien, der Christli-
chen und der liberalen Hirsch-Dunckerschen Verbände
war die Tatsache, dass von den Arbeiterausschüssen die
gesetzlich abgesicherten Initiativen auch für Lohn- und
Arbeitszeitforderungen ausgingen. Diese bezogen sich
naturgemäß auf den Einzelbetrieb, waren aber ein Instru-
ment, das das von den Gewerkschaftsführungen seit 
der Jahrhundertwende angestrebte Tarifvertragsprinzip
unterlief, das auf Branchen und Regionen ausgerichtet
war. Die schweren Betriebskonflikte der unmittelbaren
Nachkriegszeit brachten die Gewerkschaftsführer in 
eine prekäre Lage, da eine Demarkationslinie zwischen
betrieblichen und tariflichen Vereinbarungen noch 
nicht etabliert war.

Gewerkschaften und Arbeiterräte

… Dann zu der Forderung, die Arbeiterräte sollen nicht nur 
ein Mitbestimmungsrecht, sondern gewissermaßen das allei-
nige Bestimmungsrecht haben, wie das Lange wollte. Können
wir das praktisch wirklich fordern, ist das denkbar? Selbst wenn
ich gar nicht annehme, daß die Genossen glauben, das wäre 
von heute auf morgen durchzusetzen, sondern ihnen zugebe,
daß sie die Verwirklichung dieser Forderung erst in etwa fünf
oder zehn Jahren ins Auge fassen, wird es uns, wenn die gesam-
te Arbeiterbewegung, nicht bloß die Gewerkschaften, zusam-
men wirkt in bezug auf Aufklärung, Erziehung und Bildung der
Arbeiterschaft, möglich sein, dann in allen Betrieben so hoch
entwickelte Arbeitervertreter zu finden, daß wir ihnen wirklich
mit gutem Gewissen die Leitung der Betriebe übertragen kön-
nen? Heute kann davon keine Rede sein, und ich bestreite, daß
uns das in fünf oder zehn Jahren gelingen wird. Deshalb kön-
nen wir nicht die ganze Leitung der Produktion den Arbeiterrä-
ten oder Betriebsräten übertragen. Dazu brauchen wir die Kräf-
te, die sich jahrzehnte-, jahrhundertelang auf diesem Gebiete
betätigt haben, die müssen ihre Erfahrungen, ihre Kenntnisse,
ihre Fähigkeiten zur Verfügung stellen. Wir würden ja die größ-
ten Dummköpfe sein, wenn wir die große Zahl der tüchtigen,
erfahrenen, gebildeten Betriebsleiter entlassen und selbst an
ihre Stelle treten wollten. Nein, die sollen eingespannt werden,
die sollen in unserem Dienst, im Dienst des gesamten Volkes
arbeiten. Sie sollen Betriebsleiter bleiben, sie sollen nur unter
der Kontrolle, unter der Mitverantwortung, der Mitwirkung 
der Arbeiter tätig sein. Deshalb können wir als erfahrene 
und vernünftig denkende Menschen nicht weitergehen als 
z. B. bei der Frage der Entlassung und Einstellung zu fordern:
der Betriebsrat muß angehört werden. Er kann nicht allein
bestimmen darüber, denn in dem Augenblick hat er die Leitung
des Betriebes, dann muß er auch die Verantwortung überneh-
men …
Hier handelt es sich doch darum, daß das Recht der Betriebs-
räte in dem Tarifvertrag, den die Gewerkschaft abgeschlossen
hat, festgelegt wird. Dann kann der Betriebsrat sich in all den
Fällen, wo er sich mit dem Arbeitgeber nicht einigen kann, an
die Tarifinstanzen wenden. Und die ganze Macht der Gewerk-
schaft soll hinter dem Betriebsrat stehen und wird hinter ihm
stehen in all den Fällen, wo die Gewerkschaft die Forderungen
des Betriebsrats unterstützen kann …

Die Betriebsrätekonferenz des Gelsenkirchener Bergbaus vom 
19. November 1919 fordert ein Mitbestimmungsrecht für Betriebsräte.

Carl Legien auf einer Konferenz der Zentralverbände am 25. April 1919
über ein Kontrollrecht von Betriebsräten
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Das Zentralarbeitsgemeinschaftsabkommen (ZAG) 
zwischen den großen Arbeitgeberverbänden und den
Gewerkschaften vom 15. November 1918 brachte den
Gewerkschaften mit der Anerkennung ihrer Verbände
und der Durchsetzung des Acht-Stunden-Tages wichtige
Erfolge. Aber dieses Abkommen und die Verordnung über
Tarifverträge und Arbeiterausschüsse vom 23. Dezember
1918 verhalfen der Anerkennung der arbeitsrechtlichen
Scheidung zwischen Tarifvertrag und Betriebsvereinba-
rung noch nicht zum Durchbruch, denn die Forderungen
nach Arbeiterräten mit wirtschaftlicher Entscheidungs-
macht nach dem Vorbild der russischen Sowjets und
nach Sozialisierung von »Schlüsselindustrien« bewegten
die Massen leidenschaftlich.

Die Wahlen zur Nationalversammlung vom Januar 1919
trugen zunächst wenig zur Beruhigung der Massenstreik-
Bewegungen bei, obwohl die Weimarer Koalition aus

Mehrheitssozialdemokraten (MSPD), aus dem katholi-
schen Zentrum und aus der Deutschen Demokratischen
Partei (DDP) unter den sozialdemokratischen Reichs-
kanzlern Philipp Scheidemann und Gustav Bauer unent-
wegt an stabilen Stützen eines künftigen Arbeits- und
Sozialrechts arbeitete.

Die ungeklärte arbeitsrechtliche Situation spiegelt sich
wider im Redebeitrag des langjährigen Vorsitzenden der
freigewerkschaftlichen Zentralverbände auf der Konfe-
renz vom April 1919. Carl Legien, ein gelernter Drechsler,
wandte sich gegen die Forderung des Redakteurs der
»Handlungsgehilfen-Zeitung« Paul Lange, Mitglied der
neugegründeten Kommunistischen Partei Deutschlands
(KPD), der sich für ein wirtschaftliches Rätesystem, 
und zwar unter Ausschaltung der Unternehmerschaft,
ausgesprochen hatte. Es war den meisten Gewerk-
schaftsführern völlig bewusst, dass sich das »fremde 
russische Gewächs« nicht einmal im Mutterland der 
Sowjets bewährt hatte, vielmehr zur Lähmung, ja zum
Zusammenbruch der Produktion geführt und den Über-
gang zur Parteidiktatur eröffnet hatte. Richtungsweisend
war ohne Zweifel auch die Einsicht Legiens, dass die
Zukunft der Betriebsräte von der Unterstützung durch
starke Gewerkschaften abhängen werde.

Der Deutsche Metallarbeiterverband (DMV) hingegen
blieb zunächst noch im Banne eines »reinen« Räte-
systems, wie es das gemäßigte USPD-Mitglied Robert
Dißmann auf der Generalversammlung im Oktober 
1919 zum Ausdruck brachte. Für die Christliche Gewerk-
schaftsbewegung in Deutschland stand aber völlig außer
Zweifel, dass ein »Mißbrauch von Arbeiterräten« zu dem
Zweck, die »Diktatur des Proletariats« zu errichten, zu
verurteilen war. Schon vor der Jahrhundertwende war 

Deutscher Metallarbeiter-Verband und Rätesystem

Die Generalversammlung verwirft Haltung und Politik, die von
der Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands wie
von den leitenden Instanzen unseres Verbandes während den
Jahren des Krieges wie nach den Novembertagen 1918 einge-
nommen wurde.
Jene Kriegspolitik ließ den Klassenkampfcharakter der Gewerk-
schaften verschwinden und fand ihren Ausdruck an der Seite
der herrschenden Klasse, der bürgerlichen Parteien und führt
zum engsten Zusammenarbeiten mit dem Arbeitgebertum in
den sogenannten Arbeitsgemeinschaften, in denen sich die 
Vertreter freier Gewerkschaften in holder Eintracht mit den
Widersachern der Arbeiterklasse, den Kapitalisten, zusammen-
gefunden haben.
Die verwerfliche Kriegspolitik der leitenden Gewerkschaftsin-
stanzen und Vorstände fand ihre logische Fortsetzung nach 
den Tagen der Revolution. Anstatt den revolutionären Kampf
des Proletariats mit allem Nachdruck zu fördern, wurde die
Haltung der gleichen Gewerkschaftsinstanzen vielfach zu einem
Hemmnis des proletarischen Befreiungskampfes inmitten der
Revolution.
Der Wiederaufbau unserer Volkswirtschaft muß ein sozialis-
tischer sein. Davon ausgehend, sind Haltung und Politik des
Verbandes konsequent auf den Boden des revolutionären 
Klassenkampfes und des Rätesystems einzustellen, um den
Kampf des Proletariats zum schnellen und sicheren Siege des
Sozialismus zu führen, mündend in die siegreiche Weltrevolu-
tion des Proletariats.

Auf der 14. Generalversammlung des Deutschen Metallarbeiterver-
bandes (DMV) in Stuttgart im Oktober 1919 setzt sich der Vorsitzende
Robert Dißmann mit einer Resolution für ein Rätesystem und den 
revolutionären Klassenkampf durch.

Robert Dißmann (1878 – 1926), 
Mitbegründer der USPD (1917), 
Vorsitzender des DMV von 1919 
bis 1926
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es ihr Ziel gewesen, den Arbeiter »an der Stätte seiner
lebenswichtigen Betätigung als Mensch und mit aus-
schlaggebender Produktionsfaktor« zur Geltung zu 
bringen. Zu Recht hat man die christliche Arbeiterbe-
wegung daher neben den bürgerlichen Sozialreformern
als Urheber des Betriebsräte-Gedankens bezeichnet.

Die Verwurzelung eines Räte-Systems in der Industriear-
beiterschaft ist vielfach überschätzt worden. Dies belegt
eine Flut von Eingaben aus den Belegschaften bei den
Reichsbehörden, die den Wunsch nach Mitbestimmung
in der Arbeitswelt in der Form von Betriebsräten doku-
mentiert. 

Mit zunehmendem Abstand zur Revolutionsphase for-
mierten sich unterdessen die kooperationsunwilligen
Industriekreise aufs Neue, und es war vor allem die
Schwerindustrie des Westens des Reiches, die sich 
den Demokratisierungstendenzen in der Arbeitswelt 
mit Nachdruck verschloss. Hier bildeten sich Ansätze
einer Veto-Macht heraus, die den Kern der die Republik
von Weimar unterminierenden Kräfte bilden sollte.

Albert Vögler (1877 – 1945),
Vorsitzender des Vereins 
deutscher Eisenhüttenleute,
Mitglied des Reichstages 
für die DVP

Protest des Generaldirektors der Deutsch-Luxemburgischen Bergwerks-
und Hütten-AG Albert Vögler gegen das Betriebsrätegesetz (Dezember
1919).



» M a g n a  C h a r t a «  
d e r  b e t r i e b l i c h e n  

M i t b e s t i m m u n g :  
D a s  B e t r i e b s r ä t e g e s e t z

v o n  1 9 2 0

16

Wie war es möglich, dass das fortschrittlichste Betriebs-
verfassungsgesetz Europas, das die Betriebsräte zu 
Verhandlungspartnern der Arbeitgeber machte, das
Rechtssicherheit und Kontinuität versprach, von vielen
Zeitgenossen als ein »Zerrbild von Betriebsräten« betrach-
tet wurde? Die Gewerkschaftsführungen hatten es sich 
in der politischen und gesellschaftlichen Umbruchsitua-
tion von 1918/19 nicht leicht gemacht: Endlich hatten
sie das Tarifvertragsprinzip durchgesetzt, das sich unter
den Bedingungen der sich anbahnenden Hyperinflation
zu bewähren hatte. Unabweisbar aber erschien ihnen,
dass den tariflichen Vereinbarungen der Vorrang vor den
betrieblichen zukam. Auf dem 10. Kongress der Freien
Gewerkschaften im Juli 1919 in Nürnberg ließ sich die
Führung um Legien ihre Haltung zur Betriebsrätefrage
von den Delegierten mit 407:192 Stimmen legitimieren.
Damit siegte auch das gewerkschaftliche Repräsentati-
onsprinzip über das rätedemokratische Versammlungs-
prinzip.

Es war bezeichnend, dass die USPD in der Nationalver-
sammlung zusammen mit der Wirtschaftspartei DVP und
der ultrarechten DNVP gegen das Betriebsrätegesetz
(BRG) stimmte. Ohne Zweifel war das einigende Band bei
der Ablehnung die tiefe Abneigung gegen die Macht des
Parlaments. Bei der USPD kam hinzu, dass sie die harte
Tatsache ignorierte, dass das Deutsche Reich und nicht
nur die Eliten des Kaiserreichs den Krieg verloren hatte.
Als leidenschaftliche Kriegsgegnerin fühlte sie sich nicht
mitverantwortlich für die erheblichen Kriegsfolgelasten.
Die hasserfüllte Abrechnung des USPD-Abgeordneten
Curt Geyer am 14. Januar 1920 in der Nationalversamm-
lung verzeichnete für viele Jahre die Urheberschaft für
eine der wichtigsten Sozialreformen der Weimarer Repu-
blik, als er die »gewaltigen Arbeiteraufstände« vom Früh-
jahr 1919 zu den Geburtshelfern rechnete. Der Räte-
Gedanke sei aber »ins Lächerliche verzerrt«. Mit dem
BRG diffamierte er auch das »Repräsentationssystem 

Das Kabinett Gustav Bauer: Bauer, stehend (SPD), der aus der Freien
Gewerkschaftsbewegung kam, vorn mit dem Rücken zur Kamera Arbeits-
minister Alexander Schlicke (SPD, zuvor Vorsitzender des DMV), 2. v. r.
der aus der christlichen Gewerkschaftsbewegung stammende Postmi-
nister Johannes Giesberts (Zentrum), rechts Außenminister Erich Koch-
Weser (DDP) 
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der bürgerlichen Demokratie«. Die Hauptintention seiner
Rede bestand indes darin, die Verantwortung für das
Blutbad vor dem Reichstag am Vortage auf die regieren-
de Mehrheitssozialdemokratie abzuwälzen. Es war aber
der außerparlamentarischen Protest-Strategie der USPD
zuzurechnen, dass eine von ihr einberufene Demonstra-
tion aus dem Ruder lief. 

Der aus der freigewerkschaftlichen Angestelltenbewe-
gung stammende Reichskanzler Gustav Bauer ließ im
Reichstag aber keinen Zweifel an der Verantwortlichkeit
der USPD: Das aus dem freiesten Wahlrecht hervorge-
gangene Parlament sei »unter die Diktatur der Straße«
gestellt worden: »Die Unabhängige Sozialdemokratie 
wird die Flecke nicht abwaschen können.« Bauer gehör-
te, ebenso wie der aus der christlichen Gewerkschafts-
bewegung stammende Postminister Johannes Giesberts,
zu den Gestaltern des Arbeitsrechts in der Revolution,
und zwar unter stetiger Einbeziehung der Repräsentan-
ten aus dem Arbeitnehmer- wie aus dem Arbeitgeber-

Die Nationalversammlung verabschiedete das Betriebsrätegesetz 
mit 213 : 64 Stimmen der Regierungskoalition aus SPD, Zentrum, DDP
gegen die linke USPD, die bürgerliche DVP und die ultrarechte DNVP.

Wahlplakat der freien Gewerkschaften zur Betriebsratswahl 1920 
im Bergbau 

Am 13. Januar 1920 kam es während einer von der USPD aus Anlass
der zweiten Lesung des Betriebsrätegesetzes (BRG) einberufenen
Demonstration vor dem Reichstag zu schweren Tumulten. 
Bilanz: 42 Tote, 105 Verletzte 
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In der Nationalversammlung lehnt Dr. Curt Geyer (USPD) am 
14. Januar 1920 die Verantwortung seiner Partei für das 
Blutbad vor dem Reichstag und das BRG ab.

Wahlbeteiligung bei den Betriebsratswahlen (hier: Arbeiterrat) in der 
Metallindustrie 1920 – 1930
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lager. Das Betriebsrätegesetz trug damit auch die Züge
eines großen Kompromisses.

Im § 1 des BRG wurde die für den deutschen betriebs-
verfassungsrechtlichen Weg charakteristische Doppel-
funktion des Betriebsrats festgeschrieben: Er hatte die
wirtschaftlichen Interessen der Arbeiter und Angestellten
wahrzunehmen, gleichzeitig aber den Arbeitgeber »in 
der Erfüllung der Betriebszwecke« zu unterstützen. Die
im § 66, Absatz 3 formulierte Aufgabe, »den Betrieb 
vor Erschütterungen zu bewahren«, wurde fälschlich 
als wirtschaftsfriedliche Domestizierung gedeutet. 
Tatsächlich aber bekräftigte dieser Passus über die 
»Friedenspflicht« die Unterordnung der Betriebsräte 
unter die Gewerkschaften. Dabei kam ihnen die Aufgabe
zu, die »gesetzlichen Vorschriften und maßgebenden
Tarifverträge« zu überwachen. Auf Antrag des Betriebs-
rats konnten betriebsexterne Gewerkschafter sowohl an
dessen Sitzungen wie auch an Betriebsversammlungen
teilnehmen. Die Wahrung der Vereinigungsfreiheit ver-
pflichtete sowohl den Betriebsrat als auch den Arbeitge-
ber; Mitglieder bestimmter Parteien oder Verbände durf-
ten nicht benachteiligt werden. Eine Mitbestimmung bei
Einstellungen wurde zwar ausgeschlossen, bei Einzelent-
lassungen aber musste der Betriebsrat gehört werden.
Schließlich durfte ein Mitglied des Betriebsrats nur mit
Zustimmung der Betriebsvertretung gekündigt werden.

Die 1921 und 1922 hinzugekommenen Ausführungs-
gesetze über die Pflicht zur Vorlage der Betriebsbilanz
und über die Entsendung zweier Betriebsräte in den 
Aufsichtsrat von Kapitalgesellschaften rundeten ein
Gesetz ab, das dem Aufstieg des Belegschaftsvertreters
zu Selbstbewusstsein und Sachverstand den Weg ebne-
te. Belegschaftsversammlungen und jährliche Neuwah-
len verbürgten ein hohes Maß von Kontrolle durch die
Basis. Die ungewöhnlich hohe Wahlbeteiligung zeugt 
von der breiten Akzeptanz, die sich das Betriebsräte-
wesen, gestützt durch Gewerkschaften und deren quali-
fizierte Weiterbildung, erarbeitete. Die politische Zusam-
mensetzung der Betriebsräte warf jedoch die Frage auf,
ob sie zwischen den politischen Flügeln zerrieben wer-
den würden oder sich als Katalysator der Überwindung
der gewerkschaftspolitischen Spaltung erweisen würden.

Betriebsratwahlen im Ruhrbergbau 1920 – 1924

1920 1921 1922 1924
II a I II II a I II

Freie 
Gewerkschaften b 45,7 144,8 41,2 41,7 92,2 32,2

Christliche
Gwerkschaften c 18,9 63,3 18,0 20,6 60,7 21,2

Hirsch-Dunckersche
Gewerkverein 0,7 3,9 1,1 1,3 4,5 1,6

Polnische 
Berufsvereinigung 7,5 20,8 5,9 3,0 3,4 1,2

Union der Hand-
und Kopfarbeiter -- 91,3 26,0 32,9 d 98,1 34,3

Syndikalisten 27,0 16,7 4,7 -- 20,8 7,3

Wirtschaftsfriedl.
Arbeiterverbände e 0,1 1,3 0,4 0,0 1,2 0,4

Sonstige 0,3 9,5 2,7 0,5 5,1 1,8

Insgesamt 100,0 351,6 100,0 100,0 285,9 100,0

I) abgegebene Stimmen in Tausend;
II) in v H der gültigen Stimmen;
a) Sitzverteilung in den Betriebsräten

(Arbeitervertreter);
b) vor allem Bergarbeiterverband 

(»Alter Verband«)
c) vor allem Gewerkverein 

christlicher Bergarbeiter;
d) zusammen mit den Syndikalisten;
e) »Gelbe«
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In der Endphase des Krieges hatten führende Unterneh-
mer einen Lernprozess durchgemacht. Angesichts der
bevorstehenden Kapitulation des Deutschen Reiches
hatten sie Verhandlungen mit den Gewerkschaftsfüh-
rungen aufgenommen, um nicht mit der diskreditierten
Monarchie der Hohenzollern und den kriegswirtschaft-
lichen Reglementierungen in einen Abstiegsstrudel zu
geraten. Schon vor dem Ausbruch der Novemberrevolu-
tion aber zeigte sich, dass die großindustriellen Arbeit-
geberverbände das erforderliche sozialpolitische Anpas-
sungstempo nicht mithalten wollten. Es waren einzelne
Industrieführer wie Hugo Stinnes aus der westlichen
Schwerindustrie und weitsichtige Verbandspolitiker wie
Hans von Raumer aus dem Zentralverband der deut-
schen Elektro-Industrie, die ein Bündnis mit den Gewerk-
schaftsspitzen um Carl Legien schmiedeten. Grundsätz-
lich aber galt, dass die Arbeitgeberverbände unter der
Regie von Geschäftsführern und Verbandssyndici in den
alten machtpolitischen Wahrnehmungsmustern verharr-
ten, die vor dem Ersten Weltkrieg eine Anerkennung der
Gewerkschaften als Tarifverbände – 1913 standen ledig-
lich etwa 16 Prozent der deutschen Arbeitnehmer in tarif-
vertraglich geregelten Arbeitsverhältnissen – verhindert
hatten.

In der chemischen Industrie zeigte sich am Verhalten 
des Bayer-Vorstandschefs Carl Duisberg, dass ein Gesin-
nungswandel auch der opportunistischen Anpassung an
den neuen Geist der republikanischen Zeit entspringen
konnte. Im elektrotechnischen Flügel der so genannten
Neuen Industrien war es Carl Friedrich von Siemens, der
endlich von der Unterstützung wirtschaftsfriedlicher Ver-
bände Abstand nahm, um in Kooperation mit den zuvor
bekämpften Gewerkschaftsverbänden den Fortgang der
Produktion zu gewährleisten. Dabei war ihm durchaus
bewusst, dass damit Zugeständnisse von Dauer verbun-
den waren. Dies zeigte sich schon in der Gründung einer
Sozialpolitischen Abteilung, mit der die innerbetriebli-

G e s p a l t e n e  A kz e p t a n z :
U n t e r n e h m e r  u n d

B e t r i e b s ra t  i n  
d e n  1 9 2 0 e r  J a h r e n

Carl Duisberg (Vorstandsvorsitzender der Bayer AG) mit dem Schwer-
industriellen Hugo Stinnes (links), seit Herbst 1918 ebenfalls ein 
Befürworter der Kooperation mit den Gewerkschaften (1923)
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chen Sozialbeziehungen im Siemens-Konzern zentral
gesteuert werden sollten. Von Siemens ließ keinen 
Zweifel darüber aufkommen, dass man das betriebliche
Feld nicht den »Agitatoren« überlassen dürfe, dass das
Misstrauen in der Arbeiterschaft beseitigt werden müsse
und dass man das »Vorteilhafte für den Produktionspro-
zess« herausschälen müsse. Er wies die Sozialpolitische
Abteilung an, den Betriebsräten schon von Anfang an 
ein fertiges Arbeitsprogramm zu unterbreiten. An die
Stelle repressiver Betriebsstrategien sollte ein voraus-
schauendes Kooperationskonzept treten. So kam es im
November 1920 zu förmlichen »Vereinbarungen zum
Betriebsrätegesetz« mit dem Berliner Gesamtbetriebs-
rats-Vorsitzenden Erich Lübbe, in denen Freistellungen,
Sprechstunden, Bezahlung, Räume, Büroeinrichtungen,
Bekanntmachungen des Betriebsrates sowie Verfah-
rensfragen der Zusammenarbeit geregelt wurden. Diese
bahnbrechende Betriebsvereinbarung wurde vom DMV 
in seiner Betriebsräte-Zeitschrift als vorbildlich charak-
terisiert.

Indes erwiesen sich die Verhältnisse in der chemischen
Industrie, in der die gewerkschaftliche Organisierung der
überwiegend ungelernten Arbeiter vor dem Ersten Welt-
krieg auf enorme Hindernisse gestoßen war, als kompli-
zierter. So waren es kommunistische Gruppierungen, die,
nachdem sie die Betriebsratsmehrheit erhalten hatten, 
z. B. bei der Bayer-AG in Leverkusen mit einer klassen-
kämpferisch aufgeladenen Politik des Verbalradikalis-
mus und Aktionismus eine Regulierung sozialer Konflikte
nach den Maßgaben des Betriebsrätegesetzes verhinder-
ten und damit die Chancen einer kooperativen Politik
verspielten.

Lag in den Neuen Industrien ein hoher Grad der Ver-
schriftlichung von Vereinbarungen mit Betriebsräten 
vor, so war es charakteristisch für die Schwerindustrie
des Westens, dass Zugeständnisse jeglicher Art verwei-
gert wurden. Hier setzten sich beinahe ungebrochen die
wirtschaftlichen Interessen der Großkonzerne durch, die
sich den Umgang mit Industriearbeitern nur über Diszip-
linierungsmittel vorstellen konnten. Freistellungen von
der Berufsarbeit wollte der Arbeitgeberverband der Nord-

In der Betriebsvereinbarung vom 4. November 1920 regeln Vorstände
und Betriebsräte von Siemens die Arbeitsgrundlagen für die Beleg-
schaftsvertretungen (z. B. Freistellungen von der Arbeit, Büros incl. 
Ausstattung etc.).
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westlichen Gruppe des Vereins Deutscher Eisen- und
Stahlindustrieller Arbeitnordwest ebenso verhindern 
wie eine Beurlaubung von Betriebsräten zu Weiterbil-
dungskursen. Arbeitsrechts-Publikationen, Telefon und
Schreibmaschine wurden den Betriebsräten oftmals 
verweigert. Unter dem Vorsitz des erzreaktionären ehe-
maligen Krupp-Direktors und Zechenverbands-Vorsitzen-
den Alfred Hugenberg, der überdies ein mächtiges Pres-
se-Imperium aufbaute, griff der Zechenverband auf die
Herr-im-Hause-Politik der Vorkriegszeit zurück. Die massi-
ven Gesetzesverstöße gegen Tarifverträge, gegen das
Schlichtungswesen und gegen das Betriebsrätegesetz 
in der Mark-Stabilisierungskrise von 1923/24 und beim
Ruhreisenstreit vom November 1928, der Massenaus-
sperrung von 250.000 Arbeitern, signalisierten das un-

Fließfertigung bei Siemens (1927): Moderne Produktionskonzepte in der Elektroindustrie

Carl Friedrich von Siemens
(1932). Seit 1919 Aufsichts-
ratsvorsitzender von Siemens
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verhohlene Bemühen, die durch die Wandlungen auf 
den Märkten verloren gegangene Weltgeltung durch
Druck auf Löhne und Arbeitszeiten wiederzuerringen. 
So verwundert es nicht, dass viele Ruhrzechen auf eine
Umfrage der unternehmernahen »Deutschen Bergwerks-
Zeitung« vom November 1924 mit der Forderung reagier-
ten, »daß das Betriebsrätegesetz vollständig abzuschaf-
fen sei«. Es handele sich beim BRG um ein Experiment,
das vollständig fehlgeschlagen sei. Die »geschlossene
Gesellschaft« der Bergwerksdirektoren, als Bergasses-
soren a. D. aus dem preußischen Staatsdienst hervorge-
gangen, wollte ihre Vorkriegsposition durch eine repressi-
ve betriebliche Sozialpolitik wiederherstellen. Eines der
Ergebnisse der daraus resultierenden Unterdrückungs-
politik war eine Radikalisierung der Belegschaften. 

Umfrage der unternehmernahen DBZ 
vom November 1924: Das BRG sei ein 
vollständiger Fehlschlag.

Der Vorsitzende des Zechen-
Verbandes und Zeitungsverle-
ger Alfred Hugenberg (DNVP)
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Unter den Ländern mit kapitalistischer Wirtschaftsord-
nung hatte die Weltwirtschaftskrise ihre härtesten Aus-
wirkungen in den Vereinigten Staaten und im Deutschen
Reich. Massenentlassungen und Kurzarbeit trafen Mil-
lionen von Arbeitern und Angestellten. Die Bezüge der
Beamten unterlagen wegen der Krise in den öffentlichen
Haushalten erheblichen Kürzungen. Unter Eingriff in lau-
fende Tarifverträge wurden die Löhne durch Notverord-
nungen gesenkt. Wegen der rasch wachsenden Zahl 
von Arbeitslosen wagte kaum noch jemand, Überstunden
zu verweigern, sich krank zu melden oder gar »blau« zu
machen. Die Bereitschaft, den Betriebsrat in Arbeitsplatz-
konflikten anzurufen, ging drastisch zurück, ja selbst die
gewählten Arbeiter- und Angestelltenvertreter zeigten
zunehmend weniger Neigung, Kontroversen mit dem
Arbeitgeber zuzuspitzen. 

Vielfach nutzte die Kapitalseite die Wirtschaftslage dazu
aus, ihre betriebliche Machtposition zu festigen und die
vermeintlichen Fesseln des Betriebsrätegesetzes zu
lockern. Das geschah umso augenfälliger gegenüber den
kommunistischen Belegschaftsvertretern, die seit 1929
aufs Neue stärker in Erscheinung traten. Mit eigenstän-
digen Verbandsgründungen der Roten Gewerkschaftsop-
position (RGO) und separaten Listen bei den Betriebs-
ratswahlen seit 1930 waren sie vom Arbeitgeber leicht
auszumachen. 

Für die Betriebsräte aus dem freigewerkschaftlichen 
und aus dem christgewerkschaftlichen Lager entstand
durch die kommunistischen Gruppierungen nunmehr
eine doppelte Frontstellung: Auf der einen Seite ein
gestärkt auftretender Arbeitgeber, und auf der anderen
Seite ein kompromisslos auftretender kommunistischer
Kollege, der mit seinen Klassenkampfparolen die Situa-
tion durchgreifender zu verbessern versprach als eine
Politik der kleinen Schritte, wie sie die Gewerkschaften
und die Betriebsräte zehn Jahre lang vertreten hatten.

Arbeitslosenschlange beim Stempeln im Hof des Arbeitsamtes Hannover
(Frühjahr 1932)
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Demonstration der RGO anlässlich der Betriebsrätewahlen bei der Leipziger Kammgarnspinnerei Stöhr & Co am 19. März 1931

RGO-Streikversammlung im Ruhrbergbau im Januar 1931. Der Streik sollte den »endgültigen Sturz der Bourgeoisie« herbeiführen. 
Er brach am 7. Januar zusammen.



26

Auf der betrieblichen Ebene spiegelten sich die harten
Auseinandersetzungen der verfeindeten Brüder aus 
dem Lager der Arbeiterbewegung, aus SPD und KPD; 
die ebenso radikale wie wirkungslose kommunistische
Klassenkampfpolitik, die sich in haltlosen verbalen 
Attacken gegen die sogenannten »Sozialfaschisten« 
aus der Sozialdemokratie erging, vertiefte die Gräben
auf der Arbeitnehmerseite. Dies führte in den Betrieben
zu einer heillosen Verwirrung der Fronten, so dass, 
als sich mit der Nationalsozialistischen Betriebszellen-
Organisation (NSBO) eine neue Kraft in den Fabriken
ausbreitete, die Verteidiger betriebsdemokratischer 
Positionen unter dem Ansturm von Rechts und Links 
zerrieben zu werden drohten. Ökonomische Ausweglo-
sigkeit und Zukunftsangst, Not, demütigende Ohnmacht,
Armut und Unsicherheit waren charakteristisch für die
Krisenerfahrungen. 

Es waren die Nationalsozialisten, die mit dem Verspre-
chen wirtschaftlichen Aufstiegs die Nutznießer dieser
Entwicklung waren. Die NSBO gab sich unter der Führung
des aus dem Arbeiterbezirk Berlin-Neukölln stammenden
Walter Schuhmann durchaus klassenkämpferisch, wobei
als Gegner in Übereinstimmung mit dem parteitypischen
Rassismus das »jüdische Großkapital« attackiert wurde.
Die Politisierung der Betriebsratswahlen schlug sich
auch in Wahldemonstrationen vor den Werkstoren nie-
der. Im Januarstreik 1931 im Ruhrbergbau hielt sich die
RGO strikt an die Generallinie der KPD, die den Streik 
als Mittel verstand, um den »endgültigen Sturz der Bour-
geoisie« vorzubereiten. Zwischen 1928 und 1932 rief 
die KPD siebenmal den politischen Massenstreik aus,
der jedesmal ausblieb, ja nicht einmal von der Mehrheit
der eigenen Mitglieder befolgt wurde. Der Streik bei den
Berliner Verkehrsbetrieben (BVG) im November 1932 
sah Kommunisten und Nationalsozialisten als Streik-
posten Seite an Seite.

In den modernen Industrien, in denen das Betriebsräte-
wesen im Grunde anerkannt war, suchten die Werkslei-
tungen durch eine Politik der Arbeitszeitverkürzung die
Arbeitslosigkeit ihrer Facharbeiter einzugrenzen. Die Frei-
en Gewerkschaften erlitten bei den Betriebsratswahlen
erhebliche Einbußen aber gerade in jenen Industrien, in
denen die Arbeitgeber besonders kompromisslos auftra-
ten. Die westliche Schwerindustrie war an einer Beruhi-
gung der sozialen Lage nicht interessiert und blies zum
Angriff nicht nur auf Betriebsräte und Tarifverträge, son-
dern auf den Weimarer Sozialstaat insgesamt, der – in
Verkehrung der realen gesellschaftlichen Machtverhält-
nisse – als »Gewerkschaftsstaat« abgelehnt wurde. Das
war ein wesentlicher Schritt zur Machtübertragung auf
die Nationalsozialisten.

Flugblatt der NSBO Dortmund (1932)
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Kommunisten und Nazis rufen Anfang November 1932 zum Berliner Verkehrstreik auf. Links ein NSBO-Mann, rechts einer von der RGO

Die Gewerkschaftsideologie beherrscht nun in dem von uns
betrachteten Zeitabschnitt den größten Teil des deutschen 
Volkes, insbesondere soweit das Verhältnis von Staat und 
Wirtschaft in Frage kommt. Die Gewerkschaften übertragen 
im Dienste der Machterweiterung ihrer Organisation den 
Repräsentationsgedanken der Demokratie auf das Wirtschafts-
leben. Ebenso wie in der Demokratie alle wirtschaftlichen 
Stände und politischen Meinungen, soweit sie schlagkräftig
genug sind, durch ihre Beauftragten, ihre Repräsentanten, im
Parlament vertreten sind und dort an der Willensbildung des
Staates teilnehmen, so sollen auch die Arbeiter und Angestell-
ten durch ihre Repräsentanten, die Gewerkschaften, in allen 
Einflußzentren des Wirtschaftslebens vertreten sein und dort 
an der Willensbildung der Wirtschaft teilnehmen.

[…] Das ist die Atmosphäre, in der während dieser Zeit die
Arbeitgeberverbände zu wirken haben. Ihre Aufgabe ist eine
doppelte: Zunächst haben sie Wirtschaftsführung und Betrieb
gegen die ununterbrochenen Anstürme der Gewerkschaften zu
verteidigen und dann den Lebenskreis des freien Wirtschafts-
lebens gegen das ständige Vordringen des Staates zu sichern. 
Bei der Durchführung dieser Doppelaufgabe waren sie aller-

dings in der ungünstigsten Lage. Politisch war ihr Einfluß, ver-
glichen mit dem der Gewerkschaften, zu gering, weil sie zwar
schwerwiegende wirtschaftliche Interessen wahrzunehmen, 
aber doch keine Millionenzahlen an stimmberechtigten Mit-
gliedern ins Feld zu führen hatten. Und in der sozialen Demo-
kratie wiegt allein diese Zahl. Psychologisch waren sie verein-
samt; wie erwähnt, ließ sich wiederum der größte Teil unseres
Volkes durch den schnellen Aufschwung des Wirtschaftslebens
nach 1924 täuschen und glaubte, seiner alten romantischen
Abneigung gegen den »Kapitalismus« ungestraft die Zügel 
schießen lassen zu können.

[…] Die Tätigkeit der Arbeitgeberverbände war unter diesen
Umständen, soweit ihr Kampf gegen das Machtstreben der
Gewerkschaften und ihren Staat in Frage stand, zur Erfolglo-
sigkeit verdammt. Sie kämpften den heroischen Kampf einer
Truppe, die zwar weiß, daß ihrer eigenen Kraft der Sieg nicht
mehr zugänglich ist, daß sie aber die Stellung bis zum äußersten
halten muß, in Erwartung einer unversehenen Hilfe. Es war 
also eine Art Wellington-Leistung, die die deutschen Arbeitge-
berverbände bis zum Durchbruch der Nationalen Revolution
vollbrachten. In ihrer Front focht auch der Zechenverband.

Der von den Unternehmern bezahlte Autor Paul Osthold fasste 1934 die Position des Zechenverbandes gegen den angeblichen »Gewerkschaftsstaat«
von Weimar zusammen.
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Am Vormittag des 30. Januar 1933 vereidigte Reichsprä-
sident Paul von Hindenburg die erste Reichsregierung, in
der Nationalsozialisten vertreten waren. Wie ihre Vorgän-
ger verdankte sie ihre Berufung nicht einer parlamentari-
schen Mehrheit, sondern dem Notverordnungsrecht des
Reichspräsidenten. Mit Reichskanzler Adolf Hitler, Innen-
minister Wilhelm Frick und dem Minister ohne Geschäfts-
bereich Hermann Göring, der gleichzeitig kommissarisch
preußischer Innenminister wurde, erweckte das elfköpfi-
ge Kabinett den Eindruck, die Nationalsozialisten seien
nur als Juniorpartner in eine Regierung altbekannter
Konservativer aufgenommen worden, die die Richtlinien
der Politik weiter bestimmten. Dabei verfügten sie nun
mit dem Innenminister für Preußen und das Reich über
die wichtigsten Machthebel zur Ausschaltung des
Rechtsstaates.

Als erste Maßnahme beschloss das Kabinett, den Reichs-
tag aufzulösen; am 1. Februar vollzog Reichspräsident
Hindenburg diesen Akt und legte den 5. März als Termin
für die Neuwahlen fest. Sofort begann der Wahlkampf –
aber mit äußerst ungleichen Mitteln: Zeitungen von SPD
und KPD wurden verboten, die am 4. Februar von Hin-
denburg erlassene »Verordnung zum Schutze des deut-
schen Volkes« schränkte die Versammlungs- und Presse-
freiheit ein.

Der von einem Einzeltäter verursachte Reichstagsbrand
in der Nacht vom 27. auf den 28. Februar gab den will-
kommenen Anlass, die Repressionen gegenüber den 
verhassten »Marxisten«, wie die Kommunisten und Sozi-
aldemokraten nicht nur von den Nationalsozialisten
genannt wurden, zu verschärfen. Noch in der Nacht ver-
ordnete Göring das Verbot der kommunistischen Presse,
die Schließung der kommunistischen Parteibüros und
»Schutzhaft« für alle Abgeordneten und Funktionäre der
KPD an; sämtliche Zeitungen, Flugblätter und Plakate
der SPD wurden für die Dauer von 14 Tagen – der End-

Das von Reichspräsident von Hindenburg am 30. Januar 1933 berufene
Kabinett der »nationalen Konzentration«, das mit Hitler, Frick und Göring
zunächst nur drei Nationalsozialisten aufweist
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Der Reichstag brennt. Foto vom Morgen des 28. Februar 1933

Flugblatt der NSDAP zur Reichstagswahl vom 5. März 1933, das den
Kommunisten fälschlich die Brandstifter-Rolle zuweist

Mit der »Reichstagsbrand-Verordnung« vom 28. Februar 1933 aus 
dem Innenministerium von Frick werden wesentliche Grundrechte 
der Weimarer Reichsverfassung dauerhaft außer Kraft gesetzt.
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phase des Wahlkampfes – verboten. Am folgenden Tag
erwirkte die Hitler-Regierung den Erlass einer neuen Not-
verordnung des Reichspräsidenten »zum Schutz von Volk
und Staat«, die die wichtigsten Grundrechte »bis auf wei-
teres« außer Kraft setzte. Persönliche Freiheit, Meinungs-
und Pressefreiheit, Brief-, Post- und Telefongeheimnis,
Vereins- und Versammlungsrecht wurden eingeschränkt.
In mehreren Erlassen hatte Göring schon vorher die preu-
ßische Polizei zum schärferen Vorgehen gegen »staats-
feindliche Organisationen« aufgefordert; am 22. Februar
verlieh er den »nationalen Verbänden« (SA, SS und Stahl-

helm) den Status einer freiwilligen »Hilfspolizei«. Damit
waren die nationalsozialistischen Kampfverbände zu
Hoheitsträgern geworden – ihr Gewaltterror war nun in
Preußen vom Staat legalisiert.

Dennoch erreichten Hitler und die NSDAP ihr Wahlziel
nicht: Zwar konnte die NSDAP ihren Stimmenanteil 
auf 43,9 Prozent steigern und sich zusammen mit dem
»Koalitionspartner« DNVP die parlamentarische Mehrheit
sichern, aber das Wahlergebnis von SPD, KPD und den
katholischen Parteien Zentrum und BVP war trotz aller

Amtliche Mitteilung des Regierungspräsidenten von 

Potsdam über den Hilfspolizei-Erlass des kommissa-

rischen Preußischen Innenministers Hermann Göring 

vom 22. Februar 1933

Auf Weisung des Herrn Ministers des Innern ist für den
Regierungsbezirk eine Hilfspolizei aufgestellt worden, die
an weißen Armbinden mit der Aufschrift »Hilfspolizei«
und dem Stempel der Polizeibehörde kenntlich ist. Die
Beamten der Hilfspolizei, die von mir auf Grund des § 13
des Polizeiverwaltungsgesetzes vom 1.6.1931 bestätigt
sind, führen einen Ausweis mit Lichtbild bei sich. Den
Anweisungen der Hilfspolizeibeamten ist ebenso wie den
Anweisungen der staatlichen und kommunalen Polizeibe-
amten Folge zu leisten.

Hilfspolizei-Erlass des kommissarischen Preußischen Innenminis-
ters Hermann Göring vom Februar 1933, durch den SA-, SS- und
Stahlhelm-Männer einen hoheitlichen Polizei-Status erhalten.

Polizei und SA Hand in Hand (5. März 1933).
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Beeinträchtigungen und Repressionen erstaunlich 
stabil geblieben. Vor allem fehlte der Regierung die 
Zwei-Drittel- Mehrheit, um die Grundlagen der Reichs-
verfassung außer Kraft zu setzen.

Die nationalsozialistische Führung hatte keinen Hehl
daraus gemacht, dass der neu gewählte Reichstag nur
einen Zweck haben sollte: die Verabschiedung eines
Gesetzes, das die Regierung legitimieren sollte, »zur
Behebung der Not von Volk und Reich« aus eigener 
Vollmacht – ohne Zustimmung des Parlaments oder 

des Reichspräsidenten – gesetzliche Maßnahmen zu
ergreifen. Ein solches »Ermächtigungsgesetz« lag den
Reichstagsabgeordneten vor, die am 23. März 1933 in
der dem beschädigten Reichstagsgebäude gegenüber
liegenden Kroll-Oper zu ihrer ersten Arbeitssitzung
zusammentraten. Allerdings fehlten die 81 gewählten
kommunistischen Abgeordneten – sie befanden sich 
in Haft oder auf der Flucht. Gegen die Stimmen der 
SPD nahm der Reichstag das Gesetz an. Damit hatten
die Machthaber eine pseudo-parlamentarische Legali-
sierung ihrer Diktatur erreicht.

Ermächtigungsgesetz vom 24. März 1933. Der Vorsitzende der SPD, Otto Wels
(1873 – 1939), hielt im Reichstag eine mutige Rede gegen den Nazi-Terror.
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Mit der Ernennung von Mitgliedern der NS-Gliederungen
zu »Hilfspolizisten« und nach der Reichstagsbrand-
Verordnung vom 28. Februar 1933 gab es kein Halten
mehr für den nationalsozialistischen Mob. In diesem
Endstadium der sog. »Bewegungsphase« der faschisti-
schen Herrschaftssicherung dienten die marodierenden
SA-, SS- und NSBO-Trupps zunächst noch dem Kalkül 
der NS-Führung, die demokratischen Institutionen der
Weimarer Republik im Kern zu erschüttern. Waren in 
der Nacht nach dem Reichstagsbrand schon Tausende
von kommunistischen Funktionären verhaftet worden, 
so wurde nach der Reichstagswahl vom 5. März 1933
der Terror gegen Kommunisten und auch Sozialdemo-
kraten verschärft. Hitler persönlich hatte auf der Kabi-
nettssitzung vom 7. März das Signal für eine »Revolution«
gegeben, durch die der »Marxismus« zerschlagen werden
sollte. Die kommunistischen Reichstagsmandate wurden
– im Vorgriff auf die Verabschiedung des Ermächtigungs-
gesetzes – annulliert. Mitglieder der organisierten Arbei-
terbewegung verschwanden in Folterkellern und »Privatge-
fängnissen«, bis für die Vollziehung künftiger Gewalttaten
in aller Öffentlichkeit Konzentrationslager errichtet wur-
den. Am 21. März 1933 kündigte der »Völkische Beob-
achter« die Errichtung eines ersten KZ für 5.000 Häft-
linge bei Dachau an. Ende Juli 1933 lag die Zahl der
»Schutzhäftlinge« bei etwa 27.000. In Sachsen wurde der
Verlagsleiter der »Chemnitzer Volkstimme« von SA-Leuten
erschossen; am 10./11. März überfielen SA-Trupps die
Bochumer Verbandzentrale des freien Bergarbeiterver-
bandes und inhaftierten die Gewerkschaftsführer Fritz
Husemann und August Schmidt. Die Bundesschule des
ADGB in Bernau, Stätte intensiver Betriebsratsschulun-
gen, wurde besetzt, das gesammelte Schrifttum, Zeugnis
des allmählichen Hineinwachsens der Arbeiterklasse in
den demokratischen Staat, mit purer Zerstörungslust 
verbrannt.

Besetzung und Verwüstung des Volkshauses der Gewerkschaften in
Leipzig durch die SA am 9. März 1933
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Alsbald wurde das Bemühen Hitlers sichtbar, die Kon-
trolle über die wilden SA-Aktionen zurückzugewinnen. 
Am 10. März forderte er SA und SS zu »höchster Diszip-
lin« auf, angeblich, damit der »Vollzug der nationalen
Erhebung ein von oben geleiteter, planmäßiger sein« 
könne. Auch Walter Schuhmann von der NSBO zeigte
sich besorgt, dass die ausufernden Terrorakte das Ver-
trauen der Machthaber in seine Führungsqualitäten
erschüttern könnten. Für ihn war überdies noch nicht
ausgemacht, wie viel Widerstand in den Gewerkschafts-
hochburgen zu erwarten war. Der ADGB sah sich nun

üblen Verleumdungskampagnen ausgesetzt, in denen
sich der Hass gegen eine qualifizierte Gewerkschafts-
organisation austobte, deren Unterstützungswesen 
man nichts Positives entgegensetzen konnte.

Noch blieben die Gewerkschaftsführer in der Illusion
befangen, dass man den Staat gegen die »wilden« Aktio-
nen der Parteigliederungen in Anschlag bringen könne.
Die Aufrufe zur »Besonnenheit und Disziplin« zeugen
davon, dass man glaubte, nur einem vorübergehenden
Gewaltexzess ausgesetzt zu sein. In dem Schreiben des

Der ADGB Leipzig ruft Mitglieder Mitte März 1933 zur Besonnenheit auf. Polizeiprotokoll über die Misshandlung des Betriebsratsvorsitzenden 
der Berliner Verkehrsgesellschaft (BVG) Johann Flieger durch die SA 
in der Nacht vom 21. auf den 22. März 1933
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Protest des ADGB vom 5. April 1933 beim Reichspräsidenten gegen 
den »ungeheuren Terror«, der sich gegen Gewerkschaften richtet



ADGB-Bundesvorstandes an Reichspräsident von Hin-
denburg vom 5. April sind sorgfältig alle Orte des Terrors
aufgelistet, so auch die Stürmung des Leipziger Volks-
hauses am 9. März. Die Plünderung der Gewerkschafts-
kassen allerorten führten nach Aussage des Sekretärs
des ADGB-Bundesvorstandes Hermann Schlimme zu 
dramatischen Unterbrechungen der Auszahlungen an
Zehntausende arbeitslose, kranke und invalide Mitglie-
der. Der »ungeheure Terror« wurde mutig zur Sprache
gebracht. Indes, von diesem Reichspräsidenten, der mit
den Stimmen von SPD-Anhängern 1932 seine zweite
Amtszeit antreten konnte, waren weder Mitgefühl noch
staatspolitische Verantwortung zu erwarten. 

Wenn Hitler sich überhaupt zu Aufrufen der »Mäßigung«
bereit fand, dann vor allem wegen der Proteste der Verei-
nigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (VDA) und
des Reichsverbandes der Deutschen Industrie (RDI),
deren Repräsentanten unter der Führung Gustav Krupps
von Bohlen und Halbach sich beim NS-Innenminister
Frick für »Ruhe in den Betrieben« einsetzten. Die indus-
triellen Eliten wollten den leichten Aufschwung der Wirt-
schaft, der sich nicht wegen, sondern trotz der Politik 
der Reichsregierung abzeichnete, keineswegs aufs Spiel
gesetzt sehen. Am allerwenigsten wollten sie sich als
Zielscheibe für sozialrevolutionär gefärbte Nazi-Parolen
von den »Wirtschafts-Bonzen« hergeben. Daher ging der
wilde Terror allmählich in den staatlich gelenkten Terror
über. Dass in aller Öffentlichkeit Gewalttaten verübt und
Opfer ungesühnt zur Schau gestellt werden konnten, 
verstärkte das Gefühl von Willkür und Rechtlosigkeit
auch über die Kreise der Arbeiterorganisationen hinaus.
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SS-Mannschaft auf dem Gelände der ehemaligen Zeche Hercules in
Essen (1933)

Rechtfertigungsversuch der Gewaltaktionen gegen die Gewerkschaften
durch die Nazis vom 1. April 1933
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Nachdem die Regierung Brüning die Betriebsratswahlen
für 1932 wegen der Gefahr eines weiteren Radikalisie-
rungsschubs in den Betrieben ausgesetzt hatte, kam den
Wahlen in der letzten Märzwoche 1933 der Charakter
einer Nagelprobe zu. Von einer »nationalen Aufbruchs-
stimmung« im Sinne des Regimes war in den Betrieben
nichts zu spüren. Bei den Wahlen zum Arbeiterrat der
Berliner Elektrizitätswerke errangen die freigewerkschaft-
lichen Kandidaten 91 Prozent der Stimmen, die Kon-
kurrenten der RGO lediglich fünf Prozent, die der NSBO 
2,5 Prozent. Bei den Berliner Gaswerken kamen die Frei-
en Gewerkschaften auf 61 Prozent der Stimmen, wäh-
rend die NSBO mit vier Prozent (RGO: 34 Prozent) vorlieb
nehmen musste. Bei den Hamburger Straßenbahnarbei-
tern entschieden sich 90 Prozent für die Freien Gewerk-
schaften, während die RGO (vier Prozent) und die NSBO
klar distanziert wurden. Dabei waren zahlreiche Betriebs-
räte durch die NSBO, wie der ADGB-Vorsitzende Leipart
in einem Schreiben an den Reichsarbeitsminister Seldte
beklagte, stark behindert worden. 

Zu größeren Wahlerfolgen war die NSBO in jenen indus-
triellen Branchen gekommen, in denen eine Gewerk-
schaftsbindung fehlte oder in denen kaum kirchliche 
Bindungen vorlagen. So waren bei Krupp in Essen in 
einigen Abteilungen bis zu 50 Prozent der Stimmen der
NSBO zugefallen, und im Ruhrbergbau kam die NSBO 
im März 1933 auf 30,9 Prozent der Stimmen, knapp vor
den Freien Gewerkschaften (30,6 Prozent) und dem sich
bei 23 Prozent behauptenden Christlichen Gewerkverein.
Für dieses Wahlergebnis waren wohl die Protestwähler
ausschlaggebend, die von der RGO gewechselt waren,
außerdem die Ungelernten in den Tagesbetrieben und
die bodenständigen Bergleute mit agrarischer Bindung
aus den Randzonen des Ruhrreviers.
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Wahlaufruf der NSBO vom Frühjahr 1933 gegen »volkszerstörenden 
Marxismus« und »Weltjudentum«

Wahlplakat der RGO, Bezirk Weser-Ems

Gemeinsamer Wahlaufruf des ADGB und der Freien Angestellten-
verbände (Afa-Bund) zu den Betriebsratswahlen im März 1933
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Die Erfolge der NSBO im Leuna-Werk der IG-Farben
(1931: 10,9 Prozent; 1933: 27,1 Prozent) sind wohl 
auch auf eine Überzahl von Un- und Angelernten ohne
längerfristige Gewerkschaftsbindung zurückzuführen.
Während die Kommunisten – sie kamen nur noch auf
11,7 Prozent der Stimmen (1931: 35,9 Prozent) – 
übermäßig verloren, holten die Freien Gewerkschaften
beachtlich auf (39,4 Prozent). Was die RGO-Verluste
angeht, so muss freilich bedacht werden, dass wegen
der Verhaftungswelle der kommunistischen Funktionäre
Kandidaten fehlten oder Wahllisten gar nicht zustande
kommen konnten. Gleichwohl ist nicht von der Hand zu
weisen: Der soziale Radikalismus, der lediglich einen
Reflex auf aktuelle Konfliktlagen darstellte, führte dazu,
dass die meisten NSBO- Stimmen aus der Konkursmasse
der RGO hervorgegangen waren.

Insgesamt aber verdient es festgehalten zu werden, dass
sich im Frühjahr 1933 in der Mehrzahl aller Betriebe 
ein überwältigendes Votum für die Freien Gewerkschaf-
ten abzeichnete. Nach einer Statistik in der »Gewerk-
schafts-Zeitung« vom 29. April 1933 zeigte sich nach
einer Auswertung der Wahlen in 1.387 Betrieben mit
9.235 Arbeiterratsmitgliedern folgendes Ergebnis: Freie
Gewerkschaften 73,4 Prozent, Christliche Gewerkschaf-
ten 7,6 Prozent, Hirsch-Dunckersche Gewerkvereine 
0,6 Prozent, RGO 4,9 Prozent, NSBO 11,7 Prozent. 
Spiegelt man dieses Ergebnis, in Zeiten des Terrors, vor
das Ergebnis der Reichstagswahlen vom 5. März 1933,
so verbietet es sich vor dem Hintergrund der Betriebs-
ratswahlen 1933, der industriellen Arbeiterschaft eine
starke Affinität zum Nationalsozialismus zuzuschreiben.
Es war das Bekenntnis zu den Errungenschaften der
betrieblichen Partizipation, das die NSBO zur Behinde-
rung von Wahlen trieb und das Bündnis aus National-
sozialisten und Deutschnationalen veranlasste, die
Betriebsratswahlen bis zum 30. September zunächst
auszusetzen. 

Die betriebsdemokratischen Bastionen zeigten sich als
überaus beständig. Die Haltung der deutschen Arbeiter-
schaft zu den sozialpolitischen Fortschritten der Weima-
rer Republik sollte zuallererst an ihrem Votum für die
»andere Demokratie« in ihrer wirtschaftlichen Lebens-
welt, dem Betrieb, abgelesen werden. 

Das letzte von den Freien Gewerkschaften verkündete Wahlergebnis 
der Betriebsratswahlen vom März 1933: Die freigewerkschaftlichen
Betriebsräte dominieren eindeutig.
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RGO-Instrukteure der Berliner Betriebe berichten, dass seit Ende März
1933 RGO-Mitglieder massenhaft zur NSBO überlaufen.

Anmeldebestätigung eines Reichsbahn-Arbeiters bei der NSBO 
Ludwigshafen vom 1. April 1933

Georg Doehring, wiedergewählter Betriebsrat der Berliner Elektrizitäts-
werke, wird am 21. März 1933 zusammen mit zehn weiteren Betriebs-
ratsmitgliedern der Bewag in der Firmenhauptverwaltung von der SA 
verhaftet und ins SA-Gefängnis Papestraße gebracht (Foto nach 1945).
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Die terroristischen Maßnahmen der neuen Machthaber
gegen die Arbeiterbewegung ermunterten jene Industrie-
kreise zu forscherem Auftreten, die sich nie mit betriebs-
demokratischen Standards abgefunden hatten. Das
waren zum einen Mittelbetriebe, deren Inhaber die Stun-
de gekommen sahen, unter Abstreifung arbeitsrechtli-
cher Normen einen ungehemmt autoritären Führungs-
stil wiederzubeleben. Das waren zum anderen jene
schwerindustriellen Kreise, die nicht nur die wirtschaft-
lichen und politischen Krisen der Republik genutzt hat-
ten, um ihre Herr-im-Hause-Position zurückzugewinnen,
sondern die schon in der Phase ökonomischer Konsoli-
dierung zwischen 1925 und 1928 die Weimarer Republik
als »Gewerkschafsstaat« massiv bekämpft hatten. Einig
waren sich diese Kreise in der irrigen Auffassung, ein
sozial gebändigter Kapitalismus sei dem Konkurrenz-
druck im In- und Ausland nicht gewachsen. Dabei war 
es charakteristisch, dass eigene unternehmerische 
Fehlentscheidungen und nicht realisierbare Gewinner-
wartungen auf eine angebliche »Überlastung der Wirt-
schaft durch Politik« – gemeint waren Parlament und
Gewerkschaften – geschoben wurden.

Exemplarisch tritt diese Haltung hervor in dem Schluss-
wort des Vorsitzenden von Bergbau-Verein und Zechen-
verband auf der Hauptversammlung des Bergbau-Vereins
am 1. April 1933. Ernst Brandi beteuerte seine Bereit-
schaft, »an dem großen Werk der nationalen Regierung
mitzuarbeiten«. Die Skepsis, die die westliche Schwerin-
dustrie gegenüber der Bewegung Hitlers intern geäußert
hatte, war einer kooperativen, nun auch mit deutlichen
finanziellen Zuschüssen operierenden Haltung gewichen,
zumal man noch immer Alfred Hugenberg als einflussrei-
chen Sachwalter von Wirtschaftsinteressen in der Reichs-
regierung einschätzte. Noch im März 1932 hatte Brandi
hingegen bemerkt: »Ob Hitler etwas Besseres bringen
würde, ist uns selbstverständlich höchst zweifelhaft. 
Hitler und seine Nazis sind heute ein gärender Haufen …«

Ab s c h a f f u n g  d e r
B e t r i e b s d e m o k r a t i e :  

D a s  G e s e t z  v o m  
4 .  A p r i l  1 9 3 3

Der Vorsitzende von Bergbau-Verein und Zechenverband, Ernst Brandi
(1875 – 1937)



Gleichzeitig hatte er die Bedeutung der NSDAP aber
darin gesehen, »den eigentlichen Marxismus mit Stumpf
und Stil auszurotten« und auf privatwirtschaftlicher
Grundlage ein System »des Führertums durch Auslese«
zu setzen. Nun sah er eine »Werksgemeinschaft« als
Grundlage einer »Volksgemeinschaft« durch die »unver-
antwortlichen Berufsvertreter politischer Monopolge-
werkschaften« bedroht. Daher begrüßten Bergbau-
Verein und Zechenverband die Ausschaltung von 
Gewerkschaften und Betriebsräten ausdrücklich.

Unterdessen war sich die NSBO-Führung nach der
Reichstagswahl vom 5. März darüber im Klaren, dass
»der Nationalsozialismus die Arbeitermassen nicht in 
vollem Umfang erfaßt hat«. Eine bloße Konkurrenzor-
ganisation zu den Gewerkschaften aufzubauen, schien
NSBO-Führer Walter Schuhmann am 14. März als wenig
aussichtsreich: »Die Gewerkschaften sind, insbesondere
durch ihre sozialen Einrichtungen, im Bewußtsein der
Arbeiterschaft so fest verwurzelt, daß es kaum möglich

Der NSBO-Leiter Berlin, 
Johannes Engel, gibt die 
schwache Stellung der 
NSBO in den Betrieben zu 
und kündigt die Abschaffung 
der Betriebsräte an.

Brandi diffamiert die verfolgten Gewerkschafter als »unverantwortliche Berufs-
vertreter politischer Monopolgewerkschaften« und stellt seine Verbände in den
Dienst der Regierung.
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sein wird, sie durch eine neue Gewerkschaftsart zu erset-
zen«. Schuhmann forderte daher die Alternative, dass
der Nationalsozialismus »die Gewerkschaftsführung und
Verwaltung kontrolliert und einschreitet«. Auch der NSBO-
Leiter Berlins, Johannes Engel, räumte in einem Gespräch
mit der Siemens-Firmenleitung am Tag nach den Betriebs-
ratswahlen ein, dass »zweifellos im Falle einer Wahl heu-
te die NSBO die erforderlichen Mehrheiten noch nicht
erreichen« würde. Er kündigte am 23. März aber bereits
eine »Notverordnung« der Regierung an, die die NSBO,
die über keine Tariffähigkeit verfügte, »neben den übri-
gen Gewerkschaften als gleichberechtigt« anerkennen
würde.

Tatsächlich befasste sich das Reichskabinett schon einen
Tag nach der Verabschiedung des Ermächtigungsgeset-
zes, am 24. März 1933, mit einer Vorlage des Reichsar-
beitsministeriums, die den oberen Landesbehörden das
Recht gab, »aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung« die Betriebsratswahlen bis zum 30. September
1933 auszusetzen. Am 4. April fertigte Hitler das »Gesetz
über Betriebsvertretungen und über wirtschaftliche Ver-
einigungen« aus, das das Erlöschen der Mitgliedschaft 
in Betriebsräten durch Anordnung ermöglichte, wenn die
Belegschaftsvertreter »in staats- oder wirtschaftsfeind-
lichem Sinne eingestellt sind«. An ihrer Stelle konnten
Ersatzmitglieder ernannt werden. Angesichts der Tatsa-
che, dass es inzwischen zur willkürlichen Vertreibung 
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von gewählten Betriebsräten gekommen war, legten 
sich die Ressortvertreter des Reichs und der Länder 
am 11. April darauf fest, »die bestehenden tatsächlichen
Zustände« weitgehend zu »legalisieren«; es komme auf
die Erhaltung des »Wirtschaftsfriedens« an. Damit waren
zwei Kernbereiche des Betriebsrätegesetzes gefallen:
Erstens das Recht des Einspruchs gegen die Kündigung
eines Arbeitnehmers durch Anrufung des Betriebsrats 
(§ 84), und zwar insbesondere dann, »wenn der begrün-
dete Verdacht vorliegt, daß die Kündigung wegen der
Zugehörigkeit zu einem bestimmten Geschlechte, wegen
politischer, militärischer, konfessioneller oder gewerk-
schaftlicher Betätigung« erfolgt ist, und zweitens die 
Verpflichtung des Arbeitgebers, zur Kündigung eines 

Mitglieds des Betriebsrats die Zustimmung der Betriebs-
vertretung einzuholen (§ 96). Ohne Zweifel sollte das
Gesetz zweierlei leisten: Zum einen die nachträgliche
»rechtliche« Anerkennung der Amtsenthebungen, und
zum anderen die Begrenzung weiterer Willkürakte, die
die NS-Gliederungen im Glauben vollzogen, Ziel des
Nationalsozialismus sei die Ersetzung alter Eliten durch
verdiente Kämpfer der Bewegung. Die Reichsregierung
war sich völlig darüber im Klaren, dass die Wirtschafts-
führer nicht weiter verunsichert werden durften.

Auf der Besprechung der Reichsressorts und der Länder am 11. April
1933 wird definiert, was als »staats- und wirtschaftsfeindliche Einstel-
lung« zu verstehen ist.
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Für das Berliner Dynamowerk von Siemens lag das
Ergebnis der Betriebsratswahlen am 23. März vor: Im
Arbeiterrat hatten die Freien Gewerkschaften sieben und
die NSBO zwei Mandate erhalten; im Angestelltenrat war
der freigewerkschaftliche Allgemeine freie Angestellten-
Bund nun mit einem und der christlich-nationale Gesamt-
verband deutschen Angestelltenverbände mit zwei Sitzen
vertreten – die NSBO war hier leer ausgegangen. Das Sig-
nal war eindeutig: Über Betriebsratswahlen konnten die
Nationalsozialisten die Siemens-Betriebe nicht erobern.

Die Nationalsozialisten erhöhten den Druck auf ihre 
Weise: Noch am 23. März organisierte die NSBO eine
Demonstration vor dem Siemens-Verwaltungsgebäude,
an der 1.500 Personen teilnahmen. Die Hauptforderung
erläuterte Johann Engel, Gründer der NSBO und ihr Berli-
ner Gauleiter, in einem Gespräch, zu dem ihn Firmenchef
Carl Friedrich von Siemens vorgelassen hatte: die Ent-
fernung der »roten Betriebsräte«. Siemens wies dies ab,
aber gestand Engel immerhin zu, dass die NSBO bei 
Siemens nun als »Gewerkschaft« akzeptiert wurde.

Am Morgen des 27. März besetzten die NSBO-Aktivisten
in einer konzertierten Aktion mehrere Betriebsratsbüros
des Berliner Siemens-Konzerns. 23 freigewerkschaftliche
Betriebsräte wurden von NSBO-Betriebsräten ihrer Ämter
enthoben und mit Gewalt gezwungen, ihre Büros zu ver-
lassen – darunter der Gesamtbetriebsratsvorsitzende der
Berliner Siemens-Betriebe, Erich Lübbe, der erst vier Tage
zuvor im Dynamowerk als Belegschaftsvertreter wieder
gewählt worden war.

Der 1891 geborene Erich Lübbe hatte während der Wei-
marer Republik bei Siemens, aber auch in Gewerkschaft
und Politik eine steile Karriere absolviert. Er war Ende
August 1915 als gelernter Maschinenschlosser in die
Dienste der Siemens-Schuckert-Werke getreten, in deren
Dynamowerk er seit September 1916 als Dreher arbeite-

Erich Lübbe (1891 – 1977), vom
September 1939 bis Mai 1945
im KZ Sachsenhausen interniert;
Dezember 1946 bis November
1948 Mitglied des Magistrats
von Groß-Berlin; September
1951 – Ende 1957 Leiter der
Abteilung Mitbestimmung 
beim DGB-Bundesvorstand;
1958 – 1961 Geschäftsführer
der »Stiftung Mitbestimmung«
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te. Seit 1910 Mitglied des DMV, trat er im Frühjahr 1918
der USPD bei. Kurz darauf wurde er in den Arbeiteraus-
schuss des Werkes gewählt. Nach Inkrafttreten des
Betriebsrätegesetzes wurde er Betriebsratsvorsitzender
des Dynamowerkes und nach Bildung des Gesamtbe-
triebsrates der Groß-Berliner Werke des Siemens-Kon-
zerns im Juni 1920 einer der beiden Vorsitzenden. Damit
wurde er von der Produktionsarbeit freigestellt. Im Jahr
1930 wurde er als ehrenamtliches Mitglied in den Haupt-

vorstand des DMV gewählt. Bei den Reichstagswahlen
am 6. November 1932 und am 5. März 1933 kandidierte
er erfolgreich für die SPD in Berlin für den Reichstag. 
Er war bei den Nationalsozialisten besonders verhasst,
weil er zu den 94 Abgeordneten der SPD gehörte, die 
am 23. März – also vier Tage zuvor – bei der namentli-
chen Abstimmung über das Ermächtigungsgesetz trotz
aller Drohungen der Nationalsozialisten mit »Nein«
gestimmt hatten.

Bericht von Erich Lübbe über die gewaltsame Vertreibung der freige-
werkschaftlichen Betriebsräte aus dem Büro des Berliner Gesamtbe-
triebsrates am 27. März 1933
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Lübbe und seine bedrängten Kollegen eilten nach den
Gewaltakten in den Betriebsratsbüros sofort zu ihrem
Ansprechpartner im Konzern, Dr. Karl Burhenne von 
der Sozialpolitischen Abteilung, und forderten von ihm
Schutz gegenüber den Gewaltmaßnahmen der NSBO.
Burhenne teilte ihnen mit, »dass er sich außerstande
sehe, gegenwärtig in diese Vorgänge eingreifen zu kön-
nen«. Er hielt »es für das Beste, dass die anwesenden
Mitglieder des Gesamtbetriebsrates zunächst einmal
beurlaubt werden und spricht diese Beurlaubungen 
bis auf weiteres aus«. Der Schutz der Firmenleitung
gegenüber den nationalsozialistischen Angriffen auf 
die gesetzlichen Interessenvertreter der Arbeiterschaft
bestand also darin, dass man die gewählten Betriebs-
räte mit ihrer Beurlaubung aus den Betrieben drängte.

Die beurlaubten Betriebsräte protestierten am Folgetag
per Einschreiben gegen die Absetzung durch die NSBO
und erklärten, »dass sie sich unbeschadet der am 27. cr.
[des laufenden Monats] erfolgten gewaltsamen Behinde-
rung in der Ausübung ihrer gesetzlichen Befugnisse aus-
drücklich als zu Recht im Amt befindlich betrachten«. Die

Firmenleitung antwortete in einer kurzen Notiz mit 
dem lapidaren Hinweis, dass sie sich außerstande 
sehe, »von ihrem Hausrecht gegenüber den Gesetzes-
verletzern Gebrauch zu machen«. Sie hielt sich aus der
Auseinandersetzung heraus, als ob sie die Vorgänge 
in ihren Betrieben nichts anginge. Damit stützte sie 
aber durch ihre Duldung das Vorgehen der NSBO.

Das »Gesetz über Betriebsvertretungen und über wirt-
schaftliche Vereinigungen« vom 4. April 1933 sanktio-
nierte das eigenmächtige Vorgehen der NSBO nach-
träglich. Auf eine Eingabe der NSBO hin ordnete das
Preußische Ministerium für Wirtschaft und Arbeit am 
11. April 1933 an, dass die Mitgliedschaft der Freige-
werkschafter im Siemens-Betriebsrat erloschen sei. 
Erich Lübbe erhob darauf Einspruch beim Preußischen
Ministerpräsidenten Hermann Göring. In seinem Schrei-
ben vom 25. April wies er den Vorwurf der Staats- und
Wirtschaftsfeindlichkeit zurück. Er betonte, dass er 
wohl nicht ohne Grund seitens der Kommunisten der 
am meisten gehasste Arbeitnehmervertreter des Kon-
zerns sei, und berief sich dabei auf das Zeugnis des

Schreiben von Erich Lübbe an die Leitung von Siemens vom 28. März
1933. Mit gleichlautenden Schreiben protestieren die freigewerkschaft-
lichen Betriebsratsmitglieder von Siemens gegen die Behinderung ihrer
Amtsausübung.

Erich Lübbe fordert vom Preußischen Ministerpräsident eine Über-
prüfung seiner Amtsenthebung als Betriebsrat.
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Stahlmagnaten und NSDAP-Mitglieds Fritz Thyssen, den
er durch die gemeinsame Mitgliedschaft im Siemens-Auf-
sichtsrat seit mehr als zehn Jahren persönlich kannte.
Seine Motive für das Schreiben an Göring erläuterte er
einen Tag später in einem Brief an Carl Friedrich von Sie-
mens: Seine persönliche Ehre habe ihn veranlasst, Ein-

spruch gegen die Absetzung und die dabei genannten
Gründe zu erheben. Der geäußerte Protest besaß für ihn
nur symbolischen Gehalt: »Ich habe nicht die Auffassung,
dass mein Vorgehen den Erfolg haben wird, dass meine
Zugehörigkeit zur Betriebsvertretung wieder festgestellt
wird.«

In der Tat blieb seine Eingabe bei Göring unbeantwortet
und folgenlos. Am 8. Mai 1933 erging dagegen eine
Anordnung des Berliner Polizeipräsidenten, dass die 
Aufsichtsratsämter von Lübbe und von weiteren Betriebs-
räten erloschen seien. Die inzwischen eingesetzten
NSBO-Betriebsräte wurden durch den Erlass als kommis-
sarische Aufsichtsratsmitglieder berufen. Damit waren
alle Dämme gebrochen: Am folgenden Tag ordnete die
Siemens-Firmenleitung an, dass diejenigen amtsentho-
benen Betriebsräte, die nicht weiter beschäftigt werden
könnten, sofort zu entlassen seien. Erich Lübbe selbst
wurde am 16. Mai gekündigt.

NSBO-Betriebsrat Käding (2. v. r. in Uniform) bei einer »Fahnenweihe«
bei Siemens im Sommer 1933; links: Johannes Engel, Treuhänder der
Arbeit für Berlin und Brandenburg
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In den Chef-Etagen keines Industriezweiges konnte sich
die NSBO in der Unterstützung ihres gewaltsamen Auftre-
tens gegen Betriebsräte und Gewerkschafter so gewiss
sein wie im Ruhrbergbau. Die Zechendirektionen hatten
die Wirtschaftskrise als Rückenwind genutzt, um die
betrieblichen sozialen Beziehungen nach ihrem begrenz-
ten Verständnis von industriellen Konflikten umzufor-
men. Dabei zeigten die Arbeitgeber keinerlei Interesse,
einen Facharbeiterstamm für die Nachkrisenzeit zu bin-
den. Nichts lag den Bergbauindustriellen ferner als eine
Fürsorgepflicht für die Bergleute. Die Krise wurde syste-
matisch zur Abstreifung der »Tariffesseln« genutzt. Nur 
so glaubte man die gewaltigen Rationalisierungsanstren-
gungen auf einem enger gewordenen Weltenergiemarkt
amortisieren zu können. Während die kleineren Gesell-
schaften, bei denen noch ein persönlicheres Verhältnis
zwischen Arbeitgeber und Belegschaft denkbar schien,
kompromissbereiter waren, setzten die großen Konzerne,
unterstützt von den Verbandsjuristen, ihren »Klassen-
kampf von oben« fort. Im RDI suchten sie ihren Kurs der
Zerstörung des Weimarer Arbeitsrechts rücksichtslos
durchzusetzen, und daher lehnten sie den Vorstoß von
Gustav Krupp und Carl Friedrich von Siemens, noch im
März 1933 in Kooperation mit den Gewerkschaften die
Autonomie der Wirtschaft zu retten, ab. Ernst Brandi sah
in den Gewaltmaßnahmen in den Betrieben und gegen
die Gewerkschaftshäuser lediglich eine gewisse »Rauh-
beinigkeit«.

Im Schlagschatten dieser Frontstellung vollzog sich der
Machtausbau der NSBO unter ihrem Essener Gauleiter
Fritz Johlitz, der den Stimmenzuwachs der NSBO bei den
Betriebsratswahlen im Ruhrbergbau ausnutzen wollte
und schon zwei Tage vor dem Gesetz vom 4. April die
NSBO-Aktivisten zur Herausdrängung der Freien Gewerk-
schafter aus den Betriebsräten aufforderte. Seine Parole
– »Die Macht der marxistischen Landesverräter im Berg-
bau ist damit endgültig gebrochen« – entsprach dabei

Fritz Johlitz (1893 – 1974), NSBO-
Gauleiter in Essen, 1933 Betriebs-
ratsvorsitzender bei Fried. Krupp,
seit Juli 1932 Mitglied des Reichs-
tages
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völlig der rückwärtsgewandten Sozialphantasie der 
Bergassessoren-Kaste im Direktionsrang. Am Ende des
nationalsozialistischen Zerstörungswerks am Weimarer
Arbeitsrecht konnte der Vorstand des Bergbau-Vereins
am 5. Juli 1933 geradezu euphorisch feststellen, dass 
in den Betrieben »nur noch der Unternehmer bestimmen«
soll: »Er braucht den Betriebsrat oder die NSBO nicht zu
fragen oder zu hören« – eine Einschätzung, die sich bald
als eine tiefe Verkennung der Eigendynamik des Natio-
nalsozialismus erweisen sollte.

Der Mut von Gewerkschaftsführern wie Fritz Husemann
vom Freien Bergarbeiterverband und von Heinrich
Imbusch vom Christlichen Gewerkverein sollte ebenso
Beachtung finden wie die Protestaktionen von Gewerk-

Protestschreiben von Heinrich Jochem gegen die gewaltsame Absetzung
von Betriebsräten
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Der Zechenverband fordert vom Polizeipräsidenten in Recklinghausen
die endgültige Beseitigung der demokratisch gewählten Betriebsräte.

Verwaltungsgebäude von Bergbau-Verein und Zechen-Verband in Essen
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schaftern auf regionaler und lokaler Ebene. Der Leiter
der Oberhausener Geschäftsstelle des Alten Verbandes,
Heinrich Jochem, beklagte sich in seinem Schreiben 
vom 13. April 1933 an die Bezirksregierung in Düssel-
dorf bitter über die mit Waffengewalt erzwungenen, von
den Werksleitungen gebilligten Amtsenthebungen von
Betriebsräten. Klageerhebungen bei Arbeitsgerichten
wurden von den Direktionen mit der fristlosen Entlas-
sung der Betriebsräte beantwortet. Heinrich Jochem
gehörte, zusammen mit seiner Ehefrau Else, später 
zum aktiven Widerstand.

Während die Ruhrindustriellen, wie sich am Beispiel des
Direktors der Zeche Concordia in Oberhausen, Dr. Gustav

Dechamps, aufzeigen lässt, einen charakteristischen
Grad von Gleichgültigkeit gegenüber dem Schicksal 
der alten Betriebsräte an den Tag legten, versuchte der
Zechenverband in verschiedenen Schreiben an die Mit-
telbehörden, die »Säuberungsaktionen in den Betriebs-
vertretungen« beschleunigt mit dem Mantel von Recht-
mäßigkeit einzukleiden, und er forderte, dass »generell
alle vor oder nach Inkrafttreten des Gesetzes [vom 
4. April] vorgenommenen revolutionären Maßnahmen 
zur Aufräumung der Betriebe legalisiert werden«. Zur 
völligen Pervertierung rechtsstaatlicher Traditionen des
Deutschen Reichs wurde ausgerechnet der Bruch des
Rechts als einzige Möglichkeit bezeichnet, »um Rechts-
sicherheit zu wahren und wiederherzustellen«.

Heinrich Jochem (1898 – 1978) auf der Reichskonferenz des Freien Bergarbeiterverbandes 1929 (unten, 2. v. r. In der zweiten Reihe links der von den
Nazis 1935 ermordete Vorsitzende des Verbandes und SPD-Reichstagsabgeordnete Fritz Husemann, daneben der ADGB-Vorsitzende Theodor Leipart).
Jochem – wie seine Frau – im Widerstand aktiv, prägt auch nach 1945 die Politik der Bergarbeitergewerkschaft.
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Bereits im Dezember 1932 hatte das Krupp-Direktions-
mitglied Arthur Klotzbach den Eindruck, dass »der Tief-
punkt bei uns und in der Welt durchschritten zu sein
scheint«. Dabei war die Waffenproduktion der Gußstahl-
fabrik für den weiteren Aufschwung bis 1935 eher uner-
heblich. Die Ernennung Hitlers zum Reichskanzler löste
beim Ehepaar Bertha und Gustav Krupp von Bohlen und
Halbach keine Euphorie aus. Krupp war Mitglied in der
DVP. Für die plebejisch auftretende NS-Bewegung hatten
die Krupps zunächst allenfalls Verachtung übrig. So gab
es bis zum Februar 1933 auch keinerlei Zahlungen an
die NSDAP aus der Firmenkasse. Auch wenn Krupp als
Vorsitzender des RDI einen Anpassungskurs an das
Regime einleitete, vermisste der linke Flügel der NSDAP
jedoch in der berühmten Traditionsfirma des Reviers
jeden revolutionären Schwung. Vorstand und Aufsichtsrat
blieben gegenüber den personalpolitischen Anmaßungen
der NS-Satrapen im Übrigen verschlossen. 

Anders sah es bei den Betriebsratswahlen aus. Hier
gelang der NSBO in der Gußstahlfabrik Ende März 1933
ein relativer Erfolg mit einem Stimmenanteil von etwa 
25 Prozent. Der Anteil der Freien Gewerkschaften stieg
aber sogar noch von 31,74 für 1931 auf 37,45 Prozent;
sie konnten im Arbeiterrat nun 12 statt 10 Sitze bean-
spruchen. Die Christlichen Gewerkschaften behielten,
bei leichten Stimmeneinbußen, ihre 10 Sitze. Auffällig
ist, dass die Sitze der Roten Betriebseinheitsliste von
1931, die zu den Wahlen nicht mehr antrat, wohl über-
wiegend den Nazis zugefallen waren, die schon 1931 mit
dem NSBO-Gauleiter Fritz Johlitz erstmals im Betriebsrat
vertreten waren. Der Schlosser Johlitz war in der Kraft-
wagenhalle beschäftigt.

Anstatt mit den Freien ein Bündnis gegen die NSBO zu
knüpfen, hielten es die Christlichen Gewerkschaften
»diesmal für angebracht, ihren bisherigen Bundesge-
nossen, die SPD, fallen zu lassen und sich zu der NSDAP

NSBO-Aktivist Johlitz fordert die Ersetzung der Betriebsräte der Freien
Gewerkschaften durch Nationalsozialisten.
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zu schlagen«, wie im Geschäftsbericht der Sozialpoliti-
schen Abteilung für 1932/33 süffisant vermerkt wurde.
Mit den Stimmen der Christlichen Gewerkschafter wurde
Johlitz zum Vorsitzenden des Betriebsausschusses
gewählt. Bereits am 4. April, als im Kabinett die Entschei-
dung für das Gesetz über Betriebsvertretungen gerade
erst gefallen war, beanspruchte Johlitz gegenüber dem
Krupp-Direktor Stumm die Sitze der Freigewerkschafter
Frühling und Wöhler. In der Folgezeit konnte sich Johlitz
in seinem Kurs des Machtausbaus auf das Zurückwei-
chen der Firmenleitung verlassen. Diese beruhigte sich
damit, dass der Willkürakt »im Augenblick hingenommen
werden« müsse. Die Freien Gewerkschafter wurden auch
aus allen Kommissionen, wie etwa dem Wohnungsaus-
schuss und der Lohnkommission, gedrängt. Die Düssel-
dorfer Bezirksregierung gab schließlich am 29. August
das Ausscheiden aller freigewerkschaftlichen und christ-
gewerkschaftlichen Betriebsvertreter bekannt und 
»legalisierte« die neue, rein nationalsozialistische
Betriebsvertretung; gleichzeitig wurden die National-
sozialisten Johlitz und Freytag als Betriebsvertreter 
im Aufsichtsrat bestätigt.

Bei der pompös aufgezogenen Feier am 1. Mai 1933 
im Lichthof des Hauptverwaltungsgebäudes war der
Krupp’sche Eigensinn gleichwohl deutlich zu spüren: 
Gustav Krupp sprach in herkömmlichen Worten von 

Der Regierungspräsident in Düsseldorf ordnet das Ausscheiden 
der Christlichen Gewerkschafter aus dem Betriebsrat an.

Der Vorsitzende des Krupp’schen Arbeiterrates Oskar Klammer bei 
einer Gedenkfeier am 31. März 1934 für die von französichen Besat-
zungssoldaten am 31. März 1923 erschossenen Werksangehörigen 
(links: Gustav Krupp)
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Gustav Krupp und Fritz Johlitz bekräftigen am 1. Mai 1933 
die Verpflichtung des Werks auf das »Gemeinwohl«.
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der »Anerkennung der Arbeit«, lobte aber gleichzeitig, 
wie durch »das Vorgehen des Reichskanzlers Hitler« eine
»vollen Erfolg versprechende Reform zur Tat wurde«. So
sah er nicht nur »die innere Zerrissenheit in unserem 
Volke« beseitigt, sondern auch »die furchtbare Gefahr
des Kommunismus« gebannt und durch »deutsches 
Vorgehen zum erstenmal dieser bolschewistischen Flut«
einen Damm entgegengeworfen. Das war freilich weit
mehr als die bloße Hinnahme von Rechtsbrüchen, son-
dern der Schritt zur historisierenden Glorifizierung einer
Politik der Gewalt. Was die Beseitigung der »Zerklüftung
unseres Volkes« angehe, so betonte Krupp, »so brauchen
wir als Kruppianer nicht umzulernen«. 

Den Aspekt der Kontinuität in der Unternehmens-Sozial-
politik mochte auch Fritz Johlitz nur bekräftigen, als er
anschließend das alte Krupp’sche Motto »Gemeinnutz 
vor Eigennutz« aufgriff und »die Schicksalsverbundenheit
aller Schaffenden in diesem Werk« beschwor. Das war
ohne Zweifel nicht das sozialrevolutionäre Pathos der
NSBO, sondern ein Rückgriff auf das sozialpatriarchali-

sche Spracharsenal, das in der Krupp’schen Gußstahl-
fabrik aufgrund der Werkstradition durchaus von Be-
stand war. Das Leitbild der »Werksgemeinschaft« war All-
tag bei Krupp, und in dieser Hinsicht brauchte man kaum
umzulernen. Die Betriebsbindung der Stammarbeiter-
schaft war hoch, die Lehrlingsausbildung vorbildhaft, 
die betrieblichen Sozialeinrichtungen mustergültig.
Daher war es keineswegs so, als hätte man bei Krupp
von den Nationalsozialisten lernen müssen: Der Lern-
prozess verlief eher umgekehrt. Die Ideologie-Gebäude
von »Schönheit der Arbeit« und vom »NS-Musterbetrieb«
nahmen ihren Ausgang aus der Anschauung der
Krupp’schen Verhältnisse. Als Robert Ley, der DAF-Füh-
rer, am 4. November 1933 die Essener Krupp-Werke
besichtigte, vermeldete ihm Direktor Buschfeld selbst-
bewusst, »daß in der Firma Krupp ein gutes Einverneh-
men zwischen Werksleitung und Arbeiter- und Angestell-
tenschaft sowie ein ausgesprochenes Gefühl der
Werksverbundenheit« ohnehin zur Tradition gehörten.

Der »Tag der nationalen Arbeit« am 1. Mai 1933: Gustav Krupp 
am Rednerpult

DAF-Leiter Robert Ley wird von Gaubetriebszellenleiter Johlitz am 
4. November 1933 im Essener Krupp-Werk begrüßt. Direktor Buschfeld
betont dabei die Tradition der »Werksgemeinschaft« bei Krupp.
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Bei der Gutehoffnungshütte (GHH), deren Kernbereich
von Hochofen-, Stahl- und Walzwerken in Oberhausen
angesiedelt war, gab es eine starke Tradition betriebli-
cher Sozialpolitik. Auf dem in allen Ruhrgebietsstädten
überaus begrenztem Wohnungsmarkt bedeutete es 
viel, wenn ein Arbeiter der Stammwerke in einer geräumi-
gen werkseigenen Drei-Zimmer-Wohnung leben konnte.
Dazu musste er lediglich sieben bis zehn Prozent seines
Monatseinkommens für Miete aufbringen; das war weni-
ger als die Hälfte dessen, was auf einen Arbeiter in einer
durchschnittlichen deutschen Großstadt zukam. Freilich
waren das Wohnungen für hochqualifizierte Facharbeiter.
Der Arbeitsvertrag war mit dem Mietvertrag verkoppelt.
Die Bindungsintention der betrieblichen Sozialpolitik war
nicht nur in diesem Bereich offenkundig. Die autoritäre
Führung durch den Firmen-Chef Paul Reusch gestattete
den Betriebsräten nur geringe Handlungsräume. Das
führte zu so ärgerlichen Vorkommnissen wie der Ver-
weigerung eines Stempels für den Betriebsrat durch die
Bergwerks-Verwaltung der Zeche Sterkrade im Oktober
1931. Die Weltwirtschaftskrise wurde zur Einschüchte-
rung der Belegschaften genutzt. 

Die deutsche Eisen- und Stahlindustrie war der von der
Wirtschaftskrise am stärksten betroffene Industriezweig.
Das galt insbesondere für die GHH, die wegen ihrer
Schwerpunkt-Produktion von Schiffsbaustahl auch in 
die Krise der Werftindustrie hineingeriet. Auf dem 
Krisenhöhepunkt hatte sich die Belegschaft gegenüber
1928/29 halbiert. Die Kurzarbeit lag bei 40 Prozent.
Gleichwohl war die NSBO in den Stammwerken selbst
Anfang 1933 noch kaum vertreten, obwohl die NSDAP 
in einzelnen Oberhausener Wahlbezirken begrenzte
Erfolge erzielte.

Von 1928 bis 1933 war ein christlicher Gewerkschafter
Vorsitzender des Betriebsrats gewesen. Von den 22 
Sitzen entfielen in der Regel zehn auf die Freien, neun

D i e  » A b w i c k l u n g «  d e r
g e w ä h l t e n  B e t r i e b s r ä t e :  

D i e  G u te h o f f n u n g s h ü tt e  
i n  O b e r h a u s e n

Paul Reusch (1868 – 1956), 
Vorstandsvorsitzender der GHH
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auf die Christlichen und drei auf die Hirsch-Duncker-
schen Gewerkschaften. Bei den Betriebsratswahlen am
24. März 1933 trat die kommunistische RGO nicht mehr
an. Der Christliche Metallarbeiterverband (CMV) erhielt
1188 Stimmen, der H.-D. Gewerkverein 403 Stimmen,
die Liste des DMV 933 Stimmen, die Liste 5 des Stahl-
helm 254 Stimmen und die Liste 6 der NSBO 1128 Stim-
men. Der CMV unter Josef Klemmer koalierte erneut 
mit dem H.-D. Gewerkverein, aber nun unter Einschluss
der NSBO. So wurde Josef Klemmer 1. Vorsitzender des
Betriebsrats, der NSBO-Mann Otto Jürgens Schriftführer.
Im Vorstand des Arbeiterrates saßen neben Klemmer ein
NSBO-Mitglied und ein Schriftführer vom H.-D. Gewerk-
verein.

Am 11. April aber beanspruchte Otto Jürgens, unter 
Hinweis auf Anweisungen seines Gauleiters Fritz Johlitz,
eine Umbildung des Betriebs- und Arbeiterrates mit dem

Ergebnis, dass nahezu alle Positionen mit NSBO-Leuten
besetzt wurden. Als Josef Klemmer, der als einziger
christlicher Gewerkschafter nur noch unter »Weitere 
Mitglieder« auf dem von Jürgens angebrachten Aushang
auftauchte, protestierte, wurde ihm der Schlüssel zum
Betriebsratszimmer abgezwungen. Jürgens gab diesen
gesamten Vorgang im Gestus einer Anweisung am 
13. April an die Sozialpolitische Abteilung der GHH 
weiter.

Es ist durchaus bemerkenswert, dass eine Firmenlei-
tung, die wegen ihrer Distanz zum Nationalsozialismus
und für eine Betriebspolitik »der harten Hand« bekannt
war, diesen Vorgang gegenüber dem Regierungspräsi-
denten in Düsseldorf am 27. April als schicksalhaft gege-
ben ausgab: »Nach dieser Bekanntmachung (…) ist die
Betriebsvertretung wie folgt umgebildet worden.« Nicht
nur die scheinbar willenlose Hinnahme dieses Übergriffs

NSBO-Betriebsrat Otto Jürgens informiert die Werksleitung über sein
Vorgehen.

Dr. Hermann Kellermann (1875 – 1965), 
Leiter der Bergbau-Abteilung der GHH
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war für die Werkspolitik der Direktoren Dr. Hermann 
Kellermann und Dr. Wegmann bezeichnend, sondern
auch die geschmeidige Taktik, unter Verweis auf die
gesetzlichen Maßnahmen seit dem 4. April eine Unaus-
weichlichkeit des Verfahrens zu suggerieren: »Wir bitten
dringend um beschleunigte Erledigung, da die zurzei-
tigen unklaren Verhältnisse geeignet sind, leicht zu
Unzuträglichkeiten zu führen.« Das war nicht mehr 
und nicht weniger als die opportunistische Preisgabe 
von Rechtsstandards und ein Fußtritt für jene Betriebs-
räte, die sich seit Jahren einer kooperativen Haltung
befleißigt hatten. In Absprache mit dem Zechenverband
in Essen verstand es Dr. Wegmann Ende April auch 
noch geschickt, die Schutzklausel des § 96 des BRG 

für Betriebsratsmitglieder auszuhebeln. Die NSBO-Leute
mochten sich als Sieger fühlen, doch waren sie unfrei-
willige Marionetten, deren Fäden in der Direktionsetage
gezogen wurden.

Gleichwohl musste die Firmenleitung des Öfteren fest-
stellen, das im neuen staatlichen System auch ihr Gren-
zen gesetzt waren. So hatte Hermann Kellermann anläss-
lich der Ruhrrevier-Parteispenden für den Reichskanzler
im Februar 1933 dem widerstrebenden Konzern-Chef
Paul Reusch bedeutet: »Nach Lage der Dinge werden 
wir ja wohl mitmachen müssen.« Als am 6. Mai 1934 
ein Denkmal für die Gefallenen des Ersten Weltkrieges
im Garten der Werksgaststätte enthüllt werden sollte,

Der Betriebsratsvorsitzende Josef Klemmer vom Christlichen Metall-
arbeiterverband protestiert gegen die Absetzung durch Otto Jürgens.
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konnte erst Gauleiter Josef Terboven die Teilnahme einer
NSBO-Abordnung mit Fahnen und auch ein kurzes Gruß-
wort des Betriebsobmanns Jürgens durchsetzen. Paul
Reusch redigierte die Rede vom Kurort Karlsbad aus, 
die Kellermann vorzutragen hatte. Wichtig war ihm, dass
Frauen, wenn sie denn unbedingt teilnehmen wollten,
hinter dem Denkmal zu sitzen hatten. Im Redetext ist 
keinerlei Kritik an den Gewaltmaßnahmen der National-
sozialisten auszumachen, dafür die für Reusch typische
hemmungslose Abrechnung mit der Weimarer Republik:
»Vierzehn Jahre lang konnte in Deutschland das Anden-
ken der großen Armee unserer Gefallenen nicht in dem
Geist gepflegt werden, der der Geist dieser Toten gewe-
sen ist.« 

Für die Geschmeidigkeit im Umgang mit den neuen
Machthabern hatte Hermann Kellermann zu sorgen,
etwa als er am 1. Mai 1933 an der riesigen Kundgebung
im Stadion Niederrhein gemeinsam mit anderen GHH-
Direktoren teilnahm. Reusch war bei diesem Akt selbst-
redend abwesend. In der Distanz zum NS-Regime und 
zu Arbeiteraufmärschen gleichermaßen mochte er sein
elitäres Selbstbild pflegen – die von ihm verantwortete
Firmenpolitik indes trug maßgeblich zur Zerstörung des
Weimarer Sozialstaates bei.

Drahtspulerei GHH Gelsenkirchen 1927
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Die 1862 von Gottlieb Adolf Schroeder gegründete
Papierfabrik in Golzern bei Grimma, rund 30 Kilometer
südöstlich von Leipzig gelegen, zählte mit ihrem Stamm-
haus, der Papiergroßhandlung Sieler & Vogel in Leipzig
und ihren Verkaufskontoren in Berlin, Hamburg und Mün-
chen zu Beginn der 1930er Jahre zu den renommiertes-
ten Papierherstellern im Deutschen Reich. Der 18jährige
Axel Caesar Springer verbrachte Anfang der 1930er Jahre
hier mehrere Monate seiner Lehre. Die Belegschaftsstär-
ke der Papierfabrik betrug 1933 rund 350 Mitarbeiter.

Der sächsische SA-Führer Manfred von Killinger war am
8. März 1933 von Hitler zum Polizeikommissar, zwei 
Tage später zum Reichskommissar für das Land Sachsen
berufen worden. Eine der ersten Maßnahmen bestand
am 14. und 15. März darin, auf Grund der Verordnung
des Reichspräsidenten zum Schutze von Volk und Staat
zwei Verordnungen zu erlassen, nach denen Betriebs-
ratsmitgliedern, die der KPD angehörten, die Ausübung
ihrer Befugnisse untersagt wurde; außerdem wurde die
Durchführung von Betriebsratswahlen »zur Erhaltung der
öffentlichen Sicherheit und Ordnung« bis auf weiteres
verboten. Damit wurden die beiden sächsischen Verord-
nungen zum Muster für das Gesetz vom 4. April 1933.

Die Betrauung von Killingers mit der Polizeigewalt in 
dem bisher eher kaum von Gewalttaten der National-
sozialisten heimgesuchten Sachsen löste eine Flut von
Übergriffen der SA in sächsischen Städten und Gemein-
den aus. Das massive Vorgehen der NSDAP bewirkte
auch bei den unteren Bezirksbehörden in Sachsen, den
Amtshauptmannschaften, einen »Aktionsschub« von
Repressionsmaßnahmen gegen Kommunisten und Sozi-
aldemokraten; dieser wurde dadurch forciert, dass den
Amtshauptleuten, den Behördenleitern, seit Mitte März
1933 die Kreisleiter der NSDAP als Kommissare an die
Seite gestellt wurden. Sozialdemokratische Beamte und
Bürgermeister wurden abgesetzt, bekannte Kommunis-

Johann Bönisch (1878 – 1966), seit
1913 Geschäftsführer der Zahlstelle
Wurzen des freigewerkschaftlichen
Fabrikarbeiterverbandes; 1944 kurz-
zeitig im KZ Sachsenhausen inhaf-
tiert (Foto von 1948)
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ten in »Schutzhaft« genommen. Im Zuge dieser Maßnah-
men setzte die Amtshauptmannschaft Grimma schon
einen Tag nach Erlass der Anordnung des Reichskom-
missars den Betriebsrat der Schroeder’schen Papierfa-
brik ab. Die Belegschaftsvertretung setzte sich aus fünf
Freigewerkschaftern und zwei Kommunisten zusammen.
Der Betrieb war damit ohne gesetzliche Interessenver-
tretung, da die Bezirksbehörde keine Ersatzbestellung
von Betriebsratsmitgliedern vornahm.

Die Zahlstelle des freigewerkschaftlichen Fabrikarbei-
terverbandes in Wurzen, die von Johann Bönisch geleitet
wurde, legte unverzüglich Beschwerde gegen diesen
Rechtsakt ein. Es war offensichtlich, dass die Absetzung
der freigewerkschaftlichen Betriebsratsmitglieder gegen
den Inhalt der sächsischen Anordnung verstieß. In einer
kurzen Erwiderung musste der Leiter der Amtshaupt-
mannschaft Grimma, Badedirektor Oberregierungsrat 
Dr. Alfried Etienne aus Bad Elster, dem Fabrikarbeiter-
verband dies am 22. März auch eingestehen. Der Amts-

hauptmann reklamierte aber, dass ein Zusammentreten
eines Betriebsrates, der unter kommunistischem Einfluss
stehe, bis auf weiteres untersagt sei. Mit diesem Verdikt
wurde dem Betriebsrat der Schroeder’schen Papierfabri-
ken praktisch jegliches Handels unmöglich gemacht, da
er nun – der Möglichkeit einer Zusammenkunft beraubt –
keinerlei Beschlüsse mehr fassen konnte.

Wenige Tage später, am 25. März, wurden die beiden
kommunistischen Betriebsräte, Alfred Büchner und Alfred
Illigner, von der Polizei in »Schutzhaft« genommen. Die
NSBO reagierte darauf, indem sie am 20. März eines
ihrer Mitglieder zum kommissarischen Betriebsrat pro-
klamierte. Für die Werksleitung war die rechtliche Situa-
tion auch nach Inkrafttreten des Gesetzes vom 4. April
1933 so unübersichtlich, dass sie am 18. April die Bezirks-
behörde um Auskunft bat, ob die freigewerkschaftlichen
Betriebsräte weiter im Amt seien und ob weitere Ände-
rungen bei der Zusammensetzung des Gremiums zu 
treffen seien. Amtshauptmann Etienne wies in seiner

Amtshauptmann Dr. Etienne verbietet aufgrund einer Beschwerde 
von Johann Bönisch die Zusammenkunft des Betriebsrates der 
Schroeder’schen Papierfabrik.
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Aushang in der Schroeder’schen Papierfabrik über die Einsetzung 
des neuen Betriebsrates 

Nachdem das Polizeipräsidium Leipzig die beiden kommunistischen
Betriebsräte unbefristet in »Schutzhaft« behält, werden sie von der
Werksleitung gekündigt.

Antwort der Amthauptmannschaft auf das Schreiben der Werksleitung
vom 18. April 1933
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Antwort darauf hin, dass die kommissarische Einsetzung
eines NSBO-Betriebsrates gemäß dem Gesetz vom 4. April
1933 der behördlichen Bestätigung bedürfe, die wegen
der notwendigen amtlichen Prüfung noch nicht erfolgt
sei. Was die Stellung der Sozialdemokraten im Betriebs-
rat anlange, so seien sie nicht ohne weiteres als »staats-
und wirtschaftsfeindlich« zu betrachten; deshalb sei für
ihre Amtsenthebung eine Einzelfallprüfung nötig. Die
Unternehmensleitung der Schroeder’schen Papierfabrik
war mit dieser Auskunft so klug wie zuvor – weiterhin galt
aber der Umstand, dass der Betriebsrat im betrieblichen
Wirken ausgeschaltet blieb.

Erst der 18. Mai brachte Klarheit: Die Amtshauptmann-
schaft Grimma bestätigte die Betriebsratsmitglieder, die
die NSBO zwischenzeitlich vorgeschlagen hatte. »Anstelle
des alten Betriebsrates« mit sieben Mitgliedern trat nun
ein Gremium von drei NSBO-Mitgliedern. Der Grund für
diese Verkleinerung ist nicht übermittelt; aufgrund der

Belegschaftsstärke hätte der Betriebsrat weiter sieben
Mitglieder aufweisen müssen. Offensichtlich mangelte 
es der NSBO in der Papierfabrik an Mitgliedern, die das
Amt des Betriebsrates ausüben konnten oder wollten.

Die beiden ehemaligen kommunistischen Betriebsräte
hatten zu diesem Zeitpunkt mit den Ereignissen nichts
mehr zu tun; sie befanden sich weiterhin in »Schutzhaft«.
Auf Anfrage der Werksleitung teilte das Polizeipräsidium
Leipzig am 26. April mit, dass der Zeitpunkt ihrer Entlas-
sung »zurzeit leider noch nicht angegeben werden kann«.
Die Firmenleitung kündigte Büchner und Illigner »auf
Grund Ihrer Inhaftierung und der damit verbundenen
lang währenden Abwesenheit in unserem Betriebe« 
kurzerhand – bezeichnenderweise am 2. Mai 1933, 
dem Tag der Besetzung der Gewerkschaftshäuser.

Arbeiter der Schroeder’schen Fabrik an Papiermaschinen (1912)
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Bielefeld war in der Weimarer Zeit eine der Hochburgen
der Freien Gewerkschaften und der mit ihnen verbunde-
nen politischen und kulturellen Organisationen der Arbei-
terschaft, wobei insbesondere die Freizeit- und Kulturor-
ganisationen, aber auch die Baugenossenschaften der
Arbeiter hervorzuheben sind. Trotz der Weltwirtschafts-
krise blieb die führende Stellung der Freien Gewerkschaf-
ten bis Ende 1932 mit etwa 29.000 Mitgliedern (1928:
35.000) im industriell-protestantischen Milieu Bielefelds
unangefochten. Die Christlichen und auch die Hirsch-
Dunckerschen Gewerkschaften traten kaum hervor, 
während die NSBO gerade einmal auf 728 Gefolgsleute
zählen konnte. Während im Herbst 1932 die SPD im
Raum Bielefeld-Wiedenbrück über etwa 10.000 Mit-
glieder verfügte, dürfte die rückläufige Mitgliederzahl 
der NSDAP lediglich bei 3.000 gelegen haben.

Dieses Kräfteverhältnis schlug sich auch bei den Reichs-
tagswahlen vom 6. November 1932 nieder. Der Abwärts-
trend der Nationalsozialisten seit den Juli-Wahlen 1932
zeigte sich auch hier: Die NSDAP fiel in Bielefeld um 
3,8 Prozentpunkte auf 27, 9 Prozent zurück. Die KPD, 
die als Partei der Arbeitslosen Erfolge hatte, verbesserte
sich auf 14,1 Prozent. Angesichts der unterschiedlichen
Stellung zur parlamentarischen Demokratie war auch 
in Bielefeld ein antifaschistisches Bündnis von KPD und
SPD außerhalb der poliischen Realisierungsmöglichkei-
ten. 

Nach dem 30. Januar 1933 fiel die Siegesfeier der Nazis
in Bielefeld eher kläglich aus. Anders die Kundgebung
am 31. Januar, als die Eiserne Front der sozialdemokra-
tisch orientierten Arbeiterbewegung etwa 8.000 Men-
schen mobilisierte, die »gegen Hitler und Hugenberg«
und »für Sozialismus, Freiheit und Brot« demonstrierten.
Das »rote Bielefeld« hatte aber nicht mehr lange Bestand.
Die KPD wurde durch Demonstrations- und Presseverbo-
te geschwächt, binnen kurzem wurden 71 Parteimitglie-

Wa h l s i e g e r  a u s  
d e m  Am t  g e d r ä n g t :  

D a s  s t ä d t i s c h e  
B e t r i e b s a m t  i n  B i e l e f e l d

Demonstrationsaufruf der »Eisernen Front« gegen das Hitler-Hugenberg-
Kabinett
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der, darunter die gesamte kommunistische Stadtverord-
netenfraktion, festgenommen. Der nach dem »Preußen-
schlag« vom Juli 1932 berufene Polizeipräsident von
Werder attackierte ununterbrochen das sozialdemokra-
tische Presseorgan »Volkswacht«. Trotzdem blieb die
Regierungskoalition Hitler-von Papen-Hugenberg bei 
den Reichstagswahlen mit 44,7 Prozent der Stimmen 
in Bielefeld unter dem Reichsergebnis von 51,9 Prozent.
Bei den eine Woche später durchgeführten preußischen
Kommunalwahlen blieb die SPD knapp stärkste Rathaus-
fraktion. Verhängnisvoll für das politische Klima waren
nicht nur die Stimmenverluste der bürgerlichen Parteien,
sondern auch das Überwechseln weiter Kreise des Bür-
gertums zu den Nazis, die es alsbald verstanden, durch
Entlassungen in den öffentlichen Verwaltungen Beamte
und Angestellte zur Kollaboration und Anpassung zu
zwingen. Durch die Ernennung von 435 Angehörigen 
der SA und SS zu Hilfspolizisten verfügte die NSDAP 
über eine furchteinflößende Terrortruppe.

Bei den Betriebsratswahlen im März 1933 blieb, trotz
beachtlicher Zugewinne der christlich-nationalen Ver-
bände im Angestelltenbereich, die Dominanz der Freien
Gewerkschaften, ganz wie im Reichsdurchschnitt, erhal-
ten. Im Städtischen Betriebsamt Bielefeld, den heutigen
Stadtwerken, entfielen 70 Prozent der Stimmen auf die
Freien Gewerkschaften. Die Liste I des freigewerkschaft-
lichen »Gesamtverbandes der Angestellten der öffentli-
chen Betriebe« konnte 490 von 695 Stimmen verbuchen,
die Liste II der Christlichen Gewerkschaften 93 Stimmen,
und die Liste III der NSBO kam auf 109 Stimmen. Am 
5. April suchte daraufhin der NSBO-Kreisleiter Kastrup
mit Verweis auf das Gesetz vom 4. April das Ergebnis auf
den Kopf zu stellen. Offenbar nach Rücksprache mit den
Christlichen Gewerkschaftern, die wie die NSBO nur ein
Betriebsratsmandat hatten gewinnen können, ließ Kas-
trup den Leiter des Betriebsamtes Dr. Lüth wissen, dass
NSBO und Christliche Gewerkschaften durch Vereinba-
rung alle Mandate im Verhältnis 4:3 unter sich aufzutei-

Mitteilung der NSBO-Kreisleitung (Kastrup) an die Direktion des Städti-
schen Betriebsamtes über die Entfernung der freigewerkschaftlichen
Betriebsräte und die Aufteilung von deren Mandaten auf Vertreter der
NSBO und der Christlichen Gewerkschaften

Dr. Paul Pries, Oberbürgermeister
1932 – 1935
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len gedachten. Die als »Marxisten« bezeichneten Freige-
werkschafter kämen als Betriebsräte »nicht in Frage«.

Daraufhin protestierte mit Hans Böhm der Geschäftsfüh-
rer der Verwaltungsstelle Bielefeld des »Gesamtverban-
des« bei Magistrat und Oberbürgermeister, dem parteilo-
sen Dr. Paul Prieß, gegen diesen »groben Verstoß« gegen
das Betriebsrätegesetz. Offenbar ging Böhm irrtümlich
davon aus, dass diese Maßnahmen von der Verwaltung
unter Lüth gebilligt worden waren. Lüth hatte hingegen
lediglich »das gesamte Inventar einschl. aller Akten zu
treuen Händen in Verwahrung genommen«, und zwar
dadurch, dass das Zimmer des Betriebsrats abgeschlos-
sen wurde. Kastrup war daher gezwungen, eine erneute
Drohkulisse gegenüber der Verwaltung aufzubauen, dies-
mal mit Unterstützung des bei der Bezirksregierung in
Minden eingesetzten »Gewerkschaftskommissars« Alt-
vater. In Kastrups neuer Liste waren die zuvor kollabo-
rationswilligen christlichen Gewerkschafter ebenfalls
fortgefallen. Am 20. April wurden unter der Zeugenschaft
des Verwaltungschefs Dr. Lüth die auf den Vorschlagslis-
ten I und II gewählten Betriebsräte ins Unterrichtszimmer
der Straßenbahner vorgeladen. Die Vertreter der NSDAP
und etliche SA-Männer nahmen im Sitzungszimmer und

Protest von Hans Böhm, Geschäftsführer des »Gesamtverbandes«, 
gegen die Amtsenthebung der freigewerkschaftlichen Betriebsräte 

Hans Böhm (1890 – 1957) 
war Mitglied der SPD und des
DMV sowie einige Jahre Betriebs-
ratsvorsitzender bei Krupp. 
Seit 1930 Geschäftsführer des
»Gesamtverbandes« in Bielefeld.
1933 Entlassung und unter Poli-
zeiaufsicht gestellt. Mitgründer
der Gewerkschaften in Bielefeld.
1949 – 1956 Mitglied des
Geschäftsführenden Bundes-
vorstandes des DGB (Foto von
1949)
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vor dem Gebäude Aufstellung. Der christliche Betriebs-
rat hatte bereits eine Verzichtserklärung abgegeben. Den
freigewerkschaftlichen Betriebsräten, die zuvor noch die
Verfügung des »Gewerkschaftskommissars« ignoriert 
hatten, wurde vor der Drohkulisse der SA-Schergen die 
»Verzichtserklärung« abgepresst. Nun erst war der Weg
frei für die NSBO.

In anderen Bielefelder Verwaltungen und Betrieben wie-
derholten sich diese Vorgänge. Der neuernannte Minde-
ner Regierungspräsident, Freiherr Adolf von Oeynhausen,
drängte unterdessen darauf, kommunistische Betriebs-
räte nicht nur aus dem Amt zu vertreiben, sondern sie 
in »Schutzhaft« nehmen zu lassen. So wurden in Biele-
feld die betrieblichen Mandatsträger aus den Ämtern
gezwungen und durch terroristische NSBO-Mitglieder
ersetzt. Dass es mehr als zehn Wochen dauerte, bis die
umgebildeten Betriebsvertretungen mit Nazi-Bewerbern
aufgefüllt werden konnten, wirft ein bezeichnendes Licht
auf die fehlende Kompetenz der neuen »Betriebsräte«,
die alsbald in willfährige »Vertrauensräte« übergehen 
sollten.

NSBO-Leiter Kastrup teilt dem Oberbürgermeister die Absetzung der
christgewerkschaftlichen Betriebsräte mit.

Unter Bedrohung durch zahlreiche SA-Männer erklären die freigewerk-
schaftlichen und christgewerkschaftlichen Betriebsräte ihren Rücktritt.
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Mit der Absetzung der Betriebsräte verloren die Gewerk-
schaften einen zentralen Teil ihrer Organisationsbasis in
den Betrieben. Die Betriebsräte waren nach dem Selbst-
verständnis der Gewerkschaften auch ihre Vertreter und
Ansprechpartner an der betrieblichen Basis gewesen –
quasi ihr »verlängerter Arm«. Mit der Ausschaltung von
tausenden Gewerkschaftsfunktionären in den Betrieben
wurde der Rückhalt der Gewerkschaften an der Basis
schwer getroffen, so dass sie nun nicht viel mehr dar-
stellten als isolierte Organisationen, die zu machtvollen
Kampfaktionen nicht mehr fähig gewesen wären. Wenn
es eine Chance gegeben hätte, gegen die Nationalsozia-
listen loszuschlagen – der Zeitpunkt war nun, nach dem
4. April 1933, verpasst.

Die Reaktion der Gewerkschaften auf die wachsende 
Flut der widerrechtlichen und gewaltsamen Absetzungen
von Betriebsräten war deshalb auch verhalten: Sie
beschränkte sich auf Protestschreiben an die Reichs-
regierung. Der Vorsitzende des ADGB, Theodor Leipart,
wandte sich am 29. März 1933 an den Reichskanzler
und den Reichsarbeitsminister und der Gesamtverband
der christlichen Gewerkschaften Deutschlands am 
10. April an den Reichsinnenminister, um für die gewähl-
ten Betriebsvertreter Schutz einzufordern. Die Gewerk-
schaften sahen im Staat noch immer den Garanten 
für die aus ihrer Sicht bewährten Arbeiterinstitutionen. 
Diese aus einer gewissen Staatsfixierung resultierende
Haltung war aber in mehrfacher Sicht eine Verblendung:
Zum einen war die neue Regierung nicht gewillt, den
Arbeitnehmerorganisationen und -vertretungen auch 
nur einen minimalen Schutz zu gewähren. Im Gegenteil:
Die fortgesetzte Aushöhlung der Position der Gewerk-
schaften war das Ziel der Staatspolitik. Zum anderen 
verkannten die Gewerkschaften das Gewaltpotential und
den Zerstörungswillen der NSDAP-Aktivisten. Sie nahmen
nicht wahr, dass der nationalsozialistische Mob von der
NSDAP und ihren Regierungsmitgliedern gesteuert und

Die Nationalsozialisten hissen ihre Fahne über dem besetzten Gewerk-
schaftshaus in Osnabrück.
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politisch instrumentalisiert wurde. Bezeichnenderweise
notierte Hitler handschriftlich auf dem Protestbrief des
ADGB: »Herr Leipart soll dem Schicksal danken, daß so
zart mit den Herrschaften verfahren wurde.« 

Oberste Maxime des Handelns war für die Gewerkschaf-
ten nun die Rettung der eigenen Organisationen. Dazu
gehörte die Anbiederung an die neuen Machthaber. Am
9. April erklärte sich der ADGB-Bundesvorstand bereit,
»die von den Gewerkschaften in jahrzehntelanger Wirk-
samkeit geschaffene Selbstverwaltungsorganisation der
Arbeiterschaft in den Dienst des neuen Staates zu stel-
len«. Am 13. April diskutierte die ADGB-Führung sogar
mit Vertretern der NSBO über eine zukünftige Organisa-
tionsform der Gewerkschaften. Das Gespräch endete
jedoch ergebnislos, nachdem die NSBO gefordert hatte,
dass Walter Schuhmann den Vorsitz der neuen Organisa-
tion erhalten sollte; der ADGB bestand auf einem ordent-
lichen Wahlverfahren bei der Besetzung der Führungspo-
sitionen. Auch die Christlichen Gewerkschaften suchten
engen Kontakt zur NS-Führung: Am 11. April trafen sich
Bernhard Otte und Heinrich Imbusch mit Reichspropa-
gandaminister Goebbels, auch um seine Haltung zur
zukünftigen Rolle der NSBO kennen zu lernen.

Parallel zu den Anpassungsbekundungen liefen im April
Bemühungen zwischen den Freien, Christlichen und
Hirsch-Dunckerschen Gewerkschaften, eine einheitliche
Gewerkschaftsbewegung zu schaffen. Die Verhandlun-
gen mündeten am 28. April 1933 in der Bildung des
»Führerkreises der vereinigten Gewerkschaften«, der 
Ausdruck des Bemühens war, den gewerkschaftlichen
Organisationen in entpolitisierter Form und unter Anpas-
sung an den »neuen Staat« das Überleben zu sichern.

Der Gesamtverband der christlichen Gewerkschaften erbittet vom
Reichsinnenministerium des Nationalsozialisten Frick polizeilichen
Schutz für Betriebsräte.
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NSBO-Untergruppenleiter und Siemens-Betriebsrat Käding 
führt am Morgen des 1. Mai 1933 die Marschsäule der 
Siemensarbeiter zur zentralen Maikundgebung auf dem 
Tempelhofer Feld an. 

Nach stundenlangem Warten der Betriebsabordnungen spricht am späten Abend
Reichskanzler Hitler.

Michael Rodenstock (links), geb. 1885, Gewerkschaftssekretär des 
freigewerkschaftlichen Gesamtverbandes der Arbeitnehmer der öffent-
lichen Betriebe, am 30. Juli 1932 auf einer Demonstration in Duisburg.
Rodenstock wurde am 2. Mai 1933 zusammen mit den Gewerkschaftern
Julius Birk, Emil Rentmeister und Johann Schlösser von der SA in Duis-
burg ermordet.

Liste der durch die NSBO im Gau Essen am 
2. Mai 1933 verhafteten Gewerkschafter;
darunter in Oberhausen: Heinrich Jochem
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Dieses Ziel stand wohl auch hinter den Aufrufen der
Richtungsgewerkschaften, sich an den Veranstaltungen
zum 1. Mai, den die nationalsozialistische Regierung
zum Feiertag der »deutschen Arbeit« erklärt hatte, zu
beteiligen. Dass durch die Ausschaltung der Betriebsräte
die gewerkschaftliche Basis in den Betrieben zerstört
worden war, wird wohl am deutlichsten durch die Bilder
von den Marschkolonnen veranschaulicht, die am Vormit-
tag des 1. Mai 1933 aus den Betrieben zum Festplatz
der »großen« Berliner Mai-Feier, dem Tempelhofer Feld,
zogen: An der Spitze standen wie bei Siemens die einge-
setzten NS-Betriebsräte, denen die Arbeiter des jeweili-
gen Betriebes folgten. Die Teilnehmer – insgesamt waren
es auf dem Festplatz dann eineinhalb Millionen – waren
nicht alle freiwillig gekommen: In den meisten Betrieben
und Verwaltungen hatten sich die Arbeiter, Angestellten
und Beamten frühmorgens versammeln und ihre Arbeits-
karten abgeben müssen, um das »Maigeld« – drei Reichs-
mark, was dem halben Tageslohn eines Facharbeiters
entsprach – zu erhalten; erst nach dem Eintreffen auf
dem Tempelhofer Feld wurden die Karten wieder zurück-
gegeben.

Bei den zahlreichen Maifeiern im ganzen Reich mag wohl
mancher Gewerkschafter die Illusion gehegt haben, dass
es gelingen werde, die Gewerkschaftsorganisationen und
damit auch die Unterstützungsleistungen für ihre Mitglie-
der durch Anpassung an die neuen politischen Gegeben-
heiten zu retten – einen Tag später holte die Wirklichkeit
die Gewerkschaften ein: Am Vormittag des 2. Mai wurden
mit einem Schlag alle wichtigen Gebäude des ADGB, 
des AfA-Bundes und der Einzelgewerkschaften von SA-
und SS-Truppen besetzt. Das gesamte gewerkschaftliche
Vermögen wurde beschlagnahmt, mehr als hundert lei-
tende Funktionäre der Gewerkschaften in »Schutzhaft«
genommen. Die furchtbarsten Ereignisse fanden in Duis-
burg statt: Hier wurden Julius Birk und Michael Roden-
stock (Gesamtverband der Arbeitnehmer der öffentlichen
Betriebe und des Personen- und Warenverkehrs), Johann
Schlösser (DMV) und Emil Rentmeister (Zentralverband
der Angestellten) im Keller des Gewerkschaftshauses
ermordet; die Leichen wurden in der Nacht im Wald ver-
scharrt. Das Ende der Freien Gewerkschaftsorganisatio-
nen war besiegelt.



D i e  D e u t s c h e  
Ar b e i t s f ro n t :  

H o h l e  P r o p a g a n d a  
s t a t t  I n t e r e s s e n p o l i t i k

f ü r  A r b e i t n e h m e r

72

Am 6. Mai 1933 kündigte Robert Ley die Gründung 
der Deutschen Arbeitsfront (DAF) an, deren erster Kon-
gress am 10. Mai in Berlin stattfand. Hitler hielt die Er-
öffnungsrede, Ley wurde zum Führer der DAF ernannt,
Walter Schuhmann, der Leiter der NSBO, wurde mit der
Führung der Arbeiterverbände und der Danziger NSDAP-
Gauleiter Albert Forster mit der Leitung der Angestellten-
verbände betraut.

Ley machte sich unverzüglich daran, eigene Vorstellun-
gen von der DAF als maßgeblicher Gestalterin der NS-
Sozialpolitik zu entwickeln. Am 17. Mai 1933 gab er
zusammen mit Otto Wagener, dem Reichskommissar 
für die Wirtschaft, eine Verfügung heraus, die einen 
achtwöchigen »Waffenstillstand« in den Betrieben garan-
tierten sollte. In dieser Zeit hoffte er mit den Unterneh-
mern die Tarifverhältnisse neu zu ordnen und über 
den Arbeitsschutz, das Arbeitsrecht und soziale Maß-
nahmen zu bestimmen. Um mit der NSBO konkurrieren
zu können, blieb ihm anfangs wenig mehr, als sich 
deren antikapitalistischer Phrasen zu bedienen. Er 
warnte »unverantwortliche Elemente im Arbeitgeber-
lager« vor einseitigen Tarifkündigungen, die doch nur 
»ihrer Profitgier« dienten. So waren die Wochen nach 
der Zerschlagung der Gewerkschaften nicht nur für die
Befürworter eines »autoritären Staates« unter den deut-
schen Unternehmern eine Phase höchster Beunruhigung.
Angesichts des Prozesses wechselseitiger Radikalisie-
rung zwischen DAF und NSBO sahen sich auch Schuh-
mann und Ley zu energischem Einschreiten gezwungen:
Per Verordnung wurde der NSBO jeder Eingriff in die
innere Verwaltung der Verbände untersagt; außerdem
wurde ihr als Kader der NSDAP, als »SA der Betriebe«,
eine rein politisch-propagandistische Kampfaufgabe
gegenüber dem »Marxismus in den Betrieben« zugewie-
sen. Die wirtschaftliche Vertretung im Betrieb, so Ley,
werde allein von der DAF wahrgenommen.

Hitler, Heß und Ley auf dem Gründungskongress der DAF 
am 10. Mai 1933
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NSBO- und SA-Mitglieder sahen sich um die Durchset-
zung ihrer sozialrevolutionären Vorstellungen geprellt.
Der Unwille einzelner SA-Führer und die Unzufriedenheit
der SA-Gliederungen entluden sich in Tumulten in Berlin,
Hamburg, Frankfurt, Dresden, Essen, Dortmund, Kassel,
Königsberg und Freiburg. Hitler holte zum Gegenschlag
aus und setzte Anfang August 1933 eine Verhaftungswel-
le in Gang, der eine Entlassungswelle aus der SA folgte.
Ende 1933 betrug die Gesamtzahl der ausgeschlosse-
nen SA-Leute im Reichsgebiet etwa 200.000. Schnell
griff die »Säuberungsaktion« auch auf die NSBO über.
Nun landeten auch NSBO- und DAF-Aktivisten in den
Konzentrationslagern, als marxistische Verbrecher abge-
stempelt, die sich in die NSDAP eingeschlichen hätten. 

Auf einer NSBO-Führertagung in München im November
1933 glaubte Robert Ley seine eigene Machtposition

nun gestärkt. Die NSBO, so bekräftigte er am 8. Novem-
ber, sollte künftig »Hort des nationalsozialistischen
Gedankengutes im Betriebe« sein. Die DAF hingegen 
sei allein die sozialpolitische Interessenvertretung. 
Allerdings zeigte der »Aufruf führender Nationalsozialis-
ten« vom 27. November 1933, dass hier eine illusionäre
Verkennung der neuen Machtkonstellationen vorlag. 
Das Eingehen Hitlers auf die betrieblichen Neuordnungs-
vorstellungen der Ministerialbürokratie drohte Leys ehr-
geizigen Plänen von expansiver Organisationsmacht ein
Ende zu bereiten. Der Aufruf, maßgeblich vom Arbeitsmi-
nisterium Franz Seldtes und dem Wirtschaftsministerium
Dr. Kurt Schmitts formuliert, legte fest: »Nach dem Willen
unseres Führers Adolf Hitler ist die Deutsche Arbeitsfront
nicht die Stätte, wo die Fragen des täglichen Arbeitsle-
bens entschieden … werden.« Die DAF sollte lediglich 
mit der Erziehung und Schulung »aller im Arbeitsleben

Organigramm der DAF von Anfang 1934. 
Die NSBO ist in die DAF einverleibt.

Verbot der Staatskommissare Lippert, Maretzky und Engel für die NSBO, Eingriffe im Betriebsleitungen vorzunehmen
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stehenden Deutschen« befasst sein. Ley als Mitunter-
zeichner besiegelte damit – wenn auch nur vorläufig –
seine beinahe vollständige Kapitulation.

Es schien damit ausgemacht, dass die DAF in der Folge-
zeit lediglich eine propagandistische Tätigkeit als »eine
Einheitsreisegesellschaft und Freizeitgestaltungsorgani-
sation mit billigsten Eintrittspreisen« zukommen sollte.
Schon am 17. November 1933 war ein Feierabendwerk
der DAF begründet worden, das später als NS-Gemein-
schaft »Kraft durch Freude« (KdF) firmierte. Nun schien
die DAF harmlos genug, so dass Gustav Krupp schon am
28. November in einem Rundschreiben an die Mitglieder
des »Reichsstandes der Deutschen Industrie« die indus-
triellen Unternehmer aufforderte, der DAF als Einzelmit-
glieder beizutreten. Dabei verwies er ausdrücklich auf
die Vereinbarung vom 27. November und stellte erleich-
tert fest, dass dadurch Stellung und Aufgabenkreis der
DAF »endgültig klargestellt« seien und die deutschen
Unternehmer an der »Herstellung einer wahren Volks-
gemeinschaft« nunmehr »freudig mitarbeiten« würden.

Rede des DAF-Bezirksleiters Walter Nagel am 29. Juni 1933 in Münster: 
Ziellose Machtphantasien 
»Westfalen: » ıDer Deutscheİ (das Blatt der Arbeitsfront) teilt mit, dass
der Landesleiter der Arbeitsfront, Bezirk Westfalen, Nagel, seines Pos-
tens mit sofortiger Wirkung enthoben wurde. Nagel, der ein eigenes
Flugzeug und einen Piloten besass, hatte einen Fehlbetrag von 140.000
Mark in der Kasse.« (aus: Sopade. Die Deutschland-Berichte der Exilor-
ganisation der SPD, Juli /August 1934)

Ausschaltung der DAF aus Tarif- und Betriebspolitik am 27. November
1933 durch die Ministerialbürokratie, der Ley zunächst zustimmen
musste
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Das »Gesetz über Betriebsvertretungen« vom 4. April
1933 hatte die reaktionären Bündnispartner der Natio-
nalsozialisten in der Reichsregierung, Hugenberg von 
der DNVP und Seldte vom Stahlhelm, im Glauben gelas-
sen, Gewaltmaßnahmen in den Betrieben richteten sich
lediglich gegen solche Betriebsräte, »die in staats- oder
wirtschaftsfeindlichem Sinne eingestellte sind«. Für sie
schien klar, dass damit nur die verhassten »Marxisten«,
nämlich Kommunisten und Sozialdemokraten, gemeint
waren. Doch schon beim Herausdrängen der erst in der
letzten Märzwoche gewählten Belegschaftsvertreter aus
ihren Ämtern hatte sich gezeigt, dass die NSBO-Aktivis-
ten bei der betrieblichen Machtaneignung wenig Unter-
schiede machten. Mit Empörung mussten DNVP- und
Stahlhelm-Anhänger, die vor allem im Angestelltenbe-
reich zu Mandaten gekommen waren, feststellen, dass
sie nicht nur bei der Verteilung der pseudolegal usur-
pierten kommunistischen und freigewerkschaftlichen
Betriebsratssitze übergangen, sondern selber zum Rück-
tritt aus ihren Positionen gezwungen wurden. Die bei 
den Reichstagswahlen noch selbstgewiss auftretende
»Kampffront Schwarz-Weiß-Rot«, die der NSDAP im Parla-
ment als Mehrheitsbeschaffer diente, bekam erstmals
empfindlich zu spüren, dass sie sich keineswegs, wie von
Papen das formuliert hatte, Hitler »engagiert« hatte, son-
dern dass die so genannte »nationale Revolution« plötz-
lich auch ihre Bastionen hinweg zu spülen begann. Auch
hier zeigte sich, dass es nach dem »Ermächtigungsge-
setz« keineswegs einen geregelten Übergang vom Verord-
nungs-Regime der ersten Regierungswochen zu einem
Kabinetts-Regime der Koalitionäre kam, sondern dass
alle pseudolegalen Akte nur das Vorspiel zu einer Phase
der puren Gesetzlosigkeit darstellten. Auf der Ebene der
Industriebetriebe fand die Auflösung der an die DNVP,
den Stahlhelm und schließlich auch der an das Zentrum
angelehnten Arbeitnehmervertretungen schon einige
Wochen statt, bevor sich, nach dem Verbot der SPD am
22. Juni 1933, die Selbstauflösung der übrigen Parteien

B e t r i e b l i c h e  
» S ä u b e r u n g e n « :  
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i m  B e t r i e b

Die »Kampffront Schwarz-Weiß-Rot« als Mehrheits-
beschaffer für die Hitler-Regierung nach den Wahlen
vom 5. März 1933
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vollzog. Die »nationale Revolution« war in die »national-
sozialistische Revolution«, also einen Staatsstreich, 
übergegangen.

Es ist kennzeichnend für die Verkennung der neu
geschaffenen politischen Verhältnisse, dass sich die 
Protestschreiben der DNVP- und Stahlhelm-orientierten
Verbände an Reichsarbeitsminister Seldte als den Stahl-
helm-Führer richteten, der bereits am 27. April 1933 
zur NSDAP übertrat und den deutschnationalen Wehr-
verband Hitler unterstellte, der gleichzeitig oberster 
SA-Führer war: Von den vermeintlichen Gegenmacht-
Ministerien im Reichskabinett war kein Beistand mehr 
zu erwarten.

Nicht anders erging es den christgewerkschaftlichen 
Verbänden. In einer merkwürdigen Verblendung hatten
viele ihrer Verbandsfunktionäre den Regimewechsel vom
30. Januar 1933 zum Anlass genommen, den Graben
wieder zu öffnen, der vor dem Weltkrieg oftmals eine
Kooperation von christlich und sozialdemokratisch orien-
tierten Arbeiterverbänden verhindert hatte. Mit einer neu
akzentuierten »nationalen« Ausrichtung war der Anpas-
sungskurs an den Nationalsozialismus eingeläutet wor-
den, und es kam sogar vor, dass sich nach den Betriebs-
ratswahlen Christgewerkschafter durch Wahlbündnisse
mit NSBO-Vertretern an der Entmachtung freigewerk-
schaftlicher Betriebsvertretungen beteiligten. Seit der
Proklamation Robert Leys am 21. Juni 1933 mussten 
die christlichen Gewerkschaftsführer jedoch erkennen,
was die »Generalsäuberung bis in die letzte Zelle und 
bis in den letzten Betriebsrat hinein« bedeutete: »Wer als
Marxist oder Zentrumsmann an führender Stelle stand, 

Protest der DNVP (Dortmund) gegen Übergriffe der NSBO gegen 
»nationale Listen« in den Betrieben

Verfügungen des DAF-Leiters Robert Ley vom 21. Juni 1933 zur 
»Generalsäuberung« der Betriebsräte und zum Ausschluss der 
christlichen Gewerkschaftsführer aus der DAF
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NSBO-Betriebszellenleitung bei Osram droht Oppositionellen mit KZ 
(die Kennzeichnung »K« verweist auf Mitgliedschaft in der KPD, »S« auf
die in der SPD).

Entlassungen bei Osram als Einschüchterungspolitik

Entlassung eines Mitarbeiters durch die Osram-Werksleitung

Werksleitung und NSBO-Betriebsrat: Androhung von Entlassungen bei
oppositioneller Propaganda im Betrieb
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wird nie den Nationalsozialismus begreifen und wird ewig
sein Feind sein.« Mit der Gründung der DAF, so behaupte-
te Ley, »sollte auch die unglückselige Zerklüftung der
deutschen Arbeitsmenschen behoben werden«. Dass 
Ley nicht einmal den Anschein erwecken wollte, als sei
seine Zwangsorganisation in die Tradition der deutschen
Gewerkschaftsbewegung eingetreten, zeigte sich allein
schon in seinen Formulierung: »für alle Zeit geächtet«
werde jeder, der mit den bisherigen Führern der Christ-
lichen Gewerkschaften verhandele. Jeder Oppositionelle
»wird vernichtet werden«. An die Stelle einer unabhängi-
gen, selbstbewussten und solidarischen Selbstorgani-
sation der deutschen Arbeiter- und Angestelltenschaft
war die Forderung nach Unterwerfung unter »unseren
einzigen und herrlichen Führer Adolf Hitler« getreten.

Dass der Absolutheitsanspruch auch für die Betriebe
galt, mussten die Arbeitnehmer bald erfahren. Bei 
der Osram KG in Berlin wurden nicht nur Sozialdemo-
kraten und Kommunisten bei einer gemeinsamen Aktion
von Betriebsleitung, Geheimer Staatspolizei und DAF-
Betriebszellenobmännern am 21. Juli 1933 pauschal mit
mehreren Jahren Haft im Konzentrationslager bedroht,
falls »noch ein einziges Mal durch Hand oder Schrift 
Propaganda für irgend eine Partei, ausgenommen die
NSDAP, getrieben wird«. Doch durch Drohungen allein
ließ sich der Widerstand nicht brechen, kommunistische
Schriften wurden bei Osram weiterhin ausgelegt. Mit
Unterstützung des nationalsozialistischen Betriebsrates,
der seiner Schutzfunktion nach dem Betriebsrätegesetz
nicht nachkam, wurden drei Monate später schließlich
zehn vermeintlich Oppositionelle ohne jegliche Beweise
für ihre Täterschaft gekündigt. Der noch vorhandene
Widerstandswille von Teilen der Industriearbeiterschaft
sollte mit aller Macht gebrochen werden.

78

NSBO-Zelle bei Osram (1933)
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Auf der Ebene der Staatspolitik war das »Zähmungskon-
zept«, das Papen und Hugenberg entworfen hatten, ohne
Zweifel gescheitert. Im Schatten der dramatischen Vor-
gänge, die zur Etablierung der nationalsozialistischen
Machthaber führten, aber hatten Vertreter der deutschen
Großwirtschaft gleichwohl strategische Positionen
besetzt, die eine Zähmung der wirtschafts- und sozial-
politischen Umbaupläne der nationalsozialistischen 
Parteibasis ins Werk setzten. Auf Veranlassung Hugen-
bergs war Dr. Werner Mansfeld, Justiziar von Zechen-
verband und Bergbau-Verein, am 10. Mai 1933 zum
Ministerialdirektor und Abteilungsleiter für Arbeits- und
Tarifrecht ins Reichsarbeitsministerium berufen worden.
Vor dem Nürnberger Tribunal im Jahre 1947 gab Mans-
feld unmissverständlich Auskunft: »Nach der ›Machter-
greifung‹ im Jahre 1933 und nach der am 1. Mai einge-
leiteten Auflösung der Gewerkschaften musste die neue
Staatsführung ein vollkommen neues Arbeitsrecht schaf-
fen. Vornehmlich zur Lösung dieser Aufgabe wurde ich 
im Mai 1933 in das Ministerium berufen.« Zusammen
mit seinem Minister Seldte war er am 27. April 1933 
zur NSDAP übergetreten.

Mansfeld war zuvor im Zechenverband maßgeblich an
der Ausschaltung des gewerkschaftlichen Tarifpartners
beteiligt gewesen. Schon im März 1933 hatte der habi-
litierte Arbeitsrechtler, von dem auch ein arbeitgeber-
naher Kommentar zum Betriebsrätegesetz stammte, 
auf dem von den Nazis verursachten sozialpolitischen
Trümmerfeld die Initiative ergriffen. In zwei Artikeln 
in der »Deutschen Bergwerks-Zeitung« entwarf er die
»Zukunft des Arbeitsrechts«. Als Verbeugung vor den 
neuen Machthabern erschien die Formulierung, der
nationale Staat müsse »im Wert der Persönlichkeit und
im Führertum das Entscheidende auch in der Sozial-
politik erblicken«. Er forderte die Beseitigung der 
»stärksten Hemmnisse einer kraftvollen Entwicklung«
und der »künstlich hervorgerufenen Entfremdung zwi-

D a s  G e s e t z  z u r  O r d n u n g
d e r  n a t i o n a l e n  A r b e i t :  

D i e  F e s t i g u n g  d e r
B e t r i e b s d i k t a t u r

Der Justiziar des Zechenverbandes Werner Mansfeld entwirft die 
Strategie der Liquidierung des Weimarer Arbeitsrechts.
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Als nun die Gewerkschaften durch einen Gewaltakt der Partei
aufgeloest wurden, ohne dass man gleichartige Organisationen
an ihre Stelle treten ließ – die Deutsche Arbeitsfront umfasste
bekanntlich die Arbeitgeber und Arbeitnehmer und konnte
daher niemals die Interessen nur der Arbeitergruppe vertreten
– entfielen die bisherigen Traeger des Kollektivvertrages. Damit
wurde zugleich die ganze Grundlage des bisherigen Arbeits-
rechts zerschlagen. Auch die bisherige im Betriebsrätegesetz
niedergelegte sog. Arbeitsverfassung – Verfassung des Betriebes
passte nicht mehr in die neue Zeit. Es ging von dem Gedanken
der Betriebsdemokratie aus und verlieh den gewählten Vertre-
tern der Arbeitnehmerschaft des Betriebes in sozialen Angele-
genheiten weitgehende Mitbestimmungsrechte, die mit dem
Fuehrerprinzip, der Grundlage des nationalsozialistischen 
Programms, nicht zu vereinbaren waren. 

Der Grundgedanke der neuen Arbeitsverfassung sollte sein,
dass im Betrieb nur ein Mann der Betriebsfuehrer verbindliche
Anordnungen gegenueber der Arbeitnehmerschaft treffen, ihr
Arbeiterschicksal bestimmen, ihre Arbeitsbedingungen fest-
setzen und den Betrieb verantwortlich leiten koenne, naemlich
der Unternehmer, d. h. der Mann, der auch das Unternehmen
als solches zu leiten hatte. Die Verwirklichung dieses – natur-
gemaess mit den Grundsaetzen der Betriebsdemokratie weit-
gehend brechenden – Grundsatzes setzte die Verleihung der
groessten Machtbefugnisse an den Unternehmer voraus. Wollte
man sie ueberhaupt rechtfertigen, dann musste auf der anderen
Seite eine erhoehte Verantwortlichkeit gegenueber der Arbeit-
nehmerschaft das Gegengewicht bilden. Das Verhaeltnis vom
Unternehmer zur Arbeiterschaft und Angestelltenschaft konnte
nicht mehr nur auf die im Arbeitsvertag bezw. in den Kollektiv-
vereinbarungen festgelegten Rechte und Pflichten abgestellt
werden. Vielmehr konnten die erhoehten Machtbefugnisse 
des Unternehmers nur gerechtfertigt werden, wenn eine seinen
Machtbefugnissen entsprechende Sorge fuer das Wohl der 
seiner Fuehrung anvertrauten Personen ihm auferlegt wurde.
Die Verwirklichung des Fuehrerprinzips in dem angedeuteten
Umfange musste daher zwangslaeufig zu einer grundsaetzlichen
Umstellung des Arbeitsverhaeltnisses und zu einer Wandlung
vom rein schuldrechtlichen Vertrage zum personenrechtlichen
Gemeinschaftsverhaeltniss fuehren. Die menschlichen ueber
alle vertraglichen Abmachungen weit hinausragenden Bezie-
hungen traten in den Vordergrund. Der Arbeitgeber hatte nicht
nur Lohn zu zahlen und Urlaub zu gewaehren usw. sondern
hatte die Existenzgrundlagen der ihm anvertrauten Arbeiter 
zu gewaehrleisten. Die Fuersorgepflicht des Unternehmers war
auch nicht bloss eine moralische Verpflichtung, sondern bildete
die Grundlage von erzwingbaren Rechtsanspruechen […].

Berlin, den 7. Mai 1947 gez. Werner Mansfeld

Dr. jur. Werner Mansfeld (1893 – 1953): Leutnant im Ersten Weltkrieg,
1919 – 1920 Freikorpsmitglied, 1924 Justiziar von Bergbau-Verein 
und Zechenverband, seit 10. Mai 1933 Ministerialdirektor im Reichs-
arbeitsministerium, seit 1936 auch Leiter der Abteilung Sozialpolitik 
in Hermann Görings Vierjahresplan-Behörde, im Frühjahr 1942 kurz-
zeitig Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz. Ausscheiden 
aus den Ämtern 1942. Nach 1945 im Vorstand der Salzdetfurth AG 
und im Aufsichtsrat der Braunkohlenwerke Salzdetfurth AG

DOCUMENT NO.NI-7015
OFFICE OF CHIEF OF COUNSEL FOR WAR CRIMES

Erklaerung unter Eid.
Ich, Werner MANSFELD, geboren am 12. Dezember 1893 in
Uchte Provinz Hannover, bis Februar 1942 Ministerialdirektor
und Leiter der Hauptabteilung III des Reichsarbeitsministeri-
ums, wohnhaft in Halle-Saale, Mansfelderstr. 52, belehrt ueber
die Straffolgen einer falschen Aussage, erklaere unter Eid das
Folgende:
Ich habe massgebend an der Vorbereitung und Ausarbeitung
des Gesetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit (AOG) mit-
gearbeitet. Ich bin daher mit allen Begriffen dieses Gesetzes
und den Absichten des Gesetzgebers vollkommen vertraut,
zumal ich mich auch wissenschaftlich mit der Auslegung des
Gesetzes befasst habe. Mein Kommentar zum Gesetz ist in 
2 Auflagen mit rund 40000 Exemplaren und meine Handaus-
gabe – ebenfalls mit Erlaeuterungen – zu dem gleichen Gesetz –
insoweit ich mich erinnere – drei Auflagen mit etwa 15 000
Exemplaren erschienen. Die umfassende Einleitung des Kom-
mentars, die vornehmlich die Grundgedanken des Gesetzes
behandelt, ist unter dem Titel »Der Sinn des Gesetzes zur Ord-
nung der nationalen Arbeit« deutsch in etwa 300 000 Exem-
plaren verbreitet und ausserdem in englisch, franzoesisch 
und spanisch erschienen.

Nach der »Machtergreifung« im Jahre 1933 und nach der am 
1. Mai eingeleiteten Aufloesung der Gewerkschaften musste die
neue Staatsfuehrung ein vollkommen neues Arbeitsrecht schaf-
fen. Vornehmlich zur Loesung dieser Aufgabe wurde ich im
Mai 1933 in das Ministerium berufen. […] Aussage Mansfelds 1947 vor dem Kriegsverbrecher-Tribunal
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schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer«. In tariflichen
Abmachungen sollten »nur noch die allgemeinen Arbeits-
bedingungen geregelt werden«, in betrieblichen »Verein-
barungen« den »besonderen Verhältnissen des Betriebes
und der Leistung des einzelnen« Rechnung getragen 
werden. Letztlich ging es ihm um »Tarifverträge« ohne
Vertragspartner, mit denen das niedrige Tarifniveau 
der Weltwirtschaftkrise festgeschrieben werden konnte,
und um die uneingeschränkte betriebliche Weisungsbe-
fugnis des Arbeitgebers. In einer künftigen Betriebsver-
fassung gelte »ein wahrhaft deutscher Grundsatz, daß
nur der Führer zur verantwortungsvollen Arbeit berufen
sein kann«.

Ohne Zweifel hatte der »Führergedanke« nichts mit dem
in der NSDAP nur verschwommen reglementierten Füh-
rertum zu tun. Er war die prägnante Verschleierung des
autoritären Anspruchs der Schwerindustriellen an der

Beschlussfassung im Reichskabinett über das Arbeitsordnungsgesetz
am 12. Januar 1934

Reichsarbeitsminister Franz Seldte bei einer Rundfunkrede am 5.7.1933
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Ruhr, die sich nur der dehnbaren Versatzstücke der 
NS-Ideologie bedienten. Im zweiten Artikel wurde Mans-
feld noch deutlicher: Es sei selbstverständlich, »daß
zunächst einmal die verderbliche politische Betätigung
der bisherigen gewerkschaftlichen Monopolinhaber
unterbunden« werden müsse; es sei »jede Möglichkeit
des Klassenkampfs im Keime zu ersticken«. Bedenkt
man, dass nach der Ausschaltung des NS-Linken Gregor
Straßer sozialpolitische Kompetenz in der Partei nicht
mehr existierte, verwundert es wenig, wie zielstrebig 
die Vertreter der deutschen Großwirtschaft in die Minis-
terialbürokratie einziehen konnten, wo sie nicht nur die
Entmachtung von Betriebsräten und Gewerkschaften
vollendeten, sondern um die Betriebe auch einen Schutz-
wall gegen die Anmaßungen von NSBO und DAF errichte-
ten. Das war weit mehr als eine bloße Wiedererrichtung
einer »Herr-im-Hause«-Position, sondern der absolute
Bruch mit allen Traditionen, wie sie sich in den Konflik-
ten zwischen Arbeitgebern, Gewerkschaften und Staat
seit 1890 herausgebildet hatten und in denen es staat-

liche, gesetzliche, gewerkschaftliche, wissenschaftliche
und publizistische Widerlager zur Unternehmerherrschaft
gegeben hatte. Mansfeld war sich dabei des Aufwandes
bewusst, der betrieben werden musste, um einen Despo-
ten zum »Führer des Betriebes«, die entrechteten Arbeit-
nehmer zu »Kameraden« und zur »Gefolgschaft« umzu-
deuten. Im August 1933 löste er sämtliche Arbeitsrechts-
Zeitschriften auf; seitdem erschien als einzige Publikati-
on »Deutsches Arbeitsrecht«, herausgegeben von Mans-
feld selbst. Die am 19. Mai für die staatlich reglemen-
tierte Lohnpolitik eingesetzten »Treuhänder der Arbeit«
waren der künftigen Schaltzentrale der Unternehmerinte-
ressen, der Abteilung III des Reichsarbeitsministeriums
unter der Leitung Mansfelds, unterstellt. Die bisherige
universitäre Elite der deutschen Arbeitsrechtswissen-
schaft, besonders die Professoren Alfred Hueck, Hans
Carl Nipperdey und Rolf Dietz, ordnete sich in ihren 
Publikationen dem Bündnis von Ministerialbürokratie
und Großwirtschaft bereitwillig unter.

Nach dem im Winter 1933/34 durchgepaukten »Gesetz
zur Ordnung der nationalen Arbeit« (AOG) konnte der
Arbeitgeber sich als »Führer des Betriebes« sehen, die
Angestellten und Arbeiter waren die »Gefolgschaft«. Die
Formulierung »Der Führer des Betriebes entscheidet 
der Gefolgschaft gegenüber in allen betrieblichen Ange-
legenheiten« machte klar, das sich hinter der verbalen
Verbeugung vor der im Übrigen nirgends systematisch
entfalteten NS-Ideologie die Absicherung einer strikten
betrieblichen Hierarchisierung ohne einklagbare Rechte
verbarg. Mansfeld gab selbst einen Kommentar zu dem
Gesetz heraus, der zusammen mit dem Kommentar von
Mansfeld/Pohl die Folie für die gesamte Auslegungs-
praxis der Nazi-Zeit bilden sollte.
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Durch das Arbeitsordnungsgesetz vom Januar 1934 wur-
de das Betriebsrätegesetz von 1920 aufgehoben. Das
AOG sah keine Mitspracherechte der Belegschaften vor.
Vertrauensräte sollten eine harmonische »Betriebsge-
meinschaft« vorspiegeln. Der Arbeitgeber hatte maßgebli-
chen Einfluss auf die Aufstellung der Vertrauensmänner,
die im »Einvernehmen« mit dem Betriebszellenobmann
der NSBO zustande kam. Die Arbeitnehmer konnten die
Liste zwar missbilligen, das heißt sie ungültig machen
oder Kandidaten ausstreichen, aber keinen eigenen
Wahlvorschlag gegen den Willen des Arbeitgebers durch-
setzen. Der Arbeitgeber berief im Übrigen die Zusam-
menkünfte des durch die Belegschaft bestätigten Ver-
trauensrates ein und leitete sie auch. Dem Vertrauensrat
oblag die Pflicht, »das gegenseitige Vertrauen innerhalb
der Betriebsgemeinschaft zu vertiefen«. An der Spitze
der Maßnahmen, zu denen er beratend hinzugezogen
werden konnte, stand die »Verbesserung der Arbeitsleis-
tung«. Der Vertrauensmann musste der DAF angehören
und »die Gewähr bieten, daß er jederzeit rückhaltlos für
den nationalen Staat eintritt«. Eine Differenzierung nach
Arbeitern und Angestellten entfiel im Gesetzestext, was
freilich nur eine propagandistische Einebnung im Sinne
der Phrase von der »Volksgemeinschaft« bedeutete.

Dass die Belegschaften von der Aufstellung der Ver-
trauensmänner-Listen völlig ausgeschlossen waren, 
zeigt sich im Verfahren, das Betriebsführer und NSBO-
Betriebszellenobmann bei der Berliner Schultheiß-Braue-
rei einschlugen. Noch entlarvender verlief das »Wahlver-
fahren« auf der Zeche »Concordia« in Oberhausen«. Als
Direktor Dr. Gustav Dechamps seine Bedenken gegen
einige Personen auf der von der NSBO vorgeschlagenen
Liste formulierte, »hat die politische Leitung [der NSBO]
nachgegeben. Die Aufstellung der Liste vollzog sich ohne
jede Reibung«. Bei der Wahl fanden die Listen bei Con-
cordia allenfalls mit knapper Not eine Mehrheit. Offen-
sichtlich waren die bekanntesten Nazis durchgestrichen

R e c h t l o s  u n d  a b h ä n g i g
vo m  » B e t r i e b s f ü h r e r « :

D e r  Ve r t r a u e n s r a t

Vertrauensrat-Sitzung bei der Firma Eickhoff in Bochum
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Direktor Gustav Dechamps beschreibt in seinem Brief an Dr. Berckemeyer
vom 2. Mai 1934 die Auswahl der Vertrauensmänner und die Einschrän-
kung ihrer Arbeit.

Vorschlagliste für die Aufstellung von Vertrauensmännern bei der 
Schultheiß-Brauerei in Berlin, 1934

Das »Gelöbnis« der Vertrauensmännern am 1. Mai 1934 auf Minister
Stein in Dortmund 
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worden. Dechamps bezeichnete es gegenüber seinem
Aufsichtsratsvorsitzenden als größte Schwierigkeit, den
Vertrauensleuten klarzumachen, »dass sie etwas ganz
anderes sind, als der Betriebsrat und dass alle die Rege-
lungen, die für den Betriebsrat vorgesehen waren, nun-
mehr nichts mehr zu bedeuten haben«. Das galt nach
Dechamps insbesondere für Freistellungen von der
eigentlichen Arbeit.

In einer pompösen Maskerade hatte der neu eingesetzte
Vertrauensrat vor versammelter Belegschaft am 1. Mai
1934 zu geloben, dass er »nur dem Wohle des Betriebes
und der Gemeinschaft aller Volksgenossen« dienen wol-
le. Anstelle des § 1 des Betriebsrätegesetzes, nämlich
der »Wahrnehmung der gemeinsamen wirtschaftlichen
Interessen der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber gegen-
über«, hieß es nun, die »Diensterfüllung« habe »unter
Zurückstellung eigennütziger Interessen« zu erfolgen. 
Die subalterne Position des Vertrauensrats gegenüber
dem »Betriebsführer« wird augenfällig durch das Foto
vom Gelöbnis am 1. Mai 1934 auf der Dortmunder
Zeche »Minister Stein« dokumentiert.

Die Vertrauensrats-Sitzungen bei den Berliner Osram-
Werken in den Jahren 1934 und 1935, als der Vertrau-
ensrat durch die Scheinwahlen noch halbwegs legitimiert

Ablehnung von Freistellungen und von Besprechungen der Vertrauens-
leute ohne den Betriebsführer bei Osram

Sprechzettel für den Stellvertreter des »Betriebsführers« der Schultheiß-
Brauerei für die Amtseinführung der Vertrauensmänner am 2. Mai 1934
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schien, zeigen das Nachwirken jener Traditionen, die sich
in den 13 Jahren der Geltung des Betriebsrätegesetzes
herausgebildet hatten: Gefordert wurden Freistellung der
Belegschaftsvertreter von der Berufsarbeit, eigenständi-
ge Sitzungen ohne die Werksleitung und das Recht auf
einen unzensierten Briefverkehr. Diese Forderungen 
wurden vom Betriebsführer samt und sonders abgelehnt.
Mit zunehmender Besorgnis mussten überdies die 
Direktionen feststellen, dass der im AOG vorgesehene
Beschwerde-Instanzenweg, der innerbetrieblich reguliert
werden sollte und allenfalls im Treuhänder der Arbeit
eine überbetriebliche Schiedsinstanz vorsah, nicht ein-

gehalten wurde. Die »Anrufung irgendwelcher Stellen
außerhalb des Betriebes« bezog sich auf die Amtswalter
der DAF, die, im Bemühen um eine Rechtfertigung ihrer
in die Zehntausende zählenden hauptamtlichen Funk-
tionäre, in das betriebliche Konfliktfeld einzudringen
suchten. Die vom Arbeitsministerium über die Treuhän-
der ausgegebene Losung »Vertrauensrat – nicht Betriebs-
rat« führte der deutschen Öffentlichkeit auf unfreiwillige
Weise vor Augen, welche bedeutsamen Rechte mit der
Beseitigung der Betriebsräte verloren gegangen und
welch eng begrenzte Aufgaben für die Vertrauensräte 
in der »Betriebsgemeinschaft« vorgesehen waren.

Entlarvende Klarstellung des Treuhänders Berlin-Brandenburg zu der den Vertrauensräten zugedachten Rolle vom Juli 1935
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Die nach dem AOG Anfang April 1934 erstmals durch-
geführten Vertrauensratswahlen sollten eine Nagelprobe
für die Bereitschaft der Arbeitnehmer sein, ob sie sich
mit den neuen gesetzlichen Verhältnissen abgefunden
hatten. Während die NSBO bemüht war, den in vielen
Betrieben für sie enttäuschenden Zustimmungsgrad für
ihre Kandidaten herunterzuspielen, trafen die Misser-
folge bei der DAF den Kern ihres Selbstverständnisses.
Einer Massenorganisation mit Zwangsmitgliedschaft 
und mit vom Lohnbüro einbehaltenen Mitgliedsbeiträ-
gen, deren Aufgabe »die Erziehung aller im Arbeitsleben
stehenden Deutschen zum nationalsozialistischen Staat
und zur nationalsozialistischen Gesinnung« sein sollte,
mussten die insgesamt unbefriedigenden Ergebnisse der
Abstimmungen den Spiegel ihres begrenzten Einflusses
vorhalten. Und in der Tat stießen die von Leys Amtswal-
tern vorgenommenen Fälschungen der Gesamtergebnis-
se sogar in Parteikreisen auf Befremden, zumal man
eine realistische Einschätzung der betrieblichen Stim-
mungen nicht meinte entbehren zu können.

Bei den betrieblichen Abstimmungsstatistiken hingegen
kann man von einer hohen Glaubwürdigkeit ausgehen,
hatten die Werksdirektoren doch kein Interesse daran,
durch die Veröffentlichung überhöhter Wahlergebnisse
ein zu starkes Selbstbewusstsein bei den Vertrauensrä-
ten zu fördern. Bei Krupp in Essen ist auffällig, dass bei
der ersten »Wahl« am 4. April 1934 nur 71 Prozent der
Stimmzettel Zustimmung signalisierten, während es bei
9,4 Prozent zu Streichungen einzelner Kandidaten kam.
Die völlige Ablehnung durch ungültige oder ganz durchge-
strichene Stimmzettel lag gar bei 19,6 Prozent. Bei der
GHH in Oberhausen, deren Direktion im übrigen eine
Zwangsmitgliedschaft ihrer Belegschaft in der DAF bis
Ende der 1930er Jahre ablehnte, zeigte sich, dass die
auf den Vertrauensrats-Listen auftretenden Betriebs-
obleute der DAF mit Abstand die wenigsten Stimmen
erhielten. Als der Gaubetriebszellenobmann in Essen,

M i s s t r a u e n s v o t u m :  
D e r  K o l l a p s  d e r  

» Ve r t r a u e n s r a t s w a h l «

1. Mai 1935
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Fritz Johlitz, am 18. April 1934 über den Reichssender
Köln den »Ausgang der Vertrauensratswahlen« zu kom-
mentieren hatte, musste er – zur Rechtfertigung des
Wahlergebnisses – einräumen, dass man eine völlige
Zustimmung ohnehin niemals erreichen könne, »denn
jeder gesunde Organismus wirft Schlacken ab«. Das sei-
en diejenigen, »die an einem geordneten Staatswesen
niemals ein Interesse bekunden werden, das sogenannte
Untermenschentum«.

Bei den Abstimmungen zum Vertrauensrat 1935 war der
Zustimmungsgrad vielfach noch weiter gesunken, so bei
Krupp und auf vielen Zechen des Ruhrgebiets. Wenn sich
ein neu installierter Vertrauensrat dann tatsächlich der
Interessen der Arbeitnehmer annehmen wollte, so konn-
te er, wie auf der Zeche »Concordia« in Oberhausen, zwi-
schen die Mühlsteine von Betriebsführer und regionaler
Arbeitsfront geraten. Da die Firmenleitung am längeren
Hebel saß, konnte die Disziplinierung des Vertrauensrats

Streng vertraulicher Monatsbericht der Reichstreuhänder der Arbeit 
für März und April 1938 informiert über starke Missstimmungen in 
der Arbeiterschaft.

Vertrauensrat-Wahlen bei Rheinstahl-Arenberg 1935
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unter dem ideologischen Motto stattfinden: Man müsse
sich bewusst sein, »dass keine Gräben mehr die einzel-
nen Volksteile trennen, sondern alle im gleichen Boot 
sitzen und zusammengehören«. So wurde eindeutig
geklärt, dass Vertrauensräte nicht Interessenvertretun-
gen der Arbeitnehmerschaft, sondern Instrumente der
Arbeitgeber waren zur reibungslosen Durchsetzung 
ihrer Entscheidungen.

Da die Ergebnisse der Vertrauensrats-Abstimmungen
sowohl 1934 als auch 1935 erheblich hinter den Erwar-
tungen der Nationalsozialisten zurückgeblieben waren,
wurden die Abstimmungen 1936 drei Tage vor dem für
Anfang April vorgesehenen Termin abgesagt. Dieser 
Vorgang wiederholte sich im nächsten Jahr, so dass die
Zusammensetzung des Vertrauensrats angesichts der
Arbeitskräfte-Fluktuation allmählich ein verzerrtes Bild
abgab. Nach dem Urteil des Reichsinnenministers Dr.
Frick im November 1937 ergaben sich weitere gravieren-
de Nachteile: Der wiederholte Aufschub der Wahlen sei
Wasser auf die Mühlen der kommunistischen Agitation.
Es werde der Eindruck erweckt, »daß der nationalsozialis-
tische Staat der Unterstützung der Arbeiterschaft nicht
mehr sicher sei«. Fricks Argumentation zielte aber auch
gegen den zunehmenden betrieblichen Einfluss der DAF,
die sich über ihre Obmänner an die Stelle der rechtlosen
Vertrauensleute zu schieben suchte. Daher befürchtete
er, dass diese »in den Augen der Gefolgschaft« allenfalls
»Vertrauensmänner des Betriebsführers oder der DAF,
jedenfalls von außen her bestellte Organe« seien. Noch
krasser spiegelte sich der betriebliche Unmut in den
streng vertraulichen Monatsberichten der Reichstreu-
händer der Arbeit für März und April 1938: Da die Amts-
dauer der Vertrauensräte erneut durch Gesetz, und zwar
diesmal »bis auf weiteres«, verlängert worden war, »fühlt
sich der Arbeiter um sein letztes Recht und die einzige
Einflußmöglichkeit gebracht, die ihm das AOG gelassen

Reichsinnenminister Wilhelm Frick spricht sich gegen die Abschaffung
der Vertrauensrat-Wahlen aus
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hat«. Es werde sogar behauptet, »daß Betriebsobmann
und Vertrauensmänner vom Unternehmer ›gekauft‹
seien«. Die in die Vertrauensräte durch die Treuhänder
der Arbeit nachgerückten DAF-Obleute fühlten sich 
inzwischen als »Sozialdirektoren«.

Tatsächlich sanktionierte die Reichskanzlei durch ihren
Chef Dr. Lammers am 13. Juni 1938 dieses Verfahren:
Wahlen sollten entfallen, die Vertrauensleute vielmehr
unter »Mitwirkung der Arbeitsfront im Wege der Berufung
bestellt werden«. Offensichtlich hatte sich Hitler persön-
lich für diesen Modus entschieden, bezeichnenderweise,
ohne den persönlichen Vortrag des Arbeitsministers ent-
gegenzunehmen. Der für das Regime charakteristische
Weg improvisierter Entscheidungen dokumentierte ein-
mal mehr, wie Staatsinterventionen in den betrieblichen
Bereich neue Probleme schufen, ohne die Unzufrieden-
heit bei den Arbeitnehmern abstellen zu können.

Hitler will »Berufung« der Vertrauensmänner anstelle von Wahlen.
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Seit der Vereinbarung mit der Ministerialbürokratie 
von Arbeits- und Wirtschaftsministerium vom November
1933 war die DAF von einer Rolle beim sozialen Aus-
gleich und bei den »materiellen Fragen« im Betrieb aus-
drücklich ausgeschlossen und in den Bereich der »natio-
nalsozialistischen Erziehung« verwiesen worden. In dem
Maße freilich, in dem die Rechtlosigkeit der Vertrauens-
räte deutlich wurde, wuchs der betriebliche Einfluss der
Obmänner der DAF. Der steigende Eingang von Mitglieds-
beiträgen ermöglichte es der DAF, zwischen 30.000 und
40.000 hauptamtliche Beschäftigte einzustellen sowie
darüber hinaus eine in die Hunderttausende gehende
Zahl von in den Betrieben tätigen ehrenamtlichen Funk-
tionären zu dirigieren. So nahm sie sich begierig der 
notwendigerweise entstehenden betrieblichen Konflikt-
felder an, für die keinerlei rechtlicher Regulierungsme-
chanismus mehr vorgesehen war. Schon um ihre eigene
organisatorische Expansion zu rechtfertigen – sie wurde
zur größten Massenorganisation im »Dritten Reich« –,
musste sie sich des Unmuts annehmen, der sich in 
der Arbeitnehmerschaft ausbreitete. 

Bereits im Vorfeld der ersten Vertrauensrats-Abstimmun-
gen nach dem AOG im April 1934 sahen sich Arbeitsmi-
nister Franz Seldte und Wirtschaftsminister Kurt Schmitt
veranlasst, Eingriffe von außerhalb der Betriebe in das
Wahlverfahren zurückzuweisen: »Das Gesetz will also
gerade Einmischungen betriebsfremder Elemente, wie
sie früher von den Gewerkschaften vorgenommen wor-
den sind, ausschließen«. Der in das AOG eingeschriebe-
ne Zweck, um die Betriebe einen Schutzwall gegen die
»organisatorische Krake« der DAF zu errichten, drohte
schon beim ersten Probelauf pulverisiert zu werden. 
So erklärt sich auch die Schärfe der Breitseite gegen 
Ley: »Wer gegen den vom Gesetzgeber gewünschten
Grundsatz verstößt, läuft Gefahr, zur Rechenschaft 
gezogen zu werden«.

D i e  b e t r i e b l i c h e  
St r a t e g i e  d e r  D A F :  

H i n e i n r e g i e r e n  i n  d i e
» B e t r i e b s g e m e i n s c h a f t «

Robert Ley im Gespräch mit sächsischen Braunkohle-Bergleuten (1941)
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Treuhänder der Arbeit Sachsen am 20. Juni 1935 über das Misstrauen
der Arbeiterschaft gegen die DAF und die Reichsregierung
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Um sich den Anschein einer rechtlichen Basis zu 
verschaffen, erschlich sich Ley gegen den ausdrück-
lichen Willen von Rudolf Heß und der Fachminister am 
24. Oktober 1934 eine Verordnung mit der Unterschrift
Hitlers, die nicht einmal im Reichsgesetzblatt erschien.
Offensichtlich war der Reichskanzler im Herbst 1934 zu
der Überzeugung gekommen, dass die Macht der konser-
vativen Eliten im Arbeitgeberlager und in der Ministerial-
bürokratie nun stärker eingeschränkt werden konnte. 
Bei der »Bildung einer wirklichen Volks- und Leistungs-
gemeinschaft aller Deutschen« sollte nach dem Willen
Leys die Aufgabe der Arbeitsfront sein, den »Arbeitsfrie-
den« dadurch zu sichern, »daß bei den Betriebsführern
das Verständnis für die berechtigten Ansprüche ihrer
Gefolgschaft« geschaffen werde. Tatsächlich konnte die
DAF in der Folgezeit, wenn auch unsystematisch und
ohne wirkliche Rechtsgrundlage, als soziale »Dehnungs-
fuge« des Regimes auftreten.

Angesichts der rückläufigen Arbeitslosenzahlen wandte
sich das Augenmerk der deutschen Arbeitnehmer zuneh-
mend wieder der Lohnfrage zu. Der Unmut über die staat-
lich verordnete Deckelung der Löhne machte zu Recht
die Politik der Treuhänder der Arbeit und das hinter
ihnen stehende Arbeitsministerium als Urheber aus. 
Mit Notwendigkeit geriet so die DAF in den Fokus der
allenthalben beobachtbaren »Lohnbewegungen«. Der
Treuhänder der Arbeit für das Wirtschaftsgebiet Sachsen
referierte daher im Juni 1935 dem Arbeitsministerium
die in der Arbeiterschaft grassierende Überzeugung, 
der Zeitpunkt sei gekommen, »das von den führenden
Männern der DAF der Arbeiterschaft gegebene Verspre-
chen der Verbesserungen des Lohniveaus jetzt endlich
einzulösen«. Treuhänder Stiehler sah durchaus die
Gefahr, dass »die Arbeiterschaft in ein Mißtrauens-
verhältnis zur Reichsregierung hineinwächst«. 

Bekanntmachung des Reichsarbeitsministers und des Reichswirtschaftsministers vom 4. April 1934 gegen die »Einmischung« 
der DAF bei Vertrauensratswahlen
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Streikgerüchte im westfälischen Bergbau

Während der Treuhänder eine Lösung des Problems in
einem umfassenden Verbot der »Erörterung der Lohn-
frage« sah, verstärkte sich der Handlungsdruck auf die
Arbeitsfront, zumal mit dem Erreichen der Vollbeschäfti-
gung seit 1936 in den Betrieben nicht nur über »unge-
nügende Löhne« und »karge Ernährungsweise« geklagt
wurde, sondern gerade im rüstungswirtschaftlich hoch-
problematischen Kohlenbergbau eine »Antreiberei« gegei-
ßelt wurde, »die man als unnationalsozialistisch und
menschenunwürdig« bezeichnete. Die Stimmung der
Bergleute schwankte zwischen Resignation wie in Sach-
sen und den Anzeichen von Streikbereitschaft wie im
Ruhrbergbau. Die Hauer der Gedinge-Kameradschaften
waren nicht nur die ideologischen NS-Leitbilder vom

heroischen Arbeiter, sondern auch misstrauisch beob-
achtete Urheber widerständigen Eigensinns auf der 
Basis tradierter Solidarität.

Derweil verweigerten sich gerade die Arbeitgeber im
Ruhrbergbau lohnpolitischen Aufbesserungen. Sie 
meinten, wie z. B. Direktor Dr. Dechamps von der Zeche 
»Concordia«, den Ende der 1930er Jahre zu verzeichnen-
den Rückgang der Förderung »an dem Bummeln und an
dem Krankfeiern« der Bergleute festmachen zu können.
Dechamps sah gerade auch in der »Agitation« der DAF
gegen ein angebliches »Antreibersystem« der Steiger 
die Ursache für »willkürliche Feierschichten«. Dechamps
einigte sich mit dem Kreisobmann der DAF Staubach

Besprechung Dr. Dechamps (Concordia) mit dem DAF-Kreisobmann
Staubach am 15. Juli 1939: Verweigerung eines Sprechzimmers für 
den Vertrauensrat
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darauf, nach einer strengen Verwarnung solche »Bumme-
lanten einmal für einige Zeit nach Dachau« zu schicken.
Der »Führer des Betriebs« und der DAF-Funktionär ver-
ständigten sich im Übrigen im Juli 1939 darauf, dass
man »das Vertrauensratszimmer auf den Schächten ganz
beseitigen könne«, um der Möglichkeit von Beschwerden
zuvor zu kommen. Der Fall zeigt im Kern, worauf die Akti-
vitäten der DAF insgesamt aus waren: Nicht eine beharr-
liche Verfolgung der Interessen der Lohnabhängigen war
ihre Devise, sondern es war die Löschung von sozialen
Brandherden, was sie auf den Plan rief. Denn die Nach-
richten von Unmut und Unruhe hätte doch die eigene
Machtposition vor dem »Führer« in Frage stellen können.

Gedingekameradschaft im Ruhrbergbau beim »Buttern«, d. h. bei der Mittagspause (1930er Jahre)
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In der gesellschaftlichen Realität des »Dritten Reiches«
spielte die immer wieder als Keimzelle der nationalso-
zialistischen »Volksgemeinschaft« propagierte »Betriebs-
gemeinschaft« faktisch keine Rolle. Der Begriff der
»Betriebsgemeinschaft« diente vielmehr zur ideologi-
schen Verbrämung wirklicher Entscheidungs- und Macht-
strukturen im Betrieb: Der »Betriebsführer« gebot gegen-
über der »Gefolgschaft« in allen Belangen. Als mit
Erreichen der Vollbeschäftigung ab 1936 die Chancen
der Beweglichkeit der Arbeitnehmer auf dem Arbeits-
markt wuchsen, traten die Züge einer »Leistungs- und
Kampfgemeinschaft« noch deutlicher hervor. Das Reichs-
arbeitsdienstgesetz vom Juni 1935, Maßnahmen der
Dienstverpflichtung, der Arbeitserziehung, der Arbeits-
pflicht und der Einschränkung der Arbeitsplatzwahl eng-
ten den Handlungsradius der Arbeitnehmer massiv ein.

Umso größer war der propagandistische Aufwand, den
die Deutsche Arbeitsfront betreiben musste, um als Mas-
senorganisation ihren Einfluss im nationalsozialistischen
Machtgefüge zu legitimieren. Der reisefreudige Robert
Ley versäumte keine Gelegenheit, um Nähe zum »Hand-
und Kopfarbeiter« zu simulieren. Dabei musste er ein
ums andere Mal empfindliche Prestige-Einbußen bei der
Berührung mit der realen Arbeitswelt hinnehmen, wie
seine Stippvisite bei der MAN in Nürnberg belegt. Leys
Ruf war in der deutschen Öffentlichkeit ebenso wie in
der subversiven Witz-Kultur zu Recht der eines Trunken-
boldes, der einen fürstlichen Lebensstil pflegte und des-
sen Verhalten von Sprunghaftigkeit, Korrumpierbarkeit
und einem schneidenden Antisemitismus geprägt war.

Während die DAF schon aus Gründen der Herrschaftssi-
cherung bemüht war, sich durch populistische Maßnah-
men – so bei der Nichtanrechnung unentschuldigter
Fehltage auf den Urlaubsanspruch im Ruhrbergbau in
der zweiten Hälfte der 1930er Jahre – Anerkennung zu
verschaffen, legten es die dem Reichsarbeitsministerium

B e t r i e b s d i k t a t u r :  
D i e  R e a l i t ä t  d e r  

» B e t r i e b s g e m e i n s c h a f t «

Robert Ley im Kreise Kruppscher Arbeiter (November 1933)
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unterstellten Treuhänder der Arbeit darauf an, die Macht-
sphäre des Betriebs nach außen abzuschotten. Deren
»Zehn Gebote der Betriebsgemeinschaft« vom Juni 1936
forderten demonstrativ auch vom »Betriebsführer«, sei-
ner »Gefolgschaft ein wahrer Kamerad« zu sein. Richtete
sich die in den Paragraphen 35 ff. des AOG begründete
»Soziale Ehrengerichtsbarkeit« einmal gegen einen Unter-
nehmensleiter, so konnte er nur in seiner Rolle als »Füh-
rer des Betriebes« abberufen werden; er hatte dann sel-
ber einen Stellvertreter aus dem Vorstand zu benennen.
In die eigentliche Geschäftsführung des Unternehmens
konnte nach dem AOG nicht eingegriffen werden. Der

Vorstandschef hatte lediglich mit dem gewiss leicht zu
verkraftenden Makel zu leben, beim Massenaufmarsch
zum 1. Mai nicht die Rede zum Ruhm »unseres geliebten
Führers Adolf Hitler« halten zu dürfen. Den Vertrauens-
männern wurde im Übrigen angeraten: »Denkt nicht 
nur an das Wohl und die Wünsche eurer Arbeitskame-
raden, ihr seid nicht der Interessenvertreter.« Allenfalls 
für »Ruhe, Ordnung und Sauberkeit im Betrieb« sollten
sie mitverantwortlich sein. Mögliche Kritiker wurden als
»Nörgler und Besserwisser« gebrandmarkt. Die »Arbeits-
befreiung«, die etwa das gemeinsame Anhören der Rund-
funkübertragungen von Hitler-Reden oder die Teilnahme

Zechen-Zeitung Minister Stein-Fürst Hardenberg vom 5. Juni 1936



98

an den Feiern am 1. Mai ermöglichte, ist keineswegs als
»Wohltat« für die Arbeiter zu deuten, sondern belastete
sie durch Nacharbeit von »hierdurch versäumten Arbeits-
stunden« oder, wie im Fall der Maifeier, durch Einbußen
beim Schichtlohn. Mit Kriegsbeginn entfiel der 1. Mai als
arbeitsfreier Tag ohnehin.

Während die DAF große Anstrengungen unternahm,
durch symbolische Akte wie Betriebsfeiern, Aufmärsche,
Spruchbänder und Parolen ihre Defizite als eine wirkliche

Interessenvertretung der Arbeitnehmerschaft zu kom-
pensieren, war das Reichsarbeitsministerium darauf
bedacht, das Lohnniveau auf dem Stand der Weltwirt-
schaftskrise zu halten. Minister Seldte begründete den
»Erfolg« seiner Politik des Lohnstopps gegenüber der
Reichskanzlei im Oktober 1935 bezeichnenderweise 
mit der »Rücksicht auf das Gelingen der Arbeitsschlacht
und auf die Wiedererlangung der deutschen Wehrho-
heit«. An den scharfen Auseinandersetzungen zwischen
dem Arbeitsministerium samt seinen weisungsgebunde-
nen Treuhändern einerseits und der auf Propagandaer-
folge angewiesenen DAF andererseits lässt sich ablesen,
dass die betriebsinternen Konflikte durch bloße Unter-
drückung keineswegs beseitigt wurden, sondern sich in
die Institutionen des wuchernden Staats- und Parteiap-
parates verschoben hatten. Dadurch erhielten sie bis-
weilen eine systemkritische Brisanz. So erwies sich das 
»Ringen um die Betriebsgemeinschaft« als Kampf der
nationalsozialistischen Amtsträger um die Betriebe. Dass
diese Politik nicht uneingeschränkt erfolgreich war, bele-

Urkunde als »Nationalsozialistischer Musterbetrieb« für den 
Bochumer Verein vom 1. Mai 1937

Hitler mit Direktor Borbet beim Bochumer Verein für Gußstahlfabrikation
(14. April 1935)

Verpflichtung von Osram-Beschäftigten zur Anhörung der Regierungs-
erklärung im Rundfunk am 30. Januar 1934
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gen die Anzeichen von Unzufriedenheit in der Arbeitneh-
merschaft, vor allem der – trotz der massiven Strafan-
drohungen zu verzeichnende – Anstieg der betrieblichen
Fehlzeiten.

Die Propaganda-Maßnahmen der DAF weiteten sich
indessen aus: Ein »Reichsberufswettkampf« wurde 1934
ausgerufen, die betriebliche Sozialpolitik als Aufgaben-
feld beansprucht, die »Kraft durch Freude«-Aktionen
angekurbelt. Im Streit um die Berufsausbildung setzte
sich die Wirtschaft gegen die Monopolansprüche der
DAF durch: Die Ausbildung des betrieblichen Nachwuch-
ses wollte man durchaus nicht dem Einfluss einer NS-

Organisation überlassen. In der Zuständigkeit für den
»Sozialen Wohnungsbau« konnte sich Ley 1942 endgültig
gegen den Anspruch des Arbeitsministeriums durchset-
zen, seine ausschweifenden Pläne waren zu diesem Zeit-
punkt freilich durch die Bombardierung der deutschen
Städte ohne Realisierungschancen; ein monumentales
Wiederaufbauprogramm wurde für die Nachkriegszeit
angekündigt.

Der jährlich durchgeführte »Wettkampf der Betriebe« 
der DAF konnte mit der Auszeichnung als »Nationalso-
zialistischer Musterbetrieb« abgeschlossen werden.
Unter den großen Montanbetrieben qualifizierte sich
dafür lediglich der »Bochumer Verein für Gußstahlfab-
rikation«, der unter dem Konzerndach der Vereinigten
Stahlwerke stand. Der Wirtschaftsaufschwung hatte 
hier schon 1932 wieder eingesetzt, durch Rüstungsauf-
träge des NS-Regimes aber später weiteren Auftrieb
erhalten. Die Reise- und Besuchshäufigkeit der Hitler,
Göring, Heß und Ley in den Werken des Ruhrgebiets 
war notorisch, und der Vorstand des »Bochumer Vereins«,
Dr. Walter Borbet, konnte dem Reichskanzler im April
1935 voll Stolz die Stätten seiner Waffenproduktion vor-
stellen. Der von großbürgerlich-ständischen Ehrvorstel-
lungen des 19. Jahrhunderts geprägte Borbet verstrickte
sich freilich im Netz kriegswirtschaftlicher Kompetenzen
und Institutionen; am 4. Januar 1942 machte dieser Pro-
pagandist einer »Betriebsgemeinschaft« mit einer Pistole
seinem Leben ein Ende.

Reichsarbeitsminister Seldte berichtet dem Chef der Reichskanzlei 
im Oktober 1935 über das erfolgreiche Einfrieren der Arbeiter-Löhne 
auf dem Stand von 1933.

Betriebsappell mit Robert Ley im Siemens-Schaltwerk am 31. Januar 1938Robert Ley im Mai 1934 bei MAN in Nürnberg

Deutschland-Bericht der Sopade Prag, 30. August 1934
Juli/August 1934

MAN-Nürnberg:
Anfang Mai besuchte der Führer der DAF, Ley, den Betrieb. 
Er ging durch die Fabrikräume und sprach auch »wohlwollend«
mit einzelnen Arbeitern. Man begegnete ihm mit sehr geringem
Interesse. Einzelne Arbeiter sahen kaum von der Arbeit auf. 
Ley wollte sich mit einem Schweißer, der gerade mit dem 
Helmverschluss bei der Arbeit stand, unterhalten. Der Arbeiter
stürzte den Verschluss hoch und klappte ihn sofort wieder zu,
als er Herrn Ley vor sich sah. Sichtlich unangenehm berührt
ging Herr Ley weiter. – Eine neue Erfindung: Vor Tagen
erschien im grossen Fabrikhof der MAN eine Musik-Kapelle 
der Arbeitsfront und spielte den Arbeitern ein Standkonzert.
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Seit 1936 wurde der Arbeitskräftemangel zum größten
Hemmschuh für die wirtschaftliche Aufrüstung des Deut-
schen Reiches. Die Lenkung des Arbeitskräfteeinsatzes
im nationalsozialistischen Vierjahresplan war deshalb
der Versuch, von staatlicher Seite der Arbeitskräfte-
knappheit entgegenzuwirken und zugleich die Arbeiter-
schaft zu disziplinieren. Mit den Verordnungen zur Durch-
führung des Vierjahresplans, die seit Oktober 1936
erlassen wurden, wurde die freie Arbeitsplatzwahl nach
und nach aufgehoben und Gefängnis- oder Geldstrafen
bei Zuwiderhandlungen angedroht. Gleichzeitig wurden
den Unternehmen mehr Möglichkeiten zur Arbeitszeit-
verlängerung eingeräumt. Mit der Arbeitszeitordnung
vom 30. April 1938 wurde der Acht-Stunden-Tag (bei
einer Sechs-Tage-Woche) praktisch aufgehoben, da sie
den Treuhändern die Möglichkeit eröffnete, die Arbeits-
zeit »aus dringenden Gründen des Gemeinwohls« gene-
rell zu verlängern. Die Vertrauensräte wurden nun – wie
bei der Schultheiß-Brauerei in Berlin Ende 1938 – unter
Berufung auf Appelle von Ley angehalten, die Beleg-
schaften zu höherer Arbeitsleistung und Mehrarbeit zu
drängen. Die »Belegschaftsvertretung« war längst zum
Instrument eines betrieblichen Antreibungssystems
geworden.

Von dem Prozess der zunehmenden Militarisierung der
Gesellschaft, der sich schon vor Kriegsbeginn deutlich
zeigte, blieben auch die Betriebe nicht verschont. Das
betriebliche Zusammenspiel nahm mehr und mehr 
Züge eine Arbeitsanstalt an. 1939 glichen die Feiern 
zum 1. Mai in vielen Unternehmen militärischen Aufzü-
gen, und Sportübungen der Lehrlinge erinnerten an den
Drill auf Exerzierplätzen. Mit Beginn des Weltkrieges 
wurde der Arbeitsplatz bald zur »Heimatfront« erklärt, 
an der jeder »Soldat der Arbeit« seinen Beitrag zum
Kampf um höhere Leistungen zur Unterstützung des
»nationalen Sieges« leisten sollte.Interessenvertretung auf NS-Art bei Schultheiß: Vertrauensleute als 

Agitatoren für Arbeitszeitverlängerungen – und die betrieblichen Folgen
der »Reichskristallnacht«

M i l i t a r i s i e r u n g  
d e r  Ar b e i t s w e l t :  

D i e  s c h i e f e  E b e n e  d e s  
N S - A r b e i t s r e c h t s
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Allen Reglementierungen und Appellen zum Trotz wuch-
sen die Fehlzeiten der Beschäftigten im Laufe des Krie-
ges bedrohlich an. So musste der Betriebsführer von
Osram im Juni 1944 konstatieren, dass in den vergan-
genen Monaten mehr als 15 Prozent aller angesetzten
Arbeitsstunden verloren gegangen seien. Die hohen 
Fehlzeiten waren zum einen wohl verursacht worden
durch die Verlängerung der Arbeitszeit und die Intensi-
vierung der Arbeit, die die betrieblichen Krankenzahlen
hochschnellen ließen. Der Anstieg war zum anderen 
eine Folge der sich verschlechternden Ernährungssitua-
tion und der zunehmenden Zahl von Bombenangriffen
auf die industriellen Ballungsgebiete. Aber er war sicher
auch Ausdruck eines stillen Protestes und einer zuneh-
menden Verweigerungshaltung in der Arbeiterschaft
gegenüber den vielfach als Zumutung empfundenen
Anforderungen der Unternehmen und des Regimes.

In den Unternehmen war deshalb ein »straffes Durch-
greifen gegen Bummelanten« angesagt, wie es die
Betriebsführung von Osram von ihren Abteilungsleitern
forderte. In Kooperation mit Vertrauensräten, Treuhän-
dern, DAF, Amtsgerichten und Geheimer Staatspolizei
versuchten Unternehmensleitungen durch immer schär-
fere Repressionen der zunehmenden Verbreitung der
Leistungszurückhaltung entgegenzuwirken. Mündliche
oder schriftliche Verwarnungen reichten bald nicht mehr
aus. Geld- und Haftstrafen wurden verhängt. Um eine
abschreckende Wirkung bei der »Gefolgschaft« zu erzie-
len, wurde schon im Frühjahr 1942 bei Osram per Aus-
hang bekannt gegeben, dass wegen »häufigen unent-
schuldigten Fehlens und unberechtigten Fernbleibens
von der Arbeit sowie wegen ungenügender Arbeitsleis-
tungen« Beschäftigte in ein Arbeitserziehungslager mit
anschließender Verwahrung bis zum Kriegsende im 
Konzentrationslager überwiesen wurden.

Ideologische Leistungsappelle, Reglementierungen und
Strafen reichten aber allein nicht aus, des Arbeitskräfte-
mangels in den Betrieben Herr zu werden, den die Einbe-
rufung von Beschäftigten zur Wehrmacht verursachte.
Ende Mai 1939 waren bereits 1,4 Mio. Männer einberu-
fen. Bei Kriegsbeginn betrug die Zahl der Wehrmachts-
angehörigen bereits 4,22 Mio., und die im Kriegsverlauf
weiter zunehmenden Einberufungen vergrößerten das
Arbeitskräftedefizit, so dass das Regime schließlich –
entgegen seiner ideologischen Ausrichtung – dazu über-

Versuch der Abschreckung: Aushang bei Osram über Bestrafung 
von Arbeitnehmern wegen Fernbleibens von der Arbeit

Vorboten des Krieges: Militärische Ausrichtung des Betriebsappells am
1. Mai 1939 auf der Zeche Concordia in Oberhausen sowie Freiübungen
von Lehrlingen bei Siemens in Nürnberg (Sommer 1939)
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ging, die verwaisten Arbeitsplätze mit Frauen zu beset-
zen. Aber auch dies reichte nicht aus: Verordnete Arbeits-
zeitverlängerungen, Sonntagspflichtschichten, Dienst-
verpflichtungen in Rüstungsbetriebe – das Netz der
Bestimmungen, mit denen das Arbeitsverhältnis regle-
mentiert wurde, wurde immer engmaschiger. Außerdem
wurden ausländische Arbeitskräfte angeworben, später
jedoch Frauen und Männer aus den von der Wehrmacht
besetzten Gebieten zur Zwangsarbeit nach Deutschland
verschleppt. Jeder fünfte Beschäftigte war im Sommer
1944 ein als »Fremdarbeiter« bezeichneter Ausländer, 
in der Bau-, Bergbau- und Metallindustrie war es jeder
dritte – insgesamt 7,6 Millionen. Die Zwangsarbeiter, vor
allem die Arbeiterinnen und Arbeiter aus Polen und aus
der Sowjetunion und die Juden, standen auf der unters-
ten Stufe in der betrieblichen Hierarchie. Eingepfercht in
Lager, notdürftig mit Kleidung und Essen »versorgt«, galt
für sie am Arbeitsplatz kein Arbeitsrecht. Sie waren der
Willkür von Wachmännern und Vorarbeitern ausgeliefert.

Als der wieder einmal betrunkene DAF-Führer Ley im
Oktober 1942 mit Werkführern des Ruhrbergbaus im
Essener Hotel »Kaiserhof« zusammentraf, beklagte er
das Fehlen eines »vertrauensvollen Verhältnisses« in 
den Betrieben. Mit wieder vermehrten Vertrauensrats-
Sitzungen und Betriebsappellen meinte er dieser Ent-
wicklung beikommen zu können. Die Herstellung einer
»verschworenen Gemeinschaft« sollte nun aber vor allem
durch die Weckung des »Rassestolzes« des »deutschen
Kumpels« erfolgen. Indem Ley den Versuch unternahm,
die deutschen Arbeiter dadurch aufzuwerten, dass er 
sie zum Aufsichtspersonal über die Zwangsarbeiter
bestimmte, zeigte die Schimäre der nationalsozialisti-
schen »Betriebsgemeinschaft« ihr wahres Gesicht: 
»Wenn ein Russenschwein geprügelt werden soll«, 
dürften »keine falschen Solidaritätsgefühle« dem ent-
gegenstehen. Hier – in der enthemmten Dynamik von
Aufrüstung, Krieg und Zwangsarbeit – offenbarten sich
die Folgen einer entrechtenden Betriebsverfassung.

Robert Ley vor Werkführern des Ruhrbergbaus im Oktober 1942 
über den angeblichen »Rassestolz« des Kumpels und die Prügel für 
ein »Russenschwein«

Maßnahmen gegen unberechtigtes Fehlen bei Osram
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Betriebsappell bei Schultheiß am »Führer-Geburtstag« (20. April 1944). Hitler am selben Tag bei einer Waffen-Vorführung (u. a. mit Göring und Himmler)

Abtransport von russischen Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeitern auf dem Bahnhof von Kowel (Winter 1942)
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Das Herrschaftssystem des Nationalsozialismus wurde
nach einem von ihm entfachten, fünfeinhalb Jahre wäh-
renden Weltbrand von außen beendet. Als Ergebnis des
Zweiten Weltkrieges bot Deutschland im Frühjahr 1945
ein Bild der Zerstörung. Aber in den allerersten Tagen
nach der Befreiung durch die Alliierten, manchmal sogar
schon in den letzten Kriegstagen entstanden in nahezu
allen Industriebetrieben Betriebsvertretungen, die sich
»Betriebsausschüsse«, »Arbeiter- und Angestelltenrat«
oder »provisorische Betriebsräte« nannten. Die Initiative
zu ihrer Gründung ging zumeist von Belegschaftsmit-
gliedern aus, die sich schon vor 1933 gewerkschaftlich
engagiert hatten und in dieser Zeit als Betriebsräte aktiv
gewesen waren. Bei der Konstituierung der ersten Ver-
tretungsorgane, die zumeist nicht auf der Grundlage 
von Wahlen erfolgte, wurde in der Regel darauf geachtet,
dass die unterschiedlichen parteipolitischen Strömungen
der Gewerkschaften der Weimarer Republik im Betriebs-
rat, also Sozialdemokraten, Christdemokraten und Kom-
munisten, seltener auch liberale Gewerkschafter, ver-
treten waren: Das Verbindende, nicht parteipolitische
Konfrontation sollte den Neuanfang prägen. Das war 
der Anfang eines Prozesses, der mit der Überwindung
der gewerkschaftspolitischen Spaltung in der Einheits-
gewerkschaft mündete.

Der personelle Rückgriff zog aber auch ein inhaltliches
Anknüpfen an die Praxis der Weimarer Republik nach
sich. Wie der Betriebsrat des Darmstädter Pharmaunter-
nehmens E. Merck, der in seinem ersten Aufruf an die
Belegschaft im November 1945 hervorhob, dass es das
»deutsche Betriebsrätegesetz von 1920 [ist], auf das wir
uns heute noch stützen«, knüpften die meisten Beleg-
schaftsvertreter an die Kontinuitätslinie der Weimarer
Jahre an. Dies galt aber nicht nur für die Gewerkschafter
in den Betrieben. Auch exilierte Gewerkschafter – wie der
ehemalige Arbeitsrechtsexperte des DMV Ernst Fraenkel
oder die gewerkschaftliche Emigrantengruppe um Ludwig

Ein Ergebnis der nationalsozialistischen Vernichtungspolitik: Deutsch-
land ist ein Trümmerfeld – hier: Zeche Osterfeld (Anfang 1945)

D e r  N e u a u f b a u  d e r  
D e m o k r a t i e  a u s  

d e n  B e t r i e b e n :  
B e t r i e b s r ä t e  a l s  

P i o n i e r e
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Ludwig Rosenberg (1903 – 1977),
seit 1924 Mitglied der SPD und 
seit 1925 der Gewerkschaft der
Angestellten (GDA); 1931 – 1933
Geschäftsführer der GDA in Krefeld,
Düsseldorf und Brandenburg/Havel;
1933 Exil in Großbritannien; 1946
Rückkehr nach Deutschland; seit
1949 Mitglied des Geschäftsführen-
den Bundesvorstand des DGB; 
1962 – 1969 Vorsitzender des DGB

Das Gewerkschaftsprogramm wurde im Frühjahr von Emigranten in
Großbritannien verfasst. Mitautoren waren u. a.: Willi Eichler, seit 1949
MdB, SPD-Bundesvorstand, Mitverfasser des »Godesberger Programms«;
Werner Hansen, Landesvorsitzender des DGB in NRW 1947–1956;
Hans Jahn, Vorsitzender der GdED 1949 – 1959; Ludwig Rosenberg.

Ernst Fraenkel (1898 – 1975)
war von 1926 bis 1933 als
Arbeitsrechtsexperte für den
DMV tätig. Als Jude und aktiver
Gewerkschafter doppelt bedroht,
floh er im Mai 1933 zunächst
nach Großbritannien, später in
die USA. Von 1953 bis 1967 
an der FU Berlin als Professor
für Politologe tätig.

Ernst Fraenkel: Die künftige Organisation der deutschen
Arbeiterbewegung (1943/44)

… Die Vertretung der Arbeiterschaft muß sich auf die Zustim-
mung der Arbeiter in den Betrieben stützen. Der Betrieb stellt
eine Einheit dar, die von der Nazi-Revolution relativ unberührt
geblieben ist. Innerhalb der Betriebe hatten die Arbeiter reich-
lich Gelegenheit, die Haltung ihrer Kollegen wieder und wieder
zu überprüfen. Es ist eine Erfahrungstatsache, daß die Arbeiter,
welche die undankbare Aufgabe eines Belegschaftssprechers
übernahmen, meistens zu jenem Typus des verantwortungs-
vollen, nüchternen und realistischen Arbeiters gehörten, der
das Rückgrat der alten Gewerkschaften bildete. Gerade dieser
Typus wird für den Wiederaufbau der Gewerkschaftsbewegung
nach diesem Kriege benötigt.

Ich schlage deshalb vor, daß in allen Betrieben mit mehr als 
20 Arbeitern Betriebsräte gewählt werden sollten. Für diese
Wahlen sollen die Vorschriften des Betriebsrätegesetzes vom 
4. Februar 1920 gelten, sofern nicht aufgrund der besonderen
Situation der Nachkriegszeit bestimmte Veränderungen jenes
Gesetzes nötig erscheinen. Für die Arbeiterschaft hat dieses
Gesetz symbolische Bedeutung; die Räte waren von allen Insti-
tutionen der Arbeiterschaft die bei weitem populärste. Die Wie-
dereinführung des Betriebsrätegesetzes würde die Bereitschaft
der Besatzungsstreitkräfte symbolisieren, mit der Arbeiterschaft
zusammenzuarbeiten und jene Errungenschaften der Arbeiter-
bewegung aus der Zeit vor der Naziherrschaft wiederherzu-
stellen, die schon in der ersten Zeit des Nazismus auf Geheiß
des Großkapitals von der Hitlerregierung beseitigt worden
waren …



Rosenberg, Werner Hansen und Hans Gottfurcht – 
hatten sich schon während des Weltkriegs für die
»Betriebsdemokratie« der Zeit vor 1933 als Vorbild für
den betrieblichen Neuanfang ausgesprochen. Aber auch 
die Unternehmer waren nun bereit, die Grundlagen des
Betriebsrätegesetzes von 1920 zu akzeptieren. Das 
Weimarer Betriebsrätemodell bildete so das Vorbild für
den Neuanfang der betrieblichen Sozialbeziehungen 
im Nachkriegsdeutschland.

Die Betriebsvertretungen waren in den ersten Wochen
nach Kriegsende von den Besatzungsbehörden zunächst
nur toleriert worden. Der rechtliche Schwebezustand
änderte sich, als im Sommer 1945 in der britischen 
und amerikanischen Besatzungszone Erlasse ergingen,

die geheime Wahlen für die Belegschaftsvertretungen
vorsahen. Auf dieser Linie lagen auch die Verordnungen
der sowjetischen Besatzungsmacht, die zunächst die
betrieblichen Interessenvertretungen anerkannte. Die
auf dieser Grundlage einsetzenden Betriebsratswahlen
waren für einen Großteil der deutschen Bevölkerung
nach zwölf Jahren nationalsozialistischer Diktatur die
erste Möglichkeit zu einer freien Willensbekundung. 
Die wieder entstehende Demokratie in Deutschland
wuchs aus den Betrieben. »Die Betriebsräte sind die 
Pioniere, die das Fundament zum demokratischen
Deutschland bauen sollen«, ermunterte der Betriebs-
ratsvorsitzende Fritz Kraft seine Kollegen, als er am 
9. Juli 1945 die erste Betriebsratssitzung bei der 
späteren Salzgitter AG eröffnete
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Flugblatt des Betriebsrates der Fa. E. Merck, Darmstadt, zu den Auf-
gaben der neu gewählten Arbeitnehmervertretung
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Ausschuss des Betriebsrates der Berliner Elektrizitätswerke AG, 1946. Sitzend der Vorsitzende Paul Pranschke, 
stehend v. l. n. r.: Kurt Schulz, Paul Lucas, Emil Henschke, Otto Gron, und Gerhard Außner.

Die erste Betriebsversammlung im Werk Stuttgart-Untertürkheim der Daimler-Benz AG, 24. Juni 1945
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Bevor die Nazis im Frühjahr 1933 die Gewerkschaften zerschlugen,

beseitigten sie die Mitbestimmung in den Betrieben. Die Betriebsrats-

wahlen im März, die nach den Reichstagswahlen vom 5. März 1933

stattgefunden hatten, brachten ein klares Votum für die Listen der

demokratischen Gewerkschaften. Wäre es nach den Ergebnissen der

Betriebsratswahlen gegangen – die Nationalsozialisten wären nicht 

an die Macht gekommen.

Mit ihrem Gesetz vom 4. April 1933 über Betriebsvertretungen und

wirtschaftliche Vereinigungen wurden die Betriebsratswahlen aus-

gesetzt und die eigenmächtigen, terroristischen Absetzungen der

Betriebsräte legitimiert – die Wahlergebnisse damit auf den Kopf

gestellt. Nach der Zerstörung der parlamentarischen Demokratie 

mit dem Ermächtigungsgesetz vom 24. März 1933 war mit dem 

Ende der Betriebsdemokratie das Schicksal der Weimarer Republik

besiegelt.
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